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Editorial 

Unsere geneigten Leserinnen werden sich schon seit geraumer Zeit fragen, wie 
lange hochschule ost sich der boomenden Wachstumsbranche Osteuropafor• 

schung noch verschließen mag. Schließ/ich klingt OST im Namen unserer 
Zeitschrift mit und ist keineswegs völkisch gemeint. Inmitten der Unzahl \/On 

Aufsätzen über nachholende Modernisierung in Osteuropa waren bislang nicht 
allzu viele zum Umbruch der Wissenschaftslandschaft auszumachen. Um so mehr 

freuen wir uns, nunmehr unseren Leserinnen die Kurzfassungen einiger im 1 
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums erarbeiteter Studien vorstellen zu 

können. Der Vorteil der im vorliegenden Heft vereinten Aufsätze zum Wandel der 
osteuropäischen W,ssenschaftslandschaft besteht dabei zweifelsohne in der 

empiriegesättigten LAnderspezifik, die selbst für sonst mit dem Thema vertraute 
Leserinnen neue Aspekte tiefem dürfte. Humakapital wird schließlich allerorten als 
eine entscheidende Ressource gehandelt, die den postkommunistischen Staaten 

das Schicksal einer Lateinamerikanisierung ersparen könne. 

Das \/On Dahrendorf beschriebene "Tal der Tränen" wird noch immer bevorzugt 
aus dem Präferenzgefüge westlicher Denkfabriken heraus in die Artikellandschaft 

verschiedener Journale projiziert. Die Probleme der im o.g. Tal ablaufenden 
Schwimmübungen ersche;nen dann bloß auf der Folie \/On Privatisierung und 

Demokratisierung. Die historische Singularität der postkommunistischen System-
umbrüche in Gestalt sich gegenseitig beeinflussender - politischer, ökonomi­

scher, soziokultureller - Transformationsdimensionen ist in ihrer Komplexität auch 
in der Tat schwer zu fassen. Abhilfe versshafft da zumeist die Methode des Als-ob: 
Osteuropa wird von Internationalen Organisationen auch tatsächlich so behandelt, 
als ob sich die entwicklungspolitischen Methoden auf die Gesellschaften sowjeti· 

sehen Typs übertragen lassen. Angesichts der sich entfaltenden Transformations-
krise in Osteuropa kann dann im Westen so getan werden, als ob das sich 

kumulierende Chaospotential und die rasante Peripherisierung eines Teils von 
Europa den Westen unbehelligt ließe: •Muddling Through" - Durchwursteln -
kann als Bezeichnung dieser Problemverarbeitungsweise genommen werden. 

hochschule ost wird • dies kann als verläßliche Auskunft genommen werden -
auch in Zukunft über die sich wandelnde osteuropäische Wissenschaftslandschaft 

und westfiche Reaktionen darauf berichten. 
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THEMA 1: Forschung und Technologie In Ost­
europa - ausgewählte Länderbeispiele 

Sighelm Thede (Berlin): 

Zur Entw~~klung von Forschung und Wissenschaft unter den Bedingungen 
des Ubergangs von der Plan-zur Marktwirtschaft in den Ländern 

Weißrußland, Kasachstan und Ungarn 

Das Bundeswirtschaftsministerium in Bonn 
hatte Ende 1992 eine Reihe von Exper­
tisen über die Möglichkeiten technologie­
politischer Kooperation zwischen der Bun­
desrepublick und ausgewählten Ländern 
des ehemaligen Ostblocks in Auftrag ge­
geben. Auf der Grundlage der dabei ge­
wonnenen Erfahrungen und Informatio­
nen soll im folgenden - nach Freigabe 
dieser Forschungsergebnisse durch das 
BMWi - eine kurze Einschätzung zu den 
aktuellen Entwicklungen in Forschung und 
Wissenschaft in den drei ausgewählten 
Ländern gegeben werden: 

Die Analysen zeigten neben den aus dem 
planwirtschaftlichen System resultierenden 
Gemeinsamkeiten in den Problemlagen 
zugleich aber auch wesentliche Unter­
schiede in den Bedingungen der weiteren 
Entwicklung in Forschung und Wissen­
schaft sowie den sich daraus ableitenden 
Möglichkeiten für technologische Koope­
rationen mit entwickelten Marktwirtschaf­
ten auf. 

In den beiden Nachfolgestaaten der UdSSR 
Weißrußland und Kasachstan sind die gra­
vierenden Übergangsschwierigkeiten der 
Transfonnation des Wirtschaftssystems hin 
zu marktwirschaftlichen Fonnen der Wirt­
schaftsverfassung mit den nicht minder 

hnchschulc O$l aug. 1993 

schwerwiegenden zusätzlichen Proble­
men kombiniert, die aus dem Zerfall des 
ehemals einheitlichen sowjetischen Bin­
nenmarkt resultieren. In ähnlicher Weise 
wie die gewerbliche Wirtschaft - ob Zulie­
ferer oder Finalproduzenten - sind viele 
Forschungseinrichtungen durch die die 
neuen Grenzen und unüberschau- und 
-überwindbare nationalstaatliche Hürden 
aus ihren traditionellen Kooperationsbe­
ziehungen und Forschungsverbunden 
gerissen worden, wobei insbesondere die 
industrienahe bzw. in der Industrie direkt 
angesiedelte Forschung besonders hart 
getroffen wurde. 

Dabei verfügten beide Staaten Ende der 
BOer/Anfang der 90er Jahre über ver­
gleichsweise gut entwickelte und leistungs­
fähige Potentiale in Forschung und Wis­
senschaft im Vergleich zu den andereren 
Nachfolgestaaten der UdSSR. 

In Weißrußland bietet das vorhandene 
Humankapital zunächst gute Vorausset­
zungen für die weitere Entwicklung der 
Forschung im Grundlagenbereich wie 
auch in der angewandten industrienahen 
Forschung. Der Anteil der Hochschulab­
solventen an den Gesamtbeschäftigten 
erreichte 1991 12.4% und der Anteil der 
Wissenschaftlerfast 0,9%. 
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Weißrußland verfügte Ende 1990 über ins­
gesamt 312 Institutionen, deren Haupttä­
tigkeitsfeld in Forschung und Wissenschaft 
anzusiedeln war. Dazu zählten 133 For­
schungsinstitute, 69 Konstruktionsbüros, 36 
Projektierungsorganisationen, 27 Hoch­
schuleinrichtungen sowie 24 Forschungs­
und Konstruktionsabteilungen innerhalb 
von Industriebetrieben (bei einer Zahl von 
1.61 O Industriebetrieben insgesamt 1). 

1991 und 1992 hat es keine großen Verän­
derungen in der Zahl der Forschungsein­
richtungen gegeben - nur die Zahl der in 
der Industrie direkt angesiedelten For­
schungseinrichtungen reduzierte sich 
noch weiter auf 19. 

Gleichzeitig wurde jedoch eine dramati­
sche Reduzierung beim wissenschaftli­
chen Personal spürbar. Zum Vergleich: 
1990verfügten diese312 Institutionen noch 
über einen Personalbestand von mehr als 
108 Tausend. Diese Zahl ging 1991 um 
15%, 1992 noch einmal um ca. 25% (Schät­
zung nach Expertenbefragungen vor Ort) 
zurück. 

Seit Mitte/Ende 1992 sind es vorrangig 
hochqualifizierte und junge Experten, die 
die Forschungseinrichtungen verlassen. 
Die Ursachen dafür finden sich sowohl auf 
Seiten der Institutionen - hier vor allem 
begründet in der momentanen schlechten 
Auftrags- und Finanzierungslage, aber 
auch auf Seiten der Beschäftigten, die mit 
der geringen Entlohnung ihrer Tätigkeiten 
nicht nur nicht zufrieden sein können, son­
dern sogar existenziellen Nöten ausge­
setzt sind. Im August 1992 erreichten die 
Einkommen von Beschäftigten in F&E im 
Durchschnitt gerade 78 % des weißrussi­
schen Durchschnittseinkommens. Das Ein­
kommensniveau des wissenschaftlichen 
Nachwuchses lag noch einmal deutlich 
darunter. 

Gleichzeitig verschlechtern sich die Ar­
beitsbedingungen in den Forschungsein-
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richtungen. Es fehlen Mittel zur Ergänzung 
und Erweiterung der apparativen Ausstat­
tung, die technisch und moralisch immer 
schneller veraltet. Wegen fehlenderValuta­
mittel kann auch ausländische Literatur 
kaum noch bezogen werden. 

Trotz dieser akuten Bedrohungen ist das 
verbliebene wissenschaftlich-technische 
Potential Weißrußlands immer noch als 
beachtlich einzuschätzen. Nach weißrus­
sischen Angaben verfügen folgende Bran­
chen über umfangreiche und leistungsfä­
hige Potentiale angewandter Forschung: 

- Bau von Maschinen und Ausrüstungen 
für die chemische Industrie 
- Bearbeitung von Metallen und nichtme­
tallischen Materialien 
- Maschinenbau für das Energiewesen, 
die Landwirtschaft und den Transport 
- Der Bereich der Produktion technischer 
Mittel der Meß- und Regeltechnik sowie 
Informatik. 

Ungenügend ist das F&E - Potential dage­
gen in der radioelektronischen Industrie, 
im Werkzeugmaschinenbau sowie in der 
Nahrungsgüter- und Leichtindustrie ent­
wickelt, d.h. in den Branchen der weißrus­
sischen Industrie, die z.Z. noch strukturbe­
stimmend sind. 

Sind die vorliegenden Ergebnisse von 
Forschung und Entwicklung in Weißruß­
land teilweise als durchaus beachtlich ein­
zuschätzen, müssen im Bereich der Über­
führung in die Produktion jedoch grundle­
gende Schwierigkeiten und Mängel kon­
statiert werden. Mit der staatlichen Souve­
ränität der Nachfolgestaaten der UdSSR 
und der wachsenden wirtschaftlichen Ent­
kopplung aus dem Streben nach größerer 
wirtschaftlicher Unabhängigkeit heraus 
haben sich die Schwierigkeiten für die For­
schungspotentiale wie bereits gesagt, noch 
erhöht. 

Bis 1991 waren immerhin noch ca. 30 % 
der Forschungs- und Entwicklungsarbei-
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ten in Weißrußland aus dem Staatshaus­
halt finanziert worden, darunter fast 85 % 
aus dem Unionsbudget. Mit dem Wegfall 
dieser zentralen Finanzierung durch die 
Union sowie den steigenden Defiziten im 
Staatshaushalt der weißrussischen Repu­
blick bei gleichzeitig rapidem Rückgang 
der Forschungsaufträge aus der Wirtschaft 
haben die Probleme der weißrussischen 
Forschung und Wissenschaft den Charak­
ter von Existenzproblemen angenommen. 

Immerhin - die Regierung Weißrußlands 
scheint die langfristigen Folgen und Ge­
fahren aus einem Niedergang von For­
schung und Wissenschaft für die nationale 
Entwicklung erkannt zu haben. Man ist 
spürbar um eine aktivere Wissenschafts­
politik als wichtigem Faktor für eine mittel­
und langfristig erfolgreiche sozialökonomi­
sche Entwicklung der Republik bemüht. 
Entsprechend soll etappenweise der An­
teil der staatlichen Mittel an der Finanzie­
rung von Forschung und Entwicklung wie­
der auf deutlich mehr als 30 %, möglicher­
weise sogar auf mehr als 40 % erhöht 
werden. Unklar bleibt bisher, woher diese 
Gelder kommen sollen. Allerdings wird bei 
den organisatorischen Lösungsansätzen 
zur Neu- bzw. Umstrukturierung der For­
schungslandschaft z.Z. eher auf das Mo­
dell der altbekannten planwirtschaftlichen 
Staatsprogramme zurückgegriffen, als das 
es gelingt, marktwirschaftlich orientierte 
Lösungsansätze und Instrumentarien zu 
entwickeln. Hier kann und sollte z.B. me­
thodische Hilfe und Erfahrungsvennittlung 
aus dem reichen Fundus bundesrepubli­
kanischer Innovationsförderung ansetzen. 

Als Hauptrichtungen für die Entwicklung 
von Wissenschaft und Forschung aus staat­
licher Sicht für den Zeitraum 1992-1995 
werden vor allem benannt: 

- Technologien auf der Basis hochkon­
zentrierter Energien 
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• lnfonnations- und Kommunikationstech­
nologie 
• Tedmologlen Integrierter Fertigungssy­
steme 
- Biotechnologie 
- Entwicklung neuer Materialien 

In Kasachstan Ist eine Analyse des wis­
senschaftlich-technischen Potentials mit 
besonderen Schwierigkeiten verbunden. 
Große Forschungszentren der UdSSR, die 
in Zentralrußland angesiedelt waren, ver­
fügten in Kasachstan über eine Reihe von 
Filialen, die inzwischen in die Selbständig­
keit entlassen worden sind. Forschungs­
potentiale des Militär-Industrie-Komplexes 
(Kasachstan war Standort der Weltraum­
und der Atomforschung sowie Experimen­
tierfeld der ehemaligen Sowjetunion für 
Raumflüge und Kernwaffentests) unterlie­
gen zu einem großen Teil noch immer 
strenger Geheimhaltung. Verhandlungen 
zwischen Rußland und Kasachstan über 
eine gemeinsame Weiterführung des Kos­
modroms in Baikonur und über die For­
schungspotentiale in Semipalatinsk konn­
ten noch nicht abgeschlossen werden. 
Hier hat inzwischen eine ernstzunehmende 
Abwanderung russischer Fachleute be­
gonnen, die ohne Zweifel auch Folgen für 
den sicheren Betrieb zahlreicher sensibler 
Anlagen haben wird. 

Kasachstan allein dürfte kaum in der Lage 
sein, solche Großeinrichtungen der For­
schung weiterzuführen. Um die Dimensio­
nen zu verdeutlichen: Der Kosmodrom 
von Baikonur erstreckt sich über ein Terri­
torium von 40 Tsd. Quadratkilometern - das 
entspricht dem Territorium der Niederlan­
de. Er verbraucht pro Jahr allein 600 Mio. 
KWh Energie und knapp 60 Mio. qm Was­
ser, um nur einige ltems der ökonomi­
schen Dimesionen dieser Einrichtungen 
zu verdeutlichen. 

Kasachstan war im Bereich der verarbei­
tenden Industrie vor allem Zulieferer für 
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Rußland und die anderen Republiken. 
Technik und Technologie wurden dabei 
von den Auftraggebern/Großabnehmern 
aus den anderen Republiken vorgege­
ben, so daß sich eigene kasachische Ar­
beiten auf die laufende Rationalisierung 
der weitgehend fremdbestimmten Produk­
tionsprozesse beschränkten. Daraus re­
sultiert wahrscheinlich die erstaunlich ge­
ringe Zahl von nur rund 50 Tausend Be­
schäftigten, die 1991 nach kasachischen 
Angaben mit wissenschaftlichen For­
schungs-, Projerktierungs-, Konstruktions­
und technologischen Arbeiten befaßt ge­
wesen sein sollen. Und dies bei einer Zahl 
von etwa 500.000 Hoch- und Fachschu­
labsolventen jährlich. 

Das allgemeine Bildungsniveau der kasa­
chischen Bevölkerung kann dementspre­
chend als durchaus gut eingeschätzt wer­
den. Von den Personen im Alter über 15 
Jahren verfügten 1989 fast 10 % über eine 
Hochschulbildung, 34 % über eine mittlere 
Spezialausbildung und ebenfalls 34 % über 
eine allgemeine mittlere Bildung. ·wenn 
auch die Bildungsmaßstäbe mit denen in 
Westeuropa nicht gleichgesetzt werden 
können, muß im Verhältnis zu den realen 
Arbeitsanforderungen in diesem Land so­
gar von einer teilweisen Überqualifizierung 
der Beschäftigten gesprochen werden. 

Von dem oben genannten Forschungs­
und Entwicklungspotential von rund 50.000 
Personen waren übrigens fast die Hälfte 
Frauen. Im einzelnen gliederte sich die 
Forschungsstruktur 1991 wie folgt auf: 

- technische Wissenschaften 
- landwirtschaftl. Wissenschaften 
-Medizin 
- Physik/Mathematik 
-Biologie 
-Ökonomie 
-Chemie 
-Geologie/Mineralogie 
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11.086 
3.884 
2.597 
2.584 
2.247 
2.072 
1.933 
1.431 

Insgesamt muß festgestellt werden, daß 
Kasachstan weder quantitativ noch qualita­
tiv über eine leistungsfähige produktions­
nahe bzw. industrieorientierte Forschung 
und Entwicklung verfügt, sondern diese 
erst noch aufbauen muß. 

Im Regierungsprogramm des kasachi­
schen Präsidenten haben Forschung und 
Wissenschaft einen hohen Stellenwert ein­
geräumt bekommen. Die Regierung ist von 
der Überzeugung durchdrungen, auf der 
Basis der vorhandenen Potentialen mit ei­
ner "Strategie der schnellen ökonomi­
schen Entwicklung" einen ähnlichen Ent­
wicklungssprung bewältigen zu können 
wie Singapur, Hongkong oder andere 
Schwellenländer. 

Der kasachische Präsident initiiert und for­
dert deshalb "Durchbruchstellen für den 
technologischen Aufschwung". Dazu sol­
len Zonen für die vorrangige Entwicklung 
von neuen Technologien und Produkten 
geschaffen werden - u.a. in den Gebieten 
um die Städte Alma Ata und Pawlodar; 
sowie Technologieparks mit internationa­
lem Charakter auf der Basis des Polygons 
von Semipalatinsk und des Kosmodroms 
von Baikonur. Ferner sind Innovationszen­
tren in Karaganda, Ust-Kamenogorsk, Ze­
linograd und Arytau vorgesehen. 

Diese "Überhol"-Strategien sollen über 
weitgehend staatlich-zentralistische Pro­
gramme gefördert und durchgesetzt wer­
den, auf die hier im einzelnen nicht einge­
gangen werden kann. 

Als Feld von besonderem Interesse für 
eine Kooperation in Forschung und Wis­
senschaft mit dem Ausland muß vor allem 
die Unterstützung der kasachischen Re­
publik bei der Herausbildung einer Wirt­
schaftswachstum initiierenden und tragen­
den Industrieforschung - von der konzep­
tionellen Gestaltung der Forschungspolitik 
bis zu konkreten Einzelprojekten - gese-
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hen werden. Dazu wird ohne Zweifel auch 
eine Reorganisation der kasachischen 
Akademie der Wissenschaften ein wichti­
ges Thema sein müssen. Branchenbezo­
gen spielen vor allem Kooperationswün­
sche bezüglich Landwirtschaft, Grundstof­
findustrie und der Verarbeitenden Indu­
strie eine Rolle spielen. Im Gegenzug wird 
Kasachstan, wie bereits ausgeführt, mit den 
Potentialen seiner angesiedelten Großfor­
schungseinrichtungen locken. 

In Ungam war über die letzten Jahrzehnte 
ein zunehmender technologischer Rück­
stand im Bereich von Technik und Tech­
nolgie zum internationalem Niveau zu ver­
zeichnen. Besonders kritisch nahm er In 
den Bereichen der modernsten Techno­
logien zu. Dies findet seine Entsprechung 
in einem seit 1988 bedeutend geschrumpf­
ten Volumen der für Forschung und Ent­
wicklung eingesetzten Mittel. Der Anteil 
des Aufwandes am Bruttoinlandprodukt 
ging von 1988 2,3 % auf 1991 1,18 % zu­
rück. Im vergleichbarer Weise reduzierte 
sich der Anteil der Investitionen für F & E an 
den Gesamtinvestitionen von 1,5 % 1989 
auf0,72% 1991. 

1991 verfügten die 1.257 Forschungsein­
richtungen in Ungarn noch über 30 Tsd. 
Beschäftigte, das entsprach noch 2/3 der 
Beschäftigtenzahl von 1989. In der Indu­
strieforschung - ohne Akademie- und 
Hochschulforschung für die Industrie -
waren ca. 8,4 Tsd. Personen beschäftigt. 

Dieses Potential war 1991 zu ca. 70 % auf 
die ungarische Hauptstadt Budapest kon­
zentriert. 18 % entfielen auf weitere acht 
Universitätsstädte und 12 % auf das übri­
gen Territorium Ungarns. 

Die Beschäftigten in Forschung und Wis­
senschaft repräsentierten 1991 0,75 % der 
Gesamtbeschäftigten - 1990 waren es noch 
0.81 % gewesen. In der lndustie war der 
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Rückgang dieses Anteils von 0,66 auf 0,50 
% innerhalb eines Jahres noch markanter. 

Die Industrieforschung Ungams konzen­
trierte sich 1991 mit fast der Hälfte Ihres 
Potentials auf den Maschinenbau, darun­
ter insbesondere auf die Nachrichtentech­
nik, die Vakuumtechnik, die Produktion 
von Verkehrsmitteln sowie die Gerätepro­
duktion. Ein weiteres Drittel des For­
schungs- urid Entwicklungspotentials ent­
fällt auf die chemische Industrie, wobei 
zwei Drittel dieses Potentials auf die Phar­
mazie konzentriert waren, was ein beacht­
licher Anteil ist. 

Als leistungsfähig und damit besonders 
interessant für eine internationale Koope­
ration können nach unserer Einschätzung 
immer noch folgende Branchen gelten: 

- die chemische Industrie mit den Schwer­
punkten Pharmazie und Pflanzenschutz­
mittel 
- die LandwirtschafVdie biotechnologische 
Forschung 
- der Produktion von Umweltschutzausrü­
stungen sowie 
- die Nachrichtentechnik 

Dies läßt sich auch mit Zahlen der Paten­
tanmeldungen belegen. Während einer­
seits die Zahl einheimischer Patentanmel­
dungen in den letzten Jahren gesunken 
und gleichzeitig die Zahl ausländischer 
Patentanmeldungen gestiegen ist, konnte 
im Pharmaziebereich die Zahl der einhei­
mischen Patentanmeldungen gehalten 
werden. Im Umweltschutzbereich ist eine 
deutliche Zunahme festzustellen, die sich 
vor allem auf die Felder Abwasserklärung, 
Klärschlammbehandlung sowie Müllents­
orgung konzentrieren. 

Die ungarische Regierung hat der weite­
ren Stärkung von Forschung und Entwick­
lung mit ihrem "Programm der nationalen 
Erneuerung" vom September 1990 als stra-
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tegische Aufgabe bestimmt. Die "abge­
stimmte Umgestaltung der Hochschulbil­
dung, der Struktur der wissenschaftlichen 
Forschung und technischen Entwicklung 
als komplexes System ... " bilden einen 
eigenständigen Schwerpunkt des Regie­
rungsprogram ms. Dieses neu zu formie­
rende System soll als "Zugkraft'' der weite­
ren wirtschaftlichen Entwicklung dienen. 

Die Regierung setzt dabei vor allem auf 
eine Reintegration von F & E in Industrie 
und Gewerbe. Gleichzeitig soll For­
schungsförderung stärker wettbewerbso­
rientiert erfolgen, sowohl was die Grund­
orientierungen der Forschungsthemen 
und ihre Relevanz für die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der ungarischen 
Wirtschaft betrifft als auch nach den Modi 
ihrer Vergabe bzw. Ausschreibung und 
des Controlling. 

Gleichzeitig bleibt für die ungarische Wirt­
schaft ein großer Bedarf an vielfältigen tech­
nologischen Lösungen bestehen, der vor 
allem über internationale Technologie­
Kooperation befriedigt werden soll. Sie 
betreffen z.B. Fragen des Umweltschutzes 
einschließlich Wasserversorgung und -
aufbereitung, die Beherrschung der tech­
nologischen Kette in der Nahrungsmittel­
wirtschaft von der Produktion bis zum Kon­
sumenten, die Verwertung industrieller 
Abprodukte aus der Textil- und Lederindu­
strie u.a. 

zusammenfassend kann gesagt werden, 
das diese drei osteuropäischen Länder 
sich nach wie vor in einer - graduell 
abgestuft - schwierigen Übergangsphase 
zur Marktwirtschaft haben, die gerade in 
den beiden Nachfolgestaaten der UdSSR 
immer wieder auch durch Rückgriffe auf 
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zentralstaatliche Planungs- und Lenkungs­
Instrumente geprägt wird. Der Zustand von 
Forschung und Wissenschaft widerspie­
gelt diese Übergangsprozesse zwangs­
läufig. Viele Potentiale sind bereits verlo­
ren gegangen und sind weiterhin existenz­
bedroht. Gleichzeitig greifen ganz allmäh­
lich Restrukturierungs- und Vitalisierungs­
vorhaben. 

Trotz dieser Problemlage verfügen alle drei 
Länder in spezifischer Weise über For­
schungspotentiale und - z.T. direkt an­
wendungsbereite - Forschungsergebnis­
se, die für eine internationale Kooperation 
ohne Zweifel von Interesse sind. 

Hilfe und Unterstützung einerseits sowie 
Kooperation und Zusammenarbeit ande­
rerseits von staatlicher wie unternehmeri­
scher Seite sind deshalb nicht nur er­
wünscht und notwendig, um die For­
schungslandschaften in diesen Ländern 
und damit letztlich auch die Wirtschaften 
dieser Länder rascher zu stabilisieren, son­
dern stoßen auch auf reale Gegenwerte 
aus Forschung und Entwicklung. 

Sighelm Thede, Dr. oec., ist Mitarbeiter 
der Forschungsagentur Berlin GmbH 

• Dem Beitrag liegen die drei Kurzexper­
tisen des Autors mit dem Titel: "Möglich­
keiten, Inhalte und Formen technologie­
politischer Kooperationen zwischen der 
Republik Kasachstan (resp. Weißrußland, 
Ungarn) mit der Bundesrepublik Deutsch­
land" zugrunde, die beim trafo verlag dr. 
wolfgang weist bezogen werden können. 
Anschrift:: trafo verlag . Postfach 244, 10123 
Berlin, Tel.+ Fax: 030/58 91 193. Die Ex­
pertisen kosten jeweils 68,80 DM. 
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Gerd Egner / Hartmut Hohlfeld (Berlin): 

Republik Lettland - ein perspektlvrelcher Markt für Kooperationen mit 
Westeuropa in Forschung undTechnologle 

Unter diesem Titel ist Anfang Juli 1993 eine 
Forschungsstudie beim trafo verlag, Ber­
lin, erschienen.• Die Publikation beschreibt 
die Situation in der lettischen Wissenschaft 
im Prozeß des politischen und wirtschaftli­
chen Umbruches. Sie basiert auf einer 
Recherche der Forschungsagentur Berlin 
GmbH "vor Orf' in Lettland, spiegelt den 
Stand zur Jahreswende 1992/93 wider und 
konzentriert sich auf technologierelevante 
Sachverhalte. 

Die Publikation wendet sich an Unterneh­
mer und Forscher, die neue Kontakte für 
die Fortsetzung der Innovationsprozesse 
in ihren Unternehmen/Fachgebiet suchen, 
vornehmlich aber an mittelständische Un­
ternehmer, die nicht auf einen hausinter­
nen Informationsdienst zurückgreifen kön­
nen. Sie zeigt Potenzen und Ansatzpunkte 
insbesondere technologisch orientierter 
Kooperationen auf und soll Assoziationen 
für unternehmerische Aktivitäten wecken. 

Nach einer Einleitung mit wirtschaftsgeo­
graphischen und historischen Ausführun­
gen werden vor allem der technologische 
Bedarf der lettischen Wirtschaft als auch 
die technologischen Offerten der lettischen 
Wissenschaft beschrieben. Auf die wirt­
schaftliche Entwicklung und die rechtliche 
Lage wird in dem Umfange eingegangen, 
wie es für das Verständnis erforderlich er­
scheint. 
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Lettland verfügt über ein - an der Größe 
des Landes gemessen - umfangreiches 
industrielles Potential und über eine im 
technologischen Bereich erstaunlich viel­
fältige wissenschaftliche Landschaft. Die 
deutsche Wirtschaft, darunter vor allem 
auch kleine und mittelständische Unter­
nehmen, kann hier profunde Partner für 
innovative Entwicklungen finden. 

Als Referenz für die Qualität der Leistungs­
fähigkeit der lettischen Wissenschaft kann 
deren Einbindung in die frühere sowjeti­
sche Raum- und Verteidigungsforschung 
dienen. Innerhalb dieser Forschungen 
wurden durch lettische Forschungseinrich­
tungen solche Verfahren und Produkte 
entwickelt wie z.B.: 

- die Verwendung hochdisperser Pulver 
und von Verbundwerkstoffen in der Ferti­
gung militärischer Ausrüstungen, 
- die Anwendung von Pulverkeramiken in 
der Panzerplattentechnologie, 
- der Einsatz pulverkeramisch gefertigter 
Kugellager in der Raumfähre Buran, 
• die Entwicklung von hochtemperaturfe­
sten Materialien in Raketenschutzschilden, 
- von hochbeanspruchbaren (bei 700 at) 
hochelastischen Materialien in der Rake­
ten- und Raumfahrttechnik (Monopolstel­
lung) und 
- von funktechnischen Ausrüstungen für 
die kosmische Kommunikation. 
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Zum Stand der Transformationsprozesse In der lettischen Wirtschaft 

Vor dem zweiten Weltkrieg dominierten in 
Lettland private kleine und mittelständische 
Unternehmen (über 6.000 mit 117.500 Ar­
beitskräften) mit einem hohen Anteil an 
ausländischem Kapital. Mit der Einbindung 
in die UdSSR und der Neuordnung der 
Wirtschaftsräume nach dem Kriege fand 
ein erheblicher Wandel in der Wirtschaft 
statt. DankgünstigerVoraussetzungen, die 
vor allem in einem hohen Bildungsniveau, 
verbunden mit hoher Arbeitsdisziplin zu 
sehen sind, konnten in Lettland - wie auch 
in Litauen und Estland - erfolgreich Groß­
betriebe mit modernen Technologien er­
richtet werden. Dabei wurden 2/3 der Pro­
duktionskapazitäten im Rigaer Raum kon­
zentriert. 

Sehr stark ausgebaut wurden der Maschi­
nenbau, die Leichtindustrie und die Le­
bensmittelindustrie. Im arbeitsteiligen Ge­
samtverband der UdSSR waren lettische 
Betriebe auf Erzeugnisse der Elektrotech­
nik, der Fernmeldetechnik, auf die Produk­
tion von Transportmaschinen, Trikotagen, 
Nahrungsmitteln sowie von Apparaten und 
Maschinen für die Textil-, die chemisch­
pharmazeutische, holzverarbeitende und 
Lebensmittelindustrie spezialisiert. 

Die heutige industrielle Struktur ist durch 
die "Sozialistische Industrialisierung", d.h. 
durch die unter den Bedingungen der Plan­
wirtschaft errichteten Großbetriebe gekenn­
zeichnet. Mit der politischen Unabhängig­
keit von der ehemaligen UdSSR und der in 
den letzten beiden Jahren ablaufenden 
völligen Neuorganisation des GUS-Mark­
tes mit allen seinen schwierigen Proble­
men kamen auch die Disproportionen in 
der lettischen Volkswirtschaft voll zur Wir­
kung, wie: 

- die Abhängigkeit des Landes von den 
etwa 400 Großbetrieben, deren Produk­
tionsprofil zu über 80 % auf den Bedarf der 
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ehemaligen UdSSR ausgerichtet wurde, 
nicht aber den Bedürfnissen des lettischen 
Marktes entspricht, darunter 35 Betriebe 
der Elektronik und Fernmeldetechnik, die 
teilweise dem militärisch-industriellen Kom­
plex zugeordnet waren; 
• die einseitige, 90 o/oige Abhängigkeit der 
Industrie von den Rohstoff-, Material und 
Energieträger-Lieferungen aus den GUS­
Staaten; 
• die zunehmende Überalterung der an­
gewendeten Technologien sowie die da­
mit eng verbundene unzureichende Qua­
lität der Erzeugnisse, die den Export auf 
den Weltmärkten erschwert; 
- eine sehr schmale eigene energetische 
Basis, die nur über geringe Ressourcen an 
Wasserkraft, Holz und Torf verfügt, so daß 
der energetische Eigenbedarf insgesamt 
nur zu 12 %, bei Elektroenergie nur zu 35 -
44 % gedeckt werden kann. 

Die augenblickliche wirtschaftliche Situati­
on ist demzufolge außerordentlich ange­
spannt. Im Dezember 1991 waren die Prei­
se landwirtschaftlicher Produkte freigege­
ben worden, im Januar 1992 die für die 
meisten Industriegüter. Fast drei Viertel der 
Betriebe mußte 1992 die Produktion z. T. 
erheblich einschränken. Das betraf vor al­
lem den Maschinenbau und die metallver­
arbeitende Industrie sowie die Nahrungs­
mittelproduktion. Der Produktionsrückgang 
betrug in den ersten 9 Monaten 1992 im 
Vergleich zum Vorjahr 31,6 %. 

Die Privatisierung der Wirtschaft wurde mit 
dem Gesetz "über unternehmerische Tä­
tigkeir vom 26. September 1990 eingelei­
tet. Beim Staatlichen Komitee für Statistik 
sind inzischen 40.000 Unternehmen und 
Institutionen registriert - vom Großbetrieb 
bis zum Einzelunternehmer, von profitori­
entierten Firmen bis zu gemeinnützigen 
sozialen Einrichtungen. 
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Per 1.1.1992 wurden 10.000 dieser 40.000 
Unternehmen als kleine oder m ittelständi­
sche (besser: mittlere, da es noch keinen 
Mittelstand in Lettland gibt) Unternehmen 
(KMU) eingestuft, von denen wiederum 
ca. 3.000 Einzelfirmen sind. Nach einer 
Statistik der Lettischen Industrie- und Han­
delskammer waren 1991 aber nur 5.342 
dieser KMU auch unternehmerisch tätig, 
davon knapp 2.000 im Sektor Industrie und 
Bauwesen. Sie erbrachten schätzungswei­
se 15 % der gewerblichen Wertschöpfung. 

Privatisierungen sind vorrangig in der Land­
wirtschaft, dem Handel und im Dienstlei­
stungssektor erfolgt. Noch gibt es keine 
Gesetze oder Programme zur Förderung 
von kleinen und mittelständischen Unter­
nehmen. Lediglich die die Reprivatisie­
rung der Landwirtschaft betreffenden Ge­
setze enthalten Elemente einer Förderung. 

Schwerpunkt der lettischen Wirtschaftspo­
litik ist gegenwärtig die Privatisierung der 
Großbetriebe mit dem Bemühen, deren 
Produktionsprofile nach Möglichkeit zu er­
halten. Fachleute schätzen aber ein, daß 
es notwendig, ja unverzichtbar sein wird, 
die lettische Industrie nicht nur in den Ei­
gentumsformen, sondern vor allem auch 
dem Profil nach völlig neu zu strukturieren. 

Zu den Grundrichtungen einer solchen 
Neuorientierung muß gehören: 

- die Wirtschaft angesichts des Mangels 
einheimischer nichtnachwachsender Roh­
stoffe auf eine intelligenzintensive Vered­
lung von Materialien auszurichten; 
- die traditionellen Wirtschaftskontakte zu 
den Ländern der GUS zu wahren bzw. zu 
aktivieren, um die dortigen Märkte unter 
veränderten ökonomischen Bedingungen 
weiterhin beliefern zu können sowie sich 
als Mittler zwischen den west- und osteuro­
päischen Wirtschaftszonen zu profilieren; 
- stärker die Industriezweige zu fördern, die 
einheimische Rohstoffe sowie Produkte der 
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Landwirtschaft und der Fischerei verarbei­
ten. 

M eigenen Rohstoffquellen stehen hierfür 
nur Vorräte an Gips, Kalkstein, Tonen und 
Sanden, Torf, Wasserkraft und Holz zur 
Verfügung. Der Wald nimmt 40 o/o des Ter­
ritoriums ein, der Holzvorrat beträgt 330 
Mio m3

, vorrangig Kiefer, der jährliche Zu­
wachs beträgt 5,3 Mio m ~ 

Bedarf an technologischem Know-how 
besteht vor allem in folgenden Bereichen: 

- Technologien für die Kernbereiche der 
gegenwärtig dominierenden Wirtschafts­
zweige Maschinenbau, Leichtindustrie, 
Lebensmittelindustrie, Elektrotechnik/Elek­
tronik, Fernmeldetechnik; 
- Technologien für die holzverarbeitende 
Industrie (Waldbewirtschaftung, Sägewer­
ke), die Papier-, Karton- und Zellulose­
produktion sowie die Möbelindustrie; 
- Technologien für die Produktion von 
Baumaterialien auf einheimischer Rohstoff­
grundlage; 
- Technologien im Bereich des Landma­
schinenbaus und der Nahrungsgüterpro­
duktion, beginnend mit der Fertigung von 
Traktoren, über die Lebensmittelindustrie 
(vor allem Fleisch-, Milch-, Leder- und 
Fischverarbeitung) bis zu Verpackungs­
und Kühlanlagen; 
- Energiesparende und umweltschonen­
de Technologien; 
- Technologien für die Rekonstruktion und 
Erweiterung der Elektroenergie-Basis bei 
Einsatz von Wasserkraft, Erdöl, Erdgas, 
Steinkohle und Torf. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft kann 
nicht getrennt von der wirtschaftlichen Ge­
samtentwicklung betrachtet werden. 40 o/o 
des Bodens werden landwirtschaftlich ge­
nutzt. Die Produktion ist angesichts der 
Bodenverhältnisse vor allem auf die Vieh­
zucht mit Fleisch- und Milchprodukten aus­
gerichtet. 
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Per 1. Juni 1992 waren 678.300 ha landwirt· 
schaftlicher Nutzfläche, das sind 17 % der 
Gesamtfläche, privatisiert und an 44.500 
Privatbauern übergeben worden. Es wird 
eingeschätzt, daß in den nächsten 15 Jah· 
ren 75 % der landwirtschaftlichen Fläche in 
private Hände gehen. Infolge dieser schnel· 
len Privatisierung ist jedoch die landwirt­
schaftliche Produktion 1991 und 1992 • in 
diesem Jahr durch eine extreme Trocken­
periode verstärkt - um jeweils ca. 1 o % 
zurückgegangen. 

Es besteht ein erkennbar großer Bedarf an 
know-how und Technologien für die land­
wirtschaftliche Produktion unter den Be­
dingungen einzelbäuerlicher privater Wirt­
schaften. Zur Unterstützung der jungen 
privaten landwirtschaftlichen Betriebe ist 
vorgesehen, technische Stationen, soge­
nannte "Technikparks", zu errichten, in 
denen landwirtschaftliche Geräte ausge­
liehen werden. Diese Technikparks kön­
nen auch als Zentren für die Verbreitung 
von Know-how zur landwirtschaftlichen 
Produktion dienen. 

Transformationsprozesse In der naturwissenschaftlichen und technologischen 
Forschung Lettlands 

1862 wurde als erste lettische Hochschule 
das Rigaer Polytechnikum gegründet. Afl­
fang der 20er Jahre wurde aus ihm schritt­
weise die Rigaer Universität, die heutige 
Universität Lettlands, gebildet. 1946 wurde 
die Lettische Akademie der Wissenschaf­
ten als ein Verband von Forschungsein­
richtungen gebildet, deren Institute vor aJ. 
lern in den 60er Jahren stark ausgebaut 
wurden. Die damals etablierten Arbeits­
richtungen bestimmen auch noch heute 
das wissenschaftliche Gesicht Lettlands: 

Magnethydrodynamik, Halbleiterphysik, 
Holzchemie, Mikrobiologische Synthesen, 
Virusforschung, Chemie heterocyclischer 
Verbindungen, Synthese biologisch akti· 
ver Substanzen, Korrosionsforschung, Po­
lymermechanik, Kernphysik, Physik der 
Strahlung fester Körper, Technik elektroni­
scher Datenverarbeitung, Bioorganische 
Chemie, Chemie elementorganischer Ver­
bindungen, Elektrochemie, Molekularbio­
logie, Genetik, Biotechnologie, Biomecha­
nik, Magnetbiologie, Chemie und Physik 
organomolekularer Kristalle, Plasmache· 
mie. 

Bis zur Unabhängigkeit Lettlands war die 
Forschungslandschaft UdSSR-typisch ge­
gliedert. Charakteristisch dafür war, daß die 
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Universitäten vornehmlich auf dem Gebiet 
der Lehre tätig waren, Grundlagenfor­
schung vorrangig in den Akademieinstitu­
ten betrieben wurde und Forschungsauf­
träge, die auch in den nicht industriege­
bundenen Forschungseinrichtungen über 
die Hälfte der Kapazität banden, für Partner 
in der gesamten UdSSR bearbeitet wur­
den. 

Für 1982 wird offiziell, das heißt ohne Be­
rücksichtigung des militärisch-industriellen 
Bereiches, ein Forschungspotential von 
13.273 Mitarbeitern, davon 7.836 Wissen­
schaftlern, angegeben. Das waren 0,5 % 
der Bevölkerung. Eingeschätzt wird, daß 
1989 insgesamt 17.000 Personen, das 
wären 0,63 %, in der Forschung tätig wa­
ren. Dieser Aflteil liegt an der oberen Gren­
ze der aus westeuropäischen Industrielän­
dern bekannten Werte (Dänemark 0,47; 
Deutschland/Aha Bundesländer0,67; Finn­
land 0,58; Großbritannien 0,48; Island 0,48; 
Norwegen 0,48; Österreich 0,30; Schwe­
den 0,63; Schweiz 0,73) 

Einen Hinweis auf die Leistungsfähigkeit 
der lettischen Wissenschaft gibt nachste­
hende Übersicht über die im Zeitraum 1965 
- 1985 gemäß sowjetischem Urheberrecht 
getätigten Anmeldungen von Erfindungen. 
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Es gab in diesem Zeitraum 
jährlich ca. 1.300 Anmeldungen, 
die zu 700 - 800 Urheberscheinen führten 
(70 % der Anmeldungen); 

davon entfielen auf die Gebiete: 

- Pharmazie, Chemie incl. Maschinenbau 
35% 
- Nahrungsgüterind. incl. Maschinenbau 
15-18% 
- Elektronische Geräte, Radioapparate, 
- Telefone, leichter Maschinenbau 15 -
20% 
- schwerer Maschinenbau (Elektrotrie~ 
wagen, -maschinen, Straßenbahnen) 5 % 
- Technologie und Maschinenbau der 
Leichtindustrie 5 % 

Nach 1985 war ein starker Abfall der An­
meldungen zu verzeichnen. 

Die beschriebene Struktur der Forschungs­
landschaft war bis Ende 1991 weitgehend 
intakt. Mit Beginn des Jahres 1992 wurden 
die von zentralen Einrichtungen in Moskau 
finanzierten Aufträge gelöst bzw. nicht ver­
längert. 

Seit der Unabhängigkeit im August 1991 
war der lettische Staat gefordert, eine ei­
genständige Wissenschaftspolitik zu kon­
zipieren. Er kann sich dabei auf den bereits 
im Juli 1990 gegründeten Wissenschaftsrat 
Lettlands stützen. Dieser besteht aus 24 auf 
3 Jahre gewählten Mitgliedern und ist ver­
antwortlich für Förderung, Evaluation, Fi­
nanz.ierung und Koordinierung von Wis­
senschaft und Forschung in Lettland. Ihm 
zur Seite stehen 15 Expertenkommissio­
nen mit 146 Mitgliedern. 

Nach Einschätzung von Fachleuten ist das 
Forschungspotential Lettlands im laufe des 
Jahres 1992 von 17.000 auf 5.000 - 7.000 
Beschäftigte, davon ca. 3.000 Wissenschaft­
ler, geschrumpft. 

Neue juristische Grundlagen für die wis­
senschaftliche Arbeit in Lettland schaffte 
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das am 10. November 1992 verabschiede­
te Gesetz der Republik Lettland "Über die 
wissenschaftliche Tätigkeit". In ihm wer­
den die Prinzipien der Freiheit der wissen­
schaftlichen Tätigkeit und die Grundstruk­
tur der lettischen Forschungslandschaft be­
slimmt. 

Zwei Drittel der Gesamtkapazität des letti­
schen Hochschulwesens ist heute in der -
neugegründeten - Rigaer "Technischen 
Universitär vereint. Zu den fast 3.000 Be­
schäftigten zählen über 900 Hochschul­
lehrer und 500 Forscher. Ihr Lehr- und 
Forschungsspektrum reicht von den Na­
turwissenschaften bis in fast allen Bereiche 
der technologischen Wissenschaften. Die­
ses technologische Zentrum ist auch sehr 
aktiv in der marktwirtschaftlichen Nutzung 
von Forschungsergebnissen. Hier existie­
ren bereits mehrere Kleinunternehmen, 
darunter 15 mit Wissenschaftlern zur direk­
ten Kommerzialisierung von Forschungs­
ergebnissen und weitere mit gesellschaft­
lichen Organisationen. Teilhaber der Un­
ternehmen sind die Technische Universi­
tät Riga (mit Territorium und Gebäuden als 
Anteil) und der/die Wissenschaftler (mit 
Kapital oder Know-how als Anteil). Die Ri­
gaer Technische Universität arbeitet auch 
an dem Gedanken eines Technologiepar­
kes. 

At1 der "Universität Lettlandsn, die eben­
falls ihren Sitz in Riga hat, arbeiten ca. 800 
Beschäftigte, darunter ca. 450 Hochschul­
lehrer. Zur Universität gehören 13 Fakuhä­
ten, darunter vier naturwissenschaftliche 
und vier wirtschaftswlssenschaftliche. Für 
die Durchführung von Forschungsarbei· 
ten sind mehrere Forschungsinstitute und 
Forschungsabteilungen gebildet worden, 
die zum Teil auch der Akademie der Wis­
senschaften (d.h. doppelt) unterstellt sind. 
Als technologisch leistungsfähige Einrich­
tungen sind insbesondere das Institut für 
Festkörperphysik, die Abteilung für Spekt· 
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roskopie und die Rhododendron-Pflanzen­
zuchtstation zu nennen. In diesen For­
schungsbereichen sind bereits personelle 
Reduzierungen vorgenommen worden. So 
sank die Mitarbeiterzahl im Institut für Fest­
körperphysik von 310 auf 150, davon 100 
Wissenschaftler. Es wird eingeschätzt, daß 
weitere personelle Einsparungen zu er­
warten sind. 

groß. Sie bearbeiteten u.a. Aufträge für die 
sowjetischen Kernforschungs-, Raumfor­
schungs- und Militärforschungsprogram­
me. Die unmittelbare Aufnahme der Pro­
duktion von Materialien und Geräten in 
Versuchsmengen oder Kleinserien wurde 
durch 6 Konstruktionsbüros und Versuchs­
betriebe sowie 2 größere Betriebe, die den 
Instituten unterstanden, gewährleistet. 

Die lettischen Hochschulen werden weit-
9.ehend aus dem Staatshaushalt finanziert. 
übereinstimmend mit den konstanten bis 
leicht ansteigenden Studentenzahlen ist 
der Personalbestand in der Lehre bislang 
wenig verändert worden. 

Die Lettische Akademie der Wissenschaf­
ten erhielt 1991 ihre wissenschaftliche Un­
abhängigkeit. Gegenwärtig befindet sie sich 
i~ der Umstrukturierung mit dem Ziel, sie in 
eine Gelehrtengesellschaft umzuwandeln. 
In diesem Prozeß wurden die For­
schungsinstitute aus der Akademie her­
ausgelöst und per 1. März 1993 selbstän­
dig. 

Zum Bestand der Akademie gehörten 16 
Forschungsinstitute in den Bereichen 
"Physikalische und technische Wissen­
schaften", "Chemische und biologische 
Wissenschaften" und "Sozialwissenschaf­
ten". Trotz ihrer Zugehörigkeit zum Akade­
mieverband waren die Institute bereits seit 
1991 de facto staatsfinanzierte autonome 
Forschungseinrichtungen. Im Zusammen­
wirken mit der Universität Lettlands wurden 
1991 zwei Institute neu bzw. wiederge­
gründet: das Institut für Mathematik und das 
Institut für Molekularbiologie. 

In den Forschungsinstituten der naturwis­
senschaftlichen und technischen Diszipli­
nen wurde (und wird) eine intensive Grund­
lagenforschung betrieben. Hierauf bauten 
angewandte Forschungen auf, die in der 
Regel vertraglich gebunden waren. Die 
Leistungsfähigkeit der Institute war und ist 
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Bemerkenswert ist die große Anzahl von 
physikalischen Forschungseinrichtungen: 
dem Institut für Physik, dem Institut für phy­
sikalische Energetik, dem Institut für Elek­
tronik und Computerwissenschaften sowie 
dem Radiophysikalischen Observatorium. 
Hier arbeiteten 1991 1214 Personen. Auch 
die zwei Institute für Polymermechanik und 
für anorganische Chemie sind mit ihrer 
werkstoffkundlichen Forschung (1991 449 
Beschäftigte) stark physikalisch orientiert. 

Die Institute befinden sich in einer schwie­
rigen finanziellen Situation, die sie zum 
Abbau ihrer Forschungspotentiale zwingt. 
Die Finanzierung aus dem Staatshaushah 
erfolgt im Ausschreibungsverfahren, wo­
bei die Bewertung dem oben genannten 
"Rat der Wissenschaften" obliegt. Da aus 
dieser Quelle vorrangig die Grundlagen­
forschung finanziert wird, steht zu vermu­
ten, daß besonders angewandte Arbeits­
richtungen unter dem Liquiditätsproblem 
leidet. 

So belief sich das Verhältnis von Grundla­
gen- zu angewandter Forschung im Insti­
tut für anorganische Chemie der AdW ur­
sprünglich auf die Relation 1: 1 im , jeweils 
finanziert aus dem Staatshaushalt bzw. 
durch Verträge mit der Verteidigungsindu­
strie. Heute muß das Institut aufgrund feh­
lender Aufträge zu 90 % vom Staat finan­
ziert werden. Der Bestand an Mitarbeitern 
ist dabei von 346 (davon 165 Wissenschaft­
ler, darunter67 promovierte) 1989 auf 190 
(102, 59) 1992 gesunken. 
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In dieser Phase sind die Versuchs- und 
Großbetriebe der Akademie in unterschied• 
licher Form (Aktiengesellschaft unter Ein­
beziehung der Mitarbeiter, mit und ohne 
ausländische Beteiligung, Bildung staatli­
cher Betriebe) privatisiert worden bzw. be­
finden sich in der Privatisierung. Die Firma 
"Grindex" mit 800 Mitarbeitern, darunter 
100 Wissenschaftlern, wurde das Vorbild 
für die Umwandlung von Akademiebetrie­
ben in Aktiengesellschaften. 

Es ist zu befürchten, daß mit der Umstruk­
turierung der Akademie der Wissenschaf­
ten und der Unabhängigkeit ihrer früheren 
Forschungsinstitute ein weiterer Abbau des 
Forschungspotentials einsetzt. Für 1991 
wurde noch ein Personalbestand von 
4 086 Beschäftigten ausgewiesen. Ende 
1992 betrug dieser 1 300 Mitarbeiter, d.h. 
die Akademie hatte in diesem Zeitraum 
bereits zwei Drittel ihres Personalbestan­
des verloren. Auf der Suche nach höheren 
Einkommen ist die Fluktuation junger Wis­
senschaftler besonders hoch. 

Die Datenbank des Staatlichen Komitees 
für Statistik wies Ende 1992 174 nicht den 
Hochschulen oder der Akademie zugehö­
rige Einrichtungen aus, die sich mit For­
schungsarbeiten befassen. Ihre juristische 
Form ist unterschiedlich, es sind Gesell· 

schatten mit beschränkter Haftung, Aktien­
gesellschaften oder auch staatliche Betrie­
be. In vielen Fällen sind sie aus den oben 
genannten Wirtschaftszweiginstituten, den 
Versuchsbetrieben und Konstruktionsbü• 
ros der Akademie oder den Wissenschafts­
Produktions-Organisationen hervorgegan­
gen. Der Übergang in die Marktwirtschaft 
war und ist für diese Einrichtungen schwie­
rig. Ihre Existenz hängt direkt von der Auf­
tragslage ab, die in der finanzschwachen 
Wirtschaft niedrig ist. 

Die Forschung dieser Einrichtungen ist 
unmittelbar anwendungsorientiert. Trotz 
politischer und finanzwirtschaftlicher Pro­
bleme arbeiten sie intensiv mit Partnern in 
den GUS-Staaten zusammen, da sie hier 
ihren Markt sehen. Aus ihrer früheren T ä­
tigkeit verfügen sie über die erforderlichen 
Kontakte, über langjährige Erfahrungen in 
der osteuropäischen Kooperation und teil­
weise über erhebliche Informationsfonds 
und unikate Forschungseinrichtungen. 
Diese Einrichtungen sind generell an tech­
nologischer Kooperation mit deutschen 
Firmen interessiert, um mit deren Hilfe 
moderne Technologien auf den GUS-Markt 
zu liefern und Zulieferleistungen in West­
europa anbieten zu können. Die Koopera­
tionsangebote schließen ein gemeinsa­
mes Auftreten auf dem GUS-Markt mit ein. 

Stand der technologischen Kooperation zwischen Lettland und Deutschland 

Die Londoner Finanzzeitschrift "Euromo­
ney" schätzt in ihrer Septemberausgabe 
1992 die Attraktivität Lettlands für ausländi­
sche Investoren als relativ gering ein. Unter 
169 untersuchten Ländern nimmt Lettland 
den 123. Platz ein. Da die Republik Lettland 
ein junger Staat mit vielen politischen und 
wirtschaftlichen Unsicherheiten ist, kann 
es nicht verwundern, daß es von 100 mög­
lichen Pluspunkten lediglich 23 erreicht -
aber 1991 war Lettland noch gar nicht in 
dieser Liste. 
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Die unternehmerische Tätigkeit von Aus­
ländern bzw. die Anlage von ausländi­
schem Kapital wird vom lettischen Staat 
begünstigt. Das Gesetz "Über ausländi­
sche Geldanlagen in der Republik Lett­
lancf' vom 5. November 1991 legt fest, daß 
unternehmerische Tätigkeit von Auslän• 
dem im Rahmen von Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung oder von Aktienge­
sellschaften gestattet ist, wobei die Beteili­
gung einheimischer lettischer Partner nicht 
zur Bedingung gemacht wird. 
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Dessenungeachtet sind in Lettland gegen­
wärtig 400, nach neueren Quellen sogar 
1.100 Unternehmen mit ausländischer Ka­
pitalbeteiligung registriert. Davon sind zu­
mindest 211 unternehmerisch aktiv. Unter 
diesen spielen Unternehmen mit deutscher 
Kapitalbeteiligung eine führende Rolle, 
sowohl von der Anzahl (50) als auch hin­
sichtlich der durchschnittlichen Kapitalein­
lage (22,6 %). Im ersten Halbjahr 1992 sol­
len 143 neue Gemeinschaftsunternehmen 
mit deutscher Beteiligung gegründet wor­
den sein. 

Zwei lettisch-deutsche Schuhproduzenten 
führen auch die Umsatz-Liste 1992 der Joint­
venture-Unternehmen an, weitere 4 Fir­
men der Leichtindustrie, darunter eine mit 
polnischer Beteiligung, sind unter den er­
sten 20 zu finden. 

Die Hochschulen und auch die vormali­
gen Institute der Akademie der Wissen­
schaften kooperieren intensiv auf Vertrags­
basis mit deutschen Forschungseinrich-· 
tungen. Das Problem dieser Zusammen­
arbeit ist, daß sie in der Regel rein wissen­
schaftlichen Charakter hat und nicht mit 
Fördermitteln für den lettischen Partner 
verbunden ist. Die Qualität der Zusam­
menarbeit leidet schon darunter, daß es 
den lettischen Wissenschaftlern schwer­
fällt, die erforderlichen Mittel für Reisen 
aufzubringen, und es unangenehm ist, stän­
dig von der Gastfreundschaft des deut­
schen Partners abhängig zu sein. 

Eine bessere Situation besteht bei einer 
Beteiligung an Projekten der EG (TEM­
PUS, PHARE), da aus diesen Projekten 
Fördermittel für den osteuropäischen Part­
ner definitiv zur Verfügung stehen. Aus 
diesem Grunde ist auch die Beteiligung 
der baltischen Länder am Aufruf der EG für 
Vorschläge zur "Europäischen Zusam­
menarbeit auf dem Gebiet der wissenschaft­
lichen und technischen Forschung mit 
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Mittel- und Osteuropäischen Ländern" vom 
April 1992 sehr groß gewesen. 

Kooperationen zwischen wissenschaftli­
chen Institutionen und deutschen Unter­
nehmen sind - von Ausnahmen, z.B. mit 
der Deutschen Agentur für Raumfahrtan­
gelegenheiten GmbH (DARA), abgesehen 
- selten. Diese Situation steht im Wider­
spruch zum offensichtlichen Engagement 
deutscher Firmen bei der Bildung gemein­
samer lettisch-deutscher Unternehmen. 

Eine wichtige Frage in der technologischen 
Kooperation ist die des Schutzes von gei­
stigem Eigentum. Da die UdSSR bekannt­
lich ein eigenes, von internationalen Re­
gelungen abweichendes Schutzrecht hat­
te, muß in Lettland ein vollständig neues 
Rechtssystem auf diesem Gebiet aufge­
baut werden. Dazu wurde Anfang 1992 
das Patentamt der Republik Lettland gebil­
det, das in seiner Arbeit von der Europäi­
schen Patentorganisation unterstützt wird. 

Das Patentgesetz und das Gesetz über die 
Warenzeichen sind am 31. Mai und 7. April 
1993 in Kraft getreten. Das Gesetz über 
Industriemuster hat das Parlament in zwei­
ter Lesung passiert, die Gesetze zum 
Schutz neuer Arten und zum copyright in 
erster Lesung. 

Seit dem 21. Januar 1993 ist Lettland Mit­
glied der Weltorganisation für geistiges Ei­
gentum (WIPO). Die Mitgliedschaft in den 
anderen, dem Schutz des geistigen Ei­
gentums verbundenen Assoziationen und 
Konventionen, wie der Pariser Verbands­
übereinkunft zum Schutz des gewerbli­
chen Eigentums, des Madrider Abkom­
mens zur Registrierung von Marken, des 
Abkommens von Nizza über die Internatio­
nale Klassifikation von Waren und Dienst­
leistungen für die Eintragung von Marken 
und des Abkommens von Locarno zur 
Errichtung einer Internationalen Klassifika­
tion für gewerbliche Muster und Modelle, 
ist vorgesehen. 
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Offerten der Lettischen Forschung zum Technologletransfer und zur 
Kooperation 

In der beim trafo verlag erschienenen Pub­
likation wird ausführlich auf die Leistungsfä­
higkeit der lettischen Wissenschaft sowohl 
in den Hochschulen und Akademieinstitu­
ten als auch in den Unternehmen einge­
gangen. Zum einen werden Institute u~d 
Arbeitsgebiete ausführlich beschrieben, die 
die - nach Auffassung der Autoren - von 
besonderem Interesse für eine technologi­
sche und kommerziell orientierte Koopera­
tion sein können. Wie bereits erwähnt, ha­
ben die technologisch leistungsfähigen 
Einrichtungen unmittelbaren Kontakt zu 
Versuchsbetrieben und Kleinunterneh­
men, so daß in der Regel keine Probleme 
bei der Herstellung von Mustermengen 
oder bei der Aufnahme einer Dauerpro­
duktion bestehen dürften. 

vorgestellt und charakterisiert werden auf 

dem: 

Gebiet der angewandten physikalischen 
und der werkstoffkundlichen Forschung: 
Institut für Physik und Kernforschungsze~­
trum (bis zum 18. 02. 1993 Institut der Letti­
schen Akademie der Wissenschaften); 
Institut für anorganische Chemie (bis zum 
18. 02. 1993 Institut der Lettischen Akade­
mie der Wissenschaften); 
Institut für Festkörperphysik der Universität 

Lettlands. 

Gebiet der chemischen, biologischen und 
biotechnologischen Forschung: 
Institut für Holzchemie (bis zum 18. 02. 
1993 Institut der Lettischen Akademie der 
Wissenschaften); 
Institut für Mikrobiologie der Universität Lett­
lands (und bis zum 18. 02. 1993 der Akade­
mie der Wissenschaften); . 
Labor für Pflanzengewebekulturen der Uni-
versität Lettlands. 

Gebiet der Energiewirtschaft: 
Siltumelektroprojekts (SEP). 
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Gebiet der mathematischen ModeHierung 
und technischen Prüfung: 
Institut für Mathematik der Universität Le~­
lands (und bis zum 18. 02. 1993 der Letti­
schen Akademie der Wissenschaften 

Rigaer Experimentalzentrum für die Erfor­
schung von Luftfahrttechniken (REZ IAT). 

Diese relativ ausführlichen Beschreibun­
gen werden ergänzt durch 2 Anlagen mit 
Übersichten über die Hochschulen Lett­
lands sowie die Institute der ehemaligen 
Akademie der Wissenschaften, letztere un­
ter Angabe ihrer jeweiligen wissenschaftli· 
chen Arbeitsgebiete. 

Zur Erleichterung der Kontaktsuche und -
anbahnung wurde in die Publikation d~s­
weiteren eine Übersicht über ca. 250 Ein­
richtungen der Wirtschaft und Wissenschaft 
Lettlands aufgenommen, in denen tech­
nologisch relevante Forschungs- und Ent­
wicklungsarbeiten durchgeführt werdM. 

Die Angaben wurden einer im Aufbau be­
findlichen Forschungsdatenbank über das 
Leistungsprofil der lettischen (technologi­
schen) Wissenschaften der Forsch_ungsa­
gentur Berlin GmbH entnommen, die auch 
für weitergehende Anfragen in Anspruch 
genommen werden kann. 

Die lettischen Unternehmer und Wissen­
schaftler sind an Kooperationen mit deut­
schen Partnern sehr interessiert und auf 
Kooperationsgespräche gut vorbereitet. Sie 
sehen den Inhalt einer Unterstützung We­
steuropas für die politische Entwicklu~g 
ihres Landes in erster Linie in der wirt­
schaftlichen Kooperation, mit der schritt­
weise marktwirtschaftliches Management, 
technologisches Wissen und erarbeitetes 
Geld nach Lettland kommen und der Pro­
zeß der Privatisierung und Etablierung klei­
ner und mittelständischer Unternehmen 
ein ökonomisches Fundament emält. 
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Etne Kooperation deutscher Unternehmen 
und Forschungseinrichtungen mit letti­
schen Partnern würde zugleich eine Hilfe 
für den Weg der lettischen Wirtschaft in die 
M_arktwirtschaft darstellen. Die exponierte 
w1rtschaftsgeographische Lage Lettlands 
zwischen dem west- und dem osteuropäi­
schen Wirtschaftsraum und zwischen dem 
Ostseeraum und dem eurasischen Fest­
land machen Partnerschaften mit lettischen 
Unternehmen auch langfristig interessant. 

Hinsichtlich der verwendeten Literaturquel-

len sei auf das in der Publikation zitierte 
Quellenverzeichnis verwiesen. 

• Egner/Hohlfeld: Die Republik Lettland -
ein perspektivreicher Markt für Kooperatio­
nen mit Westeuropa in Forschung und 
T ec~nologie, trafo verlag dr. wolfgang weist, 
Berlin 1993. 130 Seilen. Preis 148,80 DM. 
Bezugsmöglichkeit: trafo verlag dr. wolf­
gang weist, Postfach 244, D-10123 Berlin. 
Tel.+Fax: 030/58 91 193 

Hartmut Hohlfeld/ Gerd Egner (Berlin): 

Die Republik Litauen - ein perspektivreicher Markt für Kooperationen mit 
Westeuropa in Forschung und Technologie 

Vorbemerkung 

So wie die bereits vorgestellte Untersu- einer umfangreichen "vor Ort"-Analyse der 
chung zu den Kooperationsmöglichkeiten Forschungsagentur Berlin, die soeben 
Westeuropas mit der Republik Lettland durch den trafovertagdr. •·-" • Be b · rt h d. • wv,,-gang weist r-

aste auc 1ese Forschungsstudie auf lin, veröffentlicht und vorgestellt wurde.• 

Zur aktuellen wirtschaftlichen Lage 

Die Wirtschaft Litauens verfügt über eine 
relativ gut entwickelte Land- und Forstwirt­
schaft, Lebensmittelindustrie, Leichtindu­
strie, chemische Industrie, Baumaterialien­
und Maschinenbauindustrie. 

Als Erbe der vergangenen Jahrzehnte, die 
gekennzeichnet waren durch die Integrati­
on der litauischen Wirtschaft in das sowje­
tische Wirtschaftssystem und den Aufbau 
von auf den UdSSR-Markt orientierten Groß­
betri~ unte_r weitgehender lgnorierung 
der sozialen, ökonomischen, demographi­
schen und natürlichen Bedingungen und 
Interessen Litauens, verfügt das Land heu-
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te über keine eigenständige nationale Wirt­
schaftsstruktur mehr. Ähnlich wie für die 
Republik Lettland gilt auch für Litauen, daß 
die sozialistische Industrialisierung und ar­
beilsteilige Spezialisierung in den 80er Jah­
ren einige wenige Industriebereichen au­
ßerordentlich hoch entwickelte, andere Be­
reiche dagegen völlig vernachlässigte. 

Die extremste Auswirkung dieser Politik ist 
auch hier die nahezu vollständige Abhän­
gigkeit Litauens von russischen Roh- und 
Brennstofflieferungen auf der einen Seite 
und dem Ausgeliefertsein der litauischen 
Produzenten gegenüber den Abnehmern 
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in den den anderen Nachfolgestaaten der 
UdSSR, insbesondere Rußlands, ande· 

tung auf dem Wege der Privatisierung an­

gesehen. 

rerseits. 

Die ökonomische Lage hat sich In den 
vergangenen zwei Jahren in der Republik 
Litauen ebenfalls sehr stark verschlechtert. 
Die breite Marktöffnung erttöhte den west· 
liehen Konkurrenzdruck bedeutend. Das 
Wirtschaftsgefälle zu Westeuropa hat sich 
vergrößert. Die schwache Wettbewerbsfä· 
higkeit führte zu Absatzschwierigkeiten im 
In- und Ausland. Die Einseitigkeit der Pro­
duktion und des Marktes trugen dazu bei, 
daß 199'2 über 40 % der litauischen Betrie­
be ihre Kapazitäten nur zu 60 % und 10 % 
der Unternehmen nur zu 30 % auslasten 

Entsprechend einem ersten Regierungs­
programm wurde zunächst mit der Privati­
sierung von etwa 5.000 mittleren und gro­
ßen Staatsbetrieben und staatlichen Akti­
engesellschaften begonnen. Verbal wird 
der Schwerpunkt zwar auf eine rasche 
Privatisierung der kleineren Unternehmen 
gesetzt, nennenswerte Erfolge sind hier 
aber noch nicht zu erkennen. 

konnten. 

Die Industrieproduktion verringerte sich 
1991 um ein Fünftel gegenüber dem Vor­
jahr und ging 1992 noch einmal um mehr 
als 50 % gegenüber 1991 zurück. Damit 
befand sich Litauen in der mit Abstand 
schwierigsten Lage innerhalb der bal­

tischen Länder. 

Diese Entwicklung betraf alle Zweigen des 
vergesellschafteten Sektors, in besonde­
rem Maße aber die Bereiche Chemie und 
Erdölverarbeitung, Maschinenbau, Metall­
verarbeitung, Holz-, Zellstoff-, Papierindu• 
strie und Nahrungsmittelerzeugung, in 
denen der Produktionsrückgang bis zu 65 
% betrug. Dieser Prozeß setzte sich bis 
Ende des Jahres 1992 weiter fort. Es wird 
erwartet. daß die Industrieproduktion auch 
1993 weiter zurückgeht. allerdings nicht 
mehr in dem hohen Maße wie 1992. 

Die ohnehin schon schwierige Situation 
der Mehrzahl der litauischen Unterneh· 
men wird durch die Probleme des Landes 
bei der Energieversorgung verschärft, die 
sich aus dem Ausfall russischer Roh- und 
Brennstofflieferungen ergeben haben. 

Nicht einbezogen in das Privatisierungs­
programm sind Betriebe der Land- und 
Forstwirtschaft, des Fernmeldewesens 
sowie Bodenschätze und Wohnungsei-

gentum. 

Das Gesetz sieht eine Privatisierungsrate 
von 2/3 des staatlichen Eigentums vor. Von 
Betrieben, die in öffentlichen Ausschrei­
bungen zur Privatisierung angeboten wer­
den, werden in der Regel zwischen 60 - 90 
% der Betriebsanteile (Aktien) frei verkauft. 
Ausnahmen bilden die Unternehmen, in 
denen der Staat sein Monopol erttalten will 
oder solche, die von lebenswichtiger Be­
deutung für das Land sind. Von solchen 
Unternehmen werden in der Regel weni­
ger als 50 % der Betriebsanteile verkauft. 
Die Hauptform der privatisierten Firmen 
soll die Aktiengesellschaft sein. 

Als Hauptweg des Überlebens der litaui­
schen VolkSwirtschaft wird ihre Umgestal-

Der Privatisierungsprozeß ist gekennzeich­
net durch die Entflechtung der großen 
Betriebe, was sehr oft auch mit der Abtren­
nung ihrer FuE-Einrichtungen verbunden 
ist. Das ist ein besonders schmerzlicher 
Prozeß für die über ehemals über 600 
selbstversorgenden Industriebetriebe Li­
tauens, von denen 90 als sogenannte Wis­
senschafts-Produktions-Vereinigungen or­
ganisiert waren. Im Ergebnis dieses Pro­
zesses entstehen vorrangig kleine juristisch 
selbständige Unternehmen, zumeist im 
Handels- und Dienstleistungssektor. De­
ren Überlebenschancen sind jedoch ohne 
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einen entsprechenden Markt sehr gering. 
Produktion wird für sie zu teuer. Deshalb 
findet man inzwischen eine deutliche Ten­
denz. diesen bewußt gewählten Prozeß 
der Dezentralisierung durch eine freiwilli­
ge Wiedervereinigung der Unternehmen 
zu Assoziationen wieder zu kompensier­
en. 

Ein Regierungsprogramm für die Unter­
stützung der Gründung kleiner und mittle· 
rer Unternehmen gibt es in Litauen noch 
nicht. Gesetzlich gesichert ist die Möglich­
keit der Gründung von Unternehmen mit 
bis zu 100 Beschäftigten. Allerdings wer­
den diesen jungen Unternehmen noch 
massive Hindernisse in den_ Weg gelegt. 
Zum Beispiel verlangt man von solchen 
Unternehmen Kreditzinsen bis zu 40 Pro­
zent. Ihre staatliche Förderung beschränkt 
sich auf eine gesenkte Umsatzsteuer bei 
Umsätzen aus eigener Produktion. Gera­
de technologieorientierte Unternehmen 
haben deshalb z.Z. kaum reale Existenz­
oder Überlebenschancen. 

Die Zahl der privaten Betriebe hat sich trotz 
der zahlreichen Hürden stark erhöht. Im 
Sommer 1992 waren über 40.000 private 
Firmen und über 11.000 Aktiengesellschaf­
ten bzw. öffentliche Gesellschaften (inklu-

sive mehr als 1.000 joint ventures) regi­
striert. Über 200 Unternehmen arbeiteten 
zu diesem Zeitpunkt bereits mit ausländi­
schem Kapital. 

Zur Zeit soll es in Litauen ca. 2.000 joint 
ventures geben. die meisten angesiedelt 
im Handelssektor. Allerdings wird ge­
schätzt, daß nur etwa 40 % auch wirklich 
gewerblich aktiv sind. 

Mit der Verordnung "The Decree of the 
Govemment of the Republic of Lithuania 
Conceming Partial Privatization of Propeny 
of Science and Education lnstitutions" vom 
20.05.1992 orientiert die Regierung erst­
mals auch auf eine (T eil)Privatisierung von 
Wissenschaftseinrichtungen. Die Regie­
rung empfiehlt den staatlichen wissen­
schaftlichen Einrichtungen der Hochschul­
bildung und anderen Forschungseinhei­
ten die Abtrennung ihrer kommerziellen 
und wissenschaftlich-technologischen Teil­
bereiche und deren Umwandlung in unab­
hängige teilprivatisierte Unternehmen. Pri­
vatisiert werden dürfen dabei bis maximal 
60 % des staatlichen Eigentums. Der Rest 
soll auf die wissenschaftlichen und Bil­
dungseinrichtungen als (Mit· )Gründer die­
ser Unternehmen übergehen. 

Forschung und Entwicklung auf dem Weg In die Selbständigkeit 

Die Zahl der in FuE Beschäftigten betrug 
Ende 1991, also fast zwei Jahre nach der 
Wiedererlangung der Unabhängigkeit des 
Landes, 15.461. DamithattesichdieGröße 
des FuE-Potentials gegenüber 1988 zu­
nächst nur unwesentlich verändert. Der 
Anteil der Beschäftigten in der Forschung 
je 1.000 Einwohner lag mit 0.41 nur wenig 
unter dem westeuropäischer Länder. wie 
Großbritannien, Norwegen und Dänemark. 

Mit dem rapiden Abbau der Wirtschaft und 
dem politisch motivierten Abbruch der wirt­
schaftlichen Beziehungen zu Rußland setz-
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te 1992 jedoch eine starke Reduzierung 
der FuE-Kapazitäten ein. Mil 0,21 Beschäf­
tigten in der Forschung je 1.000 Einwoh­
ner liegt Litauen heute weit unter dem we­
steuropäischen Durchschnitt. 80 % des 
verbliebenen Potentials sind in Kaunas und 
Vilnius konzentriert. 

Schätzungen des Lithuanian Information 
Institute gehen von einem durchschnittli­
chen Abbau der FuE-Kapaziläten in Litau­
en 1992 von 40 - 50 %, und, in den extrem­
sten Fällen, von 60 - 70 % gegenüber 1991 
aus. 
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Die litauische Forschung wird heute poli­
tisch und fachlich repräsentiert durch 

- den Im Dezember 1991 geschaffenen 
Science Council of Uthuania und 
- die Lilhuanian Agency for Higher Edu­
cation, Research and Development, bei­
des Regierungskörperschaften, sowie 
- die Litauische Akademie der Wissen­
schaften (135 Mitglieder), 
- die 1990 gegründete Lithuanian Union of 
Scientists (1.100 Mitglieder). 
- 14 Einrichtungen der Hochschulbildung 
mit über 70.000 Studenten., 
- 29 unabhängige Forschungsinstitute, 
- verschiedene Forschungszentren der 
Fachministerien, Universitäten oder Aka­
demieeinrichtungen (Angewandte For­
schung). 
• 16 staatliche wissenschaftliche Einrich­
tungen. 
- wissenschaftliche Einrichtungen in der 
Industrie, incl. Einrichtungen des ehemali­
gen Militärkomplexes der UdSSR.• 

Die ehemalige Akademie der Wissenschaf­
ten Litauens ist heute im Gegensatz zur Zeit 
vor der Unabhängigkeit eine reine Gelehr­
tengesellschaft, der gegenwärtig ca. 90 
litauische Wissenschaftler sowie etwa 45 
korrespondierende, Experten- und aus­
ländische Mitglieder angehören. Sie wird 
vom Staat unterstützt. Die ehemals der Aka­
demie angegliederten Forschungsinstitu­
te wurden abgetrennt und verselbständigt 
bzw. aufgelöst. 

Die Lithuanian Union of Scientists ist eine 
freiwillige unabhängige Organisation, die 
Gelehrte verschiedener wissenschaftlicher 
und Bildungseinrichtungen vereinigt. Ne­
ben der Lösung wichtiger wissenschaftli­
cher und angrenzender Probleme fördert 
sie u.a. internationale forschungspolitische 
Kooperationen. 

Den 14 Hochschuleinrichtungen des Lan­
des wurde der höchste Grad der Selbstän-
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digkeit von der Regierung zuerkannt. Ihre 
Statuten müssen allerdings vom litauischen 
Parlament bestätigt werden. Zum Bereich 
der Hochschuleinrichtungen gehören 6 
Universitäten, die aus verschiedenen frü­
heren Instituten und der Staatlichen Uni­
versität Vilnius hervorgegangen sind. 

In Litauen arbeiten inzwischen 29 vollstän­
dig unabhängige Forschungsinstitute auf 
den Gebieten Human-, Natur-, Sozialwis­
senschaften sowie in verschiedenen an­
gewandten Wissenschaften mit hoher staat­
licher Priorität, wie Biotechnologie, Geolo­
gie, Architektur, Bauwesen und Landwirt­
schaft. Trotz ihrer Unabhängigkeit werden 
sie unter den Begriff der "Staatliche For­
schungsinstitute" subsumiert. 17 von ih­
nen sind aus ehemaligen Akademieinsti­
tuten hervorgegangen. Das Institute of Bio­
technology "Fermentas" in Vilnius und 
das Institute of Architecture and Constructi­
on in Kaunas haben eine sehr starke indu­
strielle Orientierung. Staatliche Mittel erhal­
ten die Institute für solche Forschungsar­
beiten, die mit einer von der Regierung 
vorgegebenen Liste von FuE-Themen 
übereinstimmen. 

Die 16 staatlichen wissenschaftlichen Ein­
richtungen verstehen sich als wissenschaft­
liche Einrichtungen der Regierung. Der 
Staat trägt für sie die volle Verantwortung 
und legt ihre inhaltlichen Aufgaben fest. 
Für den Fall, daß die staatlichen Aufgaben 
diese Einrichtungen nicht auslasten, kön­
nen sie selbst Aufträge beschaffen oder sie 
sind gezwungen, Personal abzubauen. Sie 
arbeiten auf den verschiedensten Gebie­
ten der Forschung tätig. 

Zu den potentiellen Partnern für technolo­
gische Kooperationen mit dem Ausland 
sind auch die wissenschaftlichen Einrich­
tungen in der Industrie zählen. 

Der Militärkomplex wurde nach der Unab­
hängigkeit aus politischen und wirtschaftli-
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chen Gründen staatlich völlig isoliert, zu­
dem ein Großteil der dort Beschäftigten 
Russen waren. 1991 arbeiteten in den 7 
staatlichen Hauptbetrieben mit ehemals 
militärischen Aufgaben noch etwa 20.000 
Beschäftigte. Heute sind, konzentriert im 
Raum Vilnius. nur noch etwa 5.000 Be­
schäftigte tätig, davon ca. 1.500 im Bereich 
FuE. Forschung betrieben wird jetzt vor 
allem auf den Gebieten Funk- und Medizi­
nelektronik, also in Bereichen, in denen 
Litauen über ein hohes technologisches 
Niveau verfügt und sich als besonders in­
teressanter Kooperationspartner anbieten 
kann. 

Das wissenschaftliche Potential der militäri­
schen Grundlagenforschung war schwer­
punktmäßig in den Universitäts- und Aka­
demieeinrichtungen konzentriert. 

Die Aktivitäten in Wissenschaft und Hoch­
schulbildung in Litauen unterliegen dem 
Gesetz vom 15.02.1991 "Law on Science 

and Studies". Das Gesetz geht davon aus. 
daß der Staat Wissenschaft und Hochschul­
bildung als besonders wichtigen Teil der 
Kultur und Wirtschaft der Republik Litauen 
unterstützt und fördert. Es erkennt die Un­
teilbarkeit von Lehre und Forschung sowie 
die wissenschaftliche Forschung als Form 
kreativer Arbeit an. Das Gesetz garantiert 
die berufliche und soziale Absicherung 
wissenschaftlicher Tätigkeit. Die Prinzipien 
der akademischen Freiheit und der wis­
senschaftlichen Autonomie sind in Litauen 
jetzt gesetzlich festgeschrieben. 

Das gesetzlich bestimmte Organ der Selbst­
verwaltung von Wissenschaft und Hoch­
schulbildung ist der Lithuanian Council of 
Science. Dieser im Dezember 1991 ge­
gründete 36köpfige Rat bildet das Exper­
tengremium für die Beratung von Parla­
ment und Regierung in allen Fragen der 
Organisation und Finanzierung der Wis­
senschaft und Hochschulbildung. 

Empfehlu~gen für technologische Kooperationen In den Spitzenbereichen 
von Wissenschaft und Technik 

In Litauen gibt es eine Reihe von Berei­
chen und Einrichtungen mit hohem wis­
senschaftlich-technischen Niveau, die sich 
für internationale technologische Koope­
rationen empfehlen. 

Das Wirtschaftsministerium Litauens ver­
abschiedete im Oktober 1992 eine "Reso­
lution über die Entwicklung von Prioritäten 
und Programmen für die Wirtschaft der 
Republik Litauen". Darin wird auf die Ein­
beziehung der Republik Litauen in die in­
ternationale Arbeitsteilung und den lnno­
vationsprozeß, die Förderung der Einfüh­
rung fortgeschrittener und energieeinspa­
render Technologien sowie die Schaffung 
von Bedingungen zur Entwicklung von 
Marktbeziehungen als orientiert. Im einzel­
nen werden aus diesem Papier diejenigen 
Gebiete erkennbar, in denen Litauen be­
deutende Rückstände aufholen muß und 
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für die internationale Hilfe bei der Moderni­
sierung erforderlich ist, wie Energieanla­
gen, energie- und materialeinsparende 
Technologien. Kommunikationstechnik, 
Informationstechnik, Verkehrs- und Trans­
portsysteme. Landwirtschaft, Dienstlei­
stungsinfrastruktur, Forstwirtschaft (Bau­
und Nutzholzindustrie), Flachsverarbei­
tungs-. Leder- und Pelzindustrie. Pharma­
zeutische Industrie, Anwendung einheimi­
scher Rohstoffe und Abfallstoffe sowie 
Fischfang- und Fischverarbeitungsindu­
strie. Für diese Bereiche sind von den 
zuständigen Ministerien Programme erar­
beitet worden oder werden noch 1993 er­
stell. 

Die persönlichen Gespräche mit zahlrei­
chen litauischen Experten machten deut­
lich, daß sich in den Industriezweigen Elek­
trotechnik/Elektronik, Werkzeugmaschi-
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nenbau, Leichtindustrie/Feinmechanik/ 
Meßtechnik und in der Möbelindustrie be­
sonders gute Kooperationsmöglichkeiten 
erschließen lassen. 

Aus den offiziellen Dokl.lmenten litauischer 
Regierungsstellen geht hervor. daß in 7 
Technologiefeldern in Litauen Forschung 
betrieben wird und auch weiter betrieben 
werden soll: dazu gehören Physik, Ener­
gieerzeugung und -Übertragung, Maschi­
nen- und Gerätebau. Werkstoffe und Werk­
stofftechnologien, Bauwesen, Chemie so­
wie Biotechnologie und Biochemie. 

Für die kommerzielle Kooperationen bie­
ten sich vor allem 3 Felder an: 

- Physik ~ufgrund des hohen Niveaus der 
Forschung. vor allem in den Zentren Insti­
tute of Physics, Institute of Semiconductor 
Physics, Institute of Physical and Techno­
logical Problems of Energetics und der 
Fakultät Physik der Vilnius University, 
- Chemie aufgrund der praktizierten engen 
Verbindung der Grundlagenforschung zur 
angewandten Forschung und der Einfüh­
rung zahlreicher Technologien in die In­
dustrie, 
- Biotechnologie und Biochemie als For­
schungsgebiete mit hoher Priorität. mit de­
nen sich heute über 20 litauische For­
schungs-, Industrie-. Universitäts- und Aka­
demieeinrichtungen befassen. 

In Litauen laufen derzeit eine Reihe von 
Aktivitäten zur Vorbereitung der Errichtung 
von Technologiezentren. Dazu zählen u.a.: 
das Projekt "TECHNOPOLIS" in Kaunas, 
das Projekt "Vilniuser wissenschaftlich­
technischer Park (WNTP)", das "Institute 
of Applied Sciences" der Vilnius University 
oder das Projekt "Technologie- und Grün­
derzentrum Vilnius/Litauen (TGZV)". das 
von Betrieben und Einrichtungen aus Meck­
lenburg-Vorpommern und Berlin unterstützt 
wird. 
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Italienische, deutsche, schwedische und 
Experten aus anderen Ländern versuchen, 
dabei Unterstützung geben dabei Unter­
stützung und versuchen. eigene Erfahrun­
gen und Vorstellungen zum Tragen zu 
bringen. Vor allem die Finanzierung der 
Gründungsphase der künftigen Technolo­
giezentren bedarf einer Unterstützung 
durch das Ausland. 

Die litauische Seite sieht es als erste und 
dringendste Form möglicher Kooperatio­
nen mit Deutschland und anderen Län­
dern an, in diesen Zentren internationalen 
Geschäftszentren und Qualiflkationszentren 
für die Unterstützung der dort tätigen Unter­
nehmen einzurichten. 

Gleichzeitig verfügt Litauen, wie bereits 
ausgeführt, über Forschungseinrichtungen 
mit Weltbedeutung, so beispielsweise das 
Forschungsinstitut von The- State Micro­
electronics Enterprise VENT A oder das 
Institute of Chemistry. Weiterhin als Gebie­
te und Einrichtungen mit besonders ho­
hem wissenschaftlichen Niveau können 
gelten: 

Im Bereich der universitären Forschung: 

- die "Kaunas University of Technology" 
(KTU). Hier ist das Haupt-FuE-Potential Li­
tauens auf technischem Gebiet konzen­
triert. Etwa 80 % der in der litauischen 
Industrie beschäftigten Ingenieure haben 
diese Universität absolviert. Bei den kon­
kreten Technologien bieten sich beson­
ders die Vibrotechnik und Pikosekunden­
Lasertechnik an. 

- die "Vilnius University" als eine der 
ältesten Universitäten in Europa und der 
größten Hochschuleinrichtung in Litauen. 
Das FuE-Potential der Universität umfaßte 
per 01.01.1992 1. 733 Wissenschaftler. da­
von 173mit Habilitation und935mit Promo­
tion. Forschung und Lehre wird in 40 ver­
schiedenen Fachgebieten betrieben. 
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Im Bereich der Biotechnologie: 

Mehr als 20 litauische Industrie-, Universi­
täts-, Akademie- und andere Forschungs­
einrichtungen. Die beiden wichtigsten Un­
ternehmen dieser Branche in Litauen mit 
insgesamt über 1.500 Beschäftigten (1992) 
sind die Kaunas "litpharma" Medicine 
Production Plant und die Kaunas "Sani­
tas" Pharmaceutical Plant. 

Zentrum der Biotechnologie-Forschung in 
Litauen ist das lnstltute of Biotechnology 
Fermentas in Vilnius. Das Arbeitsgebiet 
des Instituts gehört zu den T echnologiefel­
dern des Landes mit hoher staatlicher Prio­
rität 

Im Bereich Mikroelektronik/Elektronik: 

- Institute of Semiconductor Physics als 
einem der vier Hauptzentren der Forschung 
im Schwerpunktbereich Physik, 

- Fakultät Physik der Vilnius University, 
speziell das Laboratory of Semiconductor­
physics, 
- Großunternehmen "VENTA" als Produ­
zent von integrierten Schaltkreisen, 
- RIMEDA als Großunternehmen der Fun­
kelektronik in Litauen, 
- ELFA als Unternehmen der Elektrotech­
nik. 

Im Bereich Chemie: 

• lnstltute of Chemistry, 
- Laboratory of Functional Galvanic, 
- Fakultät Chemie der Vilnius University. 

Im Bereich Umweltschutz und Umwelttech· 
nologie: 

1991 wurden von litauischen Industriebe­
trieben, Kraftwerken und Kraftfahrzeugen 
mehr als 1 Mio Tonnen Schadstoffe an die 
Atmosphäre abgegeben. Nur 7 % der ca. 
1,2 Mio Tonnen des jähr1ich anfallenden 
Haushalt- und anderen Mülls werden ge­
sammelt und wiederverwendet. Der Rest 
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geht auf Deponien. In Litauen werden in 
einem Jahr rund 120.000 Tonnen giftige 
Industrie- und Haushaltabfälle erzeugt. Ein 
Teil davon wird im Kedainiai Chemical Plant 
und im Palemonas Ceramics Plant entgiftet 
und wiederverwendet, beispielsweise zur 
Produktion von Baumaterialien. 1989 wur­
den über 4 Mrd. ri# Abwasser in die öffent­
lichen Gewässer eingeleitet. davon 450 
Mio rr? nach einer vorherigen Behand­
lung. Der Boden und das Wasser in Litau­
en sind stark belastet durch hohe Anteile 
von Nitriten, Nitraten, Pestiziden und Wasch­
mitteln. 

Eines der größten ökologischen Proble­
me Litauens ist die radioaktive Belastung 
des Grundwassers in der Umgebung des 
Kernkraftwerkeslgnalina ca. 100 km nord­
östlich von Vilnius. 

Alle diese Fakten sprechen dafür, daß 
Kooperationen westeuropäischer Unter­
nehmen und Forschungseinrichtungen mit 
Litauen im Bereich Umweltschutz/ Um­
welttechnologien möglich und vor allem 
auch erforder1ich sind. Das unmittelbare 
Interesse der Bundesrepublik Deutschland 
ergibt sich zudem noch aus der Tatsache, 
daß sie genau wie Litauen Anrainerstaat 
der ökologisch gefährdeten Ostsee ist. 

Ein Gesetzeswerk für den Umweltschutz 
wurde von der litauischen Regierung 1991/ 
92 verabschiedet. An diesem Vorhaben 
arbeiteten mit: 

- Institute of Ecology, 
- Institute of Botany, 
- Institute of Geology, 
- Bereich Physik der Vilnius T echnical 
University , 
- staatlicher Komplex für industrielle Öko­
logie INECO. 

Im Bereich Landwirtschaft: 

- Lithuanian Academy of Veterinary, 
- Lithuanian Academy of Agriculture. 
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Als weitere Forschungsgebiete/Institutio­
nen besonderen wissenschaftlichen Ni­
veaus gelten: 

• Lasertechnik (Laser Research Centre der 
Vilnius University), 
- Mikrosystemtechnologie {Institute ofMicro 
Systems Technology), 
- Vlbrotechnik (Scientific Center "Vibro­
technics"), 
- Silikattechnologie (Lehrstuhl Silikattech­
nologie der Kaunas Technology Universi­
ty), 
- Informatik (Department Praktische Infor­
matik der Kaunas Technology University 
und Computer Science Faculty der Kau­
nas Technology University), 
- Meßtechnik (Ultrasonic Measurement 
laboratory der Kaunas Technology Uni­
versity), 
- Mikrobiologie (Department of Plant Phy­
siology and Microbiology der Vilnius Uni­
versity), 

- Biophysik und Neurokybemetik (labora­
tory of Biophysics and Neurocybemetics 
der Vilnius University), 
- Galvanik (technologisches Forschungsin­
stitut des Unternehmen UTA). 

Die sehr ausführ1ichen Beschreibungen in 
der Forschungsstudie, die hier auf Grund 
der gebotenen Kürze nicht wiedergege­
ben werden können, werden weiter er­
gänzt durch mehrere Anlagen mit Anga­
ben über technologieorientierte unabhän­
gige Forschungsinstitute und andere be-

hochschulc ost aug. 1993 

deutsame Forschungseinrichtungen der 
Industrie, über die staatlichen Hauptbetrie­
be des ehemaligen Militärkomplexes und 
über die Schwerpunkte der stattlichen For­
schungspolitik. 

Zur Er1elchterung der Kontaktsuche und 
-anbahnung wurde in die Publikation eine 
Übersicht über ca. 250 Einrichtungen der 
Wirtschaft und Wissenschaft Litauens auf­
genommen, in denen technologisch rele­
vante Forschungs- und Entwicklungsar­
beiten durchgeführt werden. Die Angaben 
wurden der Forschungsdatenbank über 
das Leistungsprofil der litauischen Wissen­
schaft der Forschungsagentur Berlin GmbH 
entnommen, die auch für weitergehende 
Anfragen in Anspruch genommen wer­
den kann. 

Hinsichtlich der verwendeten Literaturquel­
len sei auf das in der Publikation zitierte 
Quellenverzeichnis verwiesen. 

Gerd Egner, Dr. rer.nat:, und Hartmut 
Hohlfeld, Dipl.phys .. sind Mitarbeiter der 

Forschungsagentur Berlin GmbH 

• Egner/Hohlfeld: Die Republik Litauen -
ein perspektivreicher Markt für Kooperatio­
nen mit Westeuropa in Forschung und 
Technologie, trafoverlagdr. wolfgangweist, 
Berlin 1993. 130 Seiten. Preis 148,80 
DM.Bezugsmöglichkeit: trafo verlagdr. wolf­
gang weist, Postfach 244, D-10123 Berlin. 
Tel.+Fax: 030/58 91 193 
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PUBLIKATIONEN zu osteuropäischer Wissenschaft und 
deutsch-osteuropäischen Wissenschaftsbeziehungen 

l..Asr, BÄABEL/ ScHAEFER, HANS-DIETER: Die Wissenschaftsbeziehungen der Hoch­
schulen der ehemaligen DDR mit Osteuropa. Kompendium. Mitarb.: Renate 
Gralki. Hrsg. von der Projektgruppe Hochschulforschung Berlin-Karlshorst. Verlag 
Constructiv, Berlin 1992. 40 + 263 + VI S. Zu beziehen bei: Projektgruppe 
Hochschulforschung, Aristotelessteig 4, 0 - 1157 Berlin. 

l..Asr' BÄRBELI ScHAEFER, HANS-DIETER (Hrsg.): Attraktivität durch Internationalität. 
Die Wissenschaftsbeziehungen der Hochschulen der neuen Bundesländer 
mit Osteuropa auf dem Prüfstand. Beiträge einer gemeinsamen Tagung am 
10. November 1992 an der Universität Potsdam. Potsdam 1993.175 + XIII S. 
Bezug über: Projektgruppe Hochschulforschung, Aristotelessteig 4, 0 - 1157 
Berlin. 

VoD1cKA, KAREL (Hrsg.): Vademecum der tschechoslowakischen Wissenschaft. 
Bonus Verlag, Prag 1992. 392 S. DM 47,-. Vertrieb: Bonus Verlag, Johanna­
Kirchner-Str. 45, W - 7500 Karlsruhe 21. 

ARBEITSGEMEINSCHAFT INDUSTRIEU.ER FORSCHUNGSVEREINIGUNGEN "Qno VON GUERICKE'' 
A1F, AussENSTEU.E BERL1NI BuNDESVERBAND DER DEurs01EN INDUSTRIE (Hrsg.): Stätten 
industrienaher Forschung in der Russischen Föderation. Stand: 01.02.1993. 
Berlin/Köln 1993. 163 S. Kostenlos bei: Arbeitsgemeinschaft industrieller For­
schungsvereinigungen, Außenstelle Berlin, Tschaikowskistr. 49, 0 - 1110 Berlin. 

DEUTSCHE FORSCHUNGSGEMEINSCHAFT DFG (Hrsg.): Entwicklungen. Die Zusam­
menarbeit der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit der sowjetischen 
Akademie der Wissenschaften 1970 - 1990 [zweisprachig deutsch-russisch]. 
Bonn o.J. (1991). 146 S. Kostenloser Bezug über: Deutsche Forschungsgemein-
schaft, Kennedyallee 40, W - 5300 Bonn 2. • 

LITSCHEV, ALEXANDEFV KEGLER, DIETRICH (Hrsg.): Abschied vom Marxismus. sowje­
tische Philosophie im Umbruch. Rwohlt Taschenbuch Verlag, Reinbeck 1992. 
287 S. DM 24,90. Über den Buchhandel. 
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THEMA II: Sozial- und Geisteswissenschaften 
Ost: ZWlschenbilanzen des Umbaus - Teil 1 

Wolfgang Schluchter(Heidelberg)1: 

Der Um-und Neubau der Hochschulen in Ostdeutschland 
Ein Erfahrungsbericht am Beispiel der Universität Leipzig 

1. Allgemefne Rahmenbedingungen 

Die äußere Einheit Deutschlands beruht 
auf zwei Grundentscheidungen, durch die 
die Weichen für das Schicksal Ostdeutsch• 
lands gestellt wurden: auf der Herstellung 
der Wirtschafts-, Sozial• und Währungsu­
nion zwischen den beiden deutschen 
Staaten und auf dem Beitritt der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Bundesre­
publik Deutschland nach Art. 23 des Grund­
gesetzes für diese Bundesrepublik. Die 
erste Grundentscheidung war für den 
Westteil des Landes politisch 'rational' (Min· 
derung des Abwanderungsdrucks), aber 
für den Ostteil ökonomisch eine Katastro­
phe. Die zweite Grundentscheidung, in 
gewissem Sinne eine Konsequenz der 
ersten, war für den Ostteil ökonomisch 
'rational', aber für seine politische Erneue­
rungsbewegung und für ihre wenigen in­
stitutionellen Erfindungen wie Runde Ti• 
sehe und Montagsdemonstrationen be­
·deutete sie das Aus. Durch die Kombinati­
on dieser beiden Grundentscheidungen 
wurde die DDR als ein institutionelles Gefü­
ge mit dazugehöriger Kultur und Weisen 
der Lebensführung zu Grabe getragen. 
Der Einigungsvertrag regelte streng ge­
nommen nur den Vollzug. 

Man muß sich die Tragweite dieser bei­
den Grundentscheidungen für alle Gebie-

hochschulc osl aug. 1993 

te des Lebens in Ostdeutschland klarma­
chen. Damit wurde, gleichsam über Nacht, 
eine eingespielte, freilich mehrtieitlich ab­
gelehnte Lebensform durch eine zwar 
gewünschte, aber fremde Lebensform er­
setzt. Man ginge soziologisch fehl, wollte 
man, wozu viele Kritiker neigen, diesen 
Vorgang als die Kolonialisierung des 
Ostens durch den Westen beschreiben. 
Kolonialisierung bedeutet bloß Über­
schichtung, die das Überschichtete zu­
minc1est in Teilen fortbestehen läßt. Von 
der DDR als Lebensform aber wird nichts 
bleiben. Sie existiert derzeit sowieso nur 
noch in 'freischwebenden' und für die 
neue Lebensform weitgehend funk1ions­
los gewordenen Mentalitäten2. Es ist nur 
eine Frage der Zeit (und natürlich der 
wirtschaftlichen Entwicklung). bis auch die­
se verblassen. Spätestens bei den nach­
wachsenden Generationen werden sich 
Mentalitäten ausbilden. die mit dem neuen 
institutionellen Gefüge und seiner Kultur 
vereinbar sind . 

Die Übertragung der westdeutschen Le­
bensform auf Ostdeutschland ist noch im 
Gange. Sie hatte von Beginn an ihre stärk­
ste Stütze im westdeutschen Recht. Mit 
dem Wirksam werden des Beitritts der Deut­
schen Demokratischen Republik am 3. 
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Oktober 1990 wurden die von ihr mit Ge­
setz vom 22. Juli 1990 eingeführten Länder 
in den Geltungsbereich des Grundgeset­
zes einbezogen. Der Einigungsvertrag 
kennt zwar beitritt~dingte Änderungen, 
Ausnahme- und Ubergangsbestimmun­
gen, aber seit dem 3. Oktober 1990 gilt in 
Ostdeutschland im wesentlichen westdeut­
sches Recht. Dieses wurde vor allem mit­
tels Involution im Zusammenspiel von 
Rechtsetzung, Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft in über 40 Jahren ent­
wickelt. Es ist heute ein hochkomplexes 
und feingesponnenes System, eingebet­
tet in eine Rechtskultur, die zwar in erster 
Linie Expertenkultur ist, aber an außer­
rechtliche Zusammenhänge gebunden 
bleibt. Wie immer man das Ausmaß dieser 
Bindung beurteilt, die für das Grundgesetz 
charakteristische Kombination von Demo­
kratie-. Rechtsstaats-, Sozialstaats- und 
Föderalprinzip zwang immer wieder zur 
relativen Öffnung gegenüber politischen 
und sozialen Prozessen3. Dies gilt auch für 
die ihm korrespondierende Verwaltung, 
die bei aller Tendenz zur Schließung als 
Hoheits- und Leistungsverwaltung doch 
eine Bürgerverwaltung ist. Durch die wirt­
schaftlichen Erfolge sowie durch das an 
den vier Strukturprinzipien ausgerichtete 
Ordnungsgefüge entwickelte sich die Bun­
desrepublik Deutschland zu einem von 
ihren Bürgern akzeptierten Gemeinwesen. 
Es gewährte ihnen außer einem hohem 
Maß an Rechtssicherheit auch ein Min­
destmaß an sozialer Gerechtigkeit. 

Die Bevölkerung Ostdeutschlands erlebte 
diese im Westen eingelebte und bewährte 
Ordnung anders. Ihre Übertragung erzeug­
te vor allem Unübersichtlichkeit. Der lnstitu­
tionentransfer gestaltete sich komplizierter 
als erwartet. Institutionen lassen sich ja 
nicht einzeln und isoliert übertragen, will 
man nicht Wirkungsänderungen riskieren. 
Sie stehen in einem Gefüge und verlan­
gen Einbettung. Wo eine der beiden Be­
dingungen nicht erfüllt ist, kommt es zu 

30 

Friktionen. Ein Beispiel ist die Übertragung 
der Tarifautonomie auf ein Gebiet, wo es 
zwar organisierte Arbeitnehmer, aber kei­
ne mit Eigenkapital haftende Unternehmer 

- gibt4_ Ein anderes Beispiel ist die Übertra­
gung einer kapitalistischen Marktwirtschaft 
auf ein Gebiet, in dem Recht und Verwal­
tung noch nicht in jeder Hinsicht bere­
chenbarfunktionieren. Daß dann die Chan­
cen des Abenteurer- und Beutekapitalis­
mus gegenüber dem rationalen Kapitalis­
mus steigen, hat bereits Max Weber ge­
lehrt. Und in der Tat: Der Einigungsprozeß 
als Prozeß der Übertragung von Institutio­
nen war bislang durch ein Defizit an ver­
wirklichtem formal rationalem Recht und 
an verwirklichter formal rationaler Verwal­
tung auf allen Gebieten des Lebens ge­
kennzeichnet. Das vielleicht wichtigste 
Merkmal zumindest der ersten Eini­
gungsphase bleibt der Rechts- und Ver­
waltungsnotstand in Ostdeutschland5. Er 
gehörte auch zu den Rahmenbedingun­
gen beim Um- und Neubau des Hoch­
schulwesens. Dieser mußte in einer Pha­
se erfolgen, als es funktionsfähige Hoch­
schul- und Ministerialverwaltungen nur in 
Ansätzen gab. 

Der mit dem Einigungsvertrag besiegelte 
radikale Umbau des lnstitutionengefüges 
in Ostdeutschland, die Ersetzung einer 
zwar abgelehnten. aber eingelebten Le­
bensform durch eine zwar gewünschte, 
aber fremde hatte in der Bevölkerung sehr 
schnell tiefe Verunsicherung zur Folge. 
Dazu trug nicht allein die sich katastro­
phisch entwickelnde Arbeitslosigkeit bei6. 
Schnell wurde deutlich: Nicht nur viele 
funktionale Fertigkeiten und das Fachwis­
sen, auch viele extratunktionale Fertigkei­
ten und das Rezeptwissen, mit dem man 
den DDR-Alltag bewältigt hatte, waren ent­
wertet?. Strukturell gesehen ging es von 
Beginn an nicht um eine Synthese aus Ost 
und West, sondern um Assimilation der 
Ostbevölkerung an die Lebensform des 
Westens, um Verwestlichung. 
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Erst die Öffnung der Grenzen machte die 
Selbstzerstörung des DDR-Sozialismus in 
seinem ganzen Umfang sichtbar8. Er hatte 
schon über Jahre ökonomisch von der 
Substanz und von bundesrepublikani­
schen Subventionen gelebt. Das Moder­
nisierungsgefälle insbesondere im öko­
nomischen Bereich war gewaltig. Die DDR­
Wirtschaft lag hinter der der Bundesrepu­
blik um mindestens 30 Jahre zurück. Ähn­
liches muß man für Infrastruktur, Woh­
nungsbau und Umwelt sagen. Was Wun­
der, daß es mit beginnendem Einigungs­
prozeß zu einer Selbstaufwertung des 
Westens kam. Der besonders von konser­
vativer Seite beklagte geschwächte bun­
desrepublikanische Patriotismus erhielt 
durch den Einigungsprozeß einen erstaun­
lichen Auftrieb. Die gewohnheitsmäßige 
Akzeptanz der vom Grundgesetz verbürg­
ten Ordnung wurde gleichsam reflexiv. 
Erst jetzt schien sich im Westen ein kollek­
tives Sonderbewußtsein zu entwickeln, das 
auf die Identifikation mit der Bonner Repu­
blik hinauslief. Das bei Teilen seiner Be­
wohner, insbesondere bei Intellektuellen, 
in ständiger Kritik stehende Modell Bun­
desrepublik Deutschland erstrahle plötz­
lich in zuvor nie gesehenem Glanz. Die 
Auswirkungen dieses Umschwungs las­
sen sich an der Diskussion um die Revi­
sionsbedürftigkeit des Grundgesetzes ab­
lesen. Der Kreis derer im Westen, der die 
Revision möglichst klein halten wollte, 
wuchs mit Fortgang des Einigungspro­
zesses. Vieles, was sich an begründeten 
Revisionswünschen über die Jahre in den 
Parteien angesammelt hatte, was von un­
abhängigen Expertenkommissionen erar­
beitet worden war, schien nun nicht mehr 
so wichtig. Und ähnliches gilt auch für das 
westdeutsche Hochschulsystem. Die west­
deutschen Institutionen wurden, wie es 
Hans Joachim Meyer, der Sächsische 
Staatsminister für Wissenschaft und Kunst, 
jüngst mit Blick auf die Bildungsinstitutio­
nen ausdrückte, nicht nur zu der besten 
aller möglichen Welten, sondern zu der 
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einzigen möglichen We1t9. Hierher gehö­
ren die berühmt gewordenen Sprüche 
'Wie im Westen, so auf Erden" und "Gott 
weiß alles, der Wessi weiß alles besser". 
Sie sind freilich Reflex weniger einer indi­
viduellen, als vielmehr einer strukturellen 
Überlegenheit. Diese läßt sich durch per­
sönliches Handeln nicht beseitigen, son­
dern nur modifizieren. Es ist freilich ein 
nicht unbeträchtlicher Unterschied, ob da­
bei der Geist des Herrschens oder der des 
Dienens an einer gemeinsamen Sache im 
Vordergrund steht. 

Der Sog, den das westdeutsche Modell im 
Hochschulbereich auslöste, hatte vor al­
lem drei Ursachen: Das Hochschulrah­
mengesetz, den Wissenschaftsrat und die 
von Grund auf desolate Finanzsituation 
der neu gebildeten Länder. die trotz riesi­
gerTransfers vom Westen nach dem Osten 
alle Strukturentscheidungen beeinflussen 
muß. Gewiß hatte der Einigungsvertrag es 
gestattet, in einer Übergangsphase von 
den Bestimmungen des Hochschulrah­
mengesetzes abzuweichen. Und die Lan­
desgesetzgeber haben diese Möglichkeit 
bei ihren Hochschulerneuerungsgesetzen 
auch mehr oder weniger genutzt. Aber 
das Hochschulrahmengesetz blieb letzt­
lich der Bezugspunkt, insbesondere für 
den Um- und Neubau des Lehrkörpers. 
Außerdem werden im laufe des Jahres 
1993 die Hochschulerneuerungsgesetze 
durch Hochschulgesetze, die dem Hoch­
schulrahmengesetz entsprechen müssen, 
ersetzt. Gewiß bemühte sich der Wissen­
schaftsrat bei seinen im Osten geradezu 
dogmatisch behandelten Empfehlungen, 
Bewährtes zu erhalten und auch Refor­
men zuzulassen. Aber die Richtung war 
durch Art. 38 des Einigungsvertrags vor­
gezeichnet. und man tut der beachtlichen 
Leistung des Wissenschaftsrats keinen 
Abbruch, wenn man feststellt, daß auch er 
bei der Lösung der Kernfragen sein Maß 
an westdeutschen Verhältnissen nahm. 
Doch die vielleicht alles entscheidende 
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Frage war und Ist die Finanzfrage. Der 
Einigungsvertrag sieht im Artikel 7 die Über­
tragung der Finanzverfassung der Bun­
desrepublik Deutschland auf die neuen 
Länder in zwei Stufen vor. Die erste Stufe ist 
die des Fonds "Deutsche Einheit", die 
zweite die des gesamtdeutschen Länder­
finanzausgleichs. Dies schien den Ostlän­
dern zunächst im Hochschulbereich mehr 
finanziellen Spielraum zu lassen, zumal 
der Bund über das Hochschulerneue­
rungsprogramm (HEP) Sondermittel be­
reitstellte, wobei sich freilich die Ostländer 
mit Eigenbeiträgen beteiligen mußten. (Die 
Westländer hielten sich vornehm zurück!). 
Aber wie im Falle des Hochschulrahmen­
gesetzes, so wurden auch hier von Be­
ginn an die Konsequenzen der zweiten 
Verwirklichungsstufe der Finanzverfas­
sung antizipiert. Obgleich die westdeut­
schen Länder während der ersten Stufe 
keineswegs die finanzielle Hauptlast der 
Einigung tragen - diese liegt beim Bund 
und bei der Bundesanstalt für Arbeit -. 
wurden ihre Ausgaben für Wissenschaft 
und Forschung zur Richtschnur für den 
Osten genommen. Was In einem West­
land aus finanziellen Gründen nicht mög­
lich schien, wurde auch einem Ostland 
nicht erlaubt. Ein Beispiel dafür ist die Er­
mittlung des 'zulässigen' Personalbestands 
an den ostdeutschen Hochschulen. Hier­
für wurden Ostländer mit Westländern 'ge­
paart'. Der Freistaat Sachsen etwa mußte 
sich mit Baden-Württemberg vergleichen 
lassen. Dies rechtfertigte sich damit, daß, 
zum Zeitpunkt der Einigung, Sachsen in 
Ostdeutschland und Baden-Württemberg 
in Westdeutschland den jeweils hoch­
schulreichsten Flächenstaat bildete. Die­
se Paarung war also für Sachsen durch­
aus günstig. Dennoch hatte sie eine aus 
sächsischer Sicht fatale Konsequenz. Beim 
groben Vergleich stellte sich nämlich her­
aus: Die Zahl der an Hochschulen be­
schäftigten Personen war in beiden Län­
dern etwa gleich hoch, aber Baden-Würt­
temberg hatte etwa die doppelte Zahl an 
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Bewohnern und etwa die vierfache Zahl 
an Studenten. Die Folgerung: Reduktion 
des Personals an den sächsischen Hoch­
schulen auf etwa die Hälfte, was inzwi­
schen auch geschah. Doch ist dies ver­
mutlich noch nicht das Ende der Geschich­
te. Auch die Kosten des reduzierten Per­
sonals bleiben, so muß man leider be­
fürchten, besonders bei schneller Anglei­
chung der Gehälter an die des Westens, 
selbst bei voller Anwendung von Artikel 
107 des Grundgesetzes für Sachsen wohl 
zu hoch. (Was hier für Sachsen gesagt 
wurde, gilt erst recht für die übrigen neuen 
Länder, ganz zu schweigen vom 'Sonder­
fall' Berlin, dessen finanzieller Kollaps be­
reits abzusehen ist.I0) 

Der Sog des westdeutschen Modells war 
auch deshalb so groß, weil sich die beiden 
Hochschulsysteme vollständig auseinan­
derentwickelt hatten. Institutionell gesehen 
gab es praktisch keinerlei Gemeinsamkeit 
mehr. Sechs Unterschiede stechen her­
vor: 

1. Das Hochschulsystem der DDR war zens 
tralistisch, das der Bundesrepublik ist fö­
deralistisch. Mit der Einigung hielt der Kul­
turföderalismus Einzug in Ostdeutschland. 
Er wurde sehr schnell genutzt, um Eigen­
ständigkeit und Unverwechselbarkeit zu 
demonstrieren. Sehr schnell kam es auch 
nicht zuletzt deshalb zu einer 'Entsolidari­
sierung' der ostdeutschen Länder in Fra­
gen von Wissenschaft und Forschung, 
etwa bei grenzüberschreitenden Planun­
gen oder in der Berufungspolitik. Doch 
hätte dies für sich genommen eine für 
Ostdeutschland spezifische Hochschulent­
wicklung nicht hindern müssen. Die Be­
seitigung anderer Inkompatibilitäten wirkte 
in dieser Hinsicht gra_vierender. 

2. Eine der wichtigsten betrifft das Verhält­
nis von Forschung und Lehre. Die DDR, 
orientiert am Sowjetmodell, setzte auf ihre 
institutionelle Trennung, während für das 
Hochschulsystem der Bundesrepublik 
nach wie vor das Humboldtmodell mit der 
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Forderung nach Ihrer institutionellen Ver­
bindung gilt. Es will den forschenden Leh­
rer oder den lehrenden Forscher. Diese 
Figur ist zwar auch im Westen inzwischen 
eher die Ausnahme als die Regel, aber sie 
bleibt das Ideal. Gewiß, auch in einer DDR­
Hochschule strebte man nach dieser Ver­
bindung. Und sie wurde insbesondere bei 
Schreibtischforschung immer wieder er­
füllt. Aber die finanziell aufwendigere Hoch­
schulforschung war in erster Linie ange­
wandte Forschung, häufig orientiert an den 
Bedürfnissen der nächstliegenden Kom­
binate. Forschung in ihrer ganzen Breite 
zu betreiben zählte zu den Aufgaben der 
Akademien. Diese waren, vielleicht mit 
Ausnahme der Leopoldina in Halle, keine 
Gelehrtengesellschaften wie im Westen, 
sondern gegenüber den Hochschulen 
verselbständigte Großbetriebe hochspe­
zialisierter Forschung, was natürlich be­
grenzten Austausch mit ihnen nicht hin­
derte. Doch waren die Akademien auf die 
Hochschulen nicht angewiesen. Ihre Ver­
selbständigung diesen gegenüber zeigte 
sich auch daran, daß sie eigenes Promo­
tions- und Habilttationsrecht hatten und die 
besten Nachwuchswissenschaftler jeder­
zeit an sich ziehen konnten. Akademiemit­
glieder waren gegenüber Hochschulmit­
gliedern in vielfältiger Weise privilegiert. 
Dies schuf Ressentiments, und nicht zu­
letzt diese erklären, weshalb heute die 
Hochschulen trotz finanzieller Anreize 
(Wissenschaftler-Integrationsprogramm 
(WIP)) kaum bereit sind, ehemalige Aka­
demiemitglieder aufzunehmen. Man hat 
zudem, angesichts des Stellenabbaus, mit 
dem eigenen Personal Probleme genug. 
Hinzu kommt die für die Akademien cha­
rakteristische extreme Spezialisierung. 
Akademieforscher eignen sich selten als 
'Fachvertreter' im westlichen Sinn. 

3. Die Hochschulen der DDR waren im 
Unterschied zu denen der Bundesrepu­
blik keine relativ autonomen und autoke-­
phalen Institutionen, orientiert am Kollegia-
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lltätsprlnzip und an einer drei- und mehr­
stufigen akademischen Selbstverwaltung, 
in der die Willensbildung unter Beteiligung 
von Fächern und Gruppen von unten nach 
oben erfolgt. Sie beruhten vielmehr seit 
der III. Hochschulreform 11 auf dem Modell 
einer zweistufigen monokratisch-bürokra­
tischen Verwaltung, wobei jeder Leitungs­
ebene der Hochschule eine solche der 
Partei beigeordnet war. Letztlich kontrol­
lierte die Partei Rektor und Prorek­
toren sowie Sektionsdirektoren und deren 
Stellvertreter, nicht aber Senat und Fakul­
täten12. Insbesondere die Fakultäten spiel­
ten für die Selbstorganisation der DDR­
Hochschulen kaum eine Rolle. Sie waren 
im Grunde auf Prüfungsausschüsse redu­
ziert. 

4. Das Hochschulsystem der DDR war im 
Unterschied zu dem der Bundesrepublik 
geschlossen. Wie alles, plante die DDR 
auch ihren Bedarf an Akademikern, und 
zwar nach Zahl und Fachrichtung. Dies 
führte dazu, daß zum Zeitpunkt der Eini­
gung nur etwa 12% eines Altersjahrgangs 
eine Hochschule besuchtenI3 und daß 
das Fach nicht frei gewählt werden konnte. 
Demgegenüber studierten in der Bundes­
republik zum Zeitpunkt der Einigung etwa 
25% eines Altersjahrgangs überwiegend 
in den Fächern ihrer Wahl. Im Vergleich 
zur westdeutschen Massenuniversität kann 
man die DDR-Hochschule geradezu als 
eine Eliteeinrichtung bezeichnen. Im Ge­
folge der III. Hochschulreform ab 1967 war 
es mit der Erhöhung des Akademikeran­
teils an der Bevölkerung weitgehend vor­
bei14. Anders als die Bundesrepublik grün­
dete die DDR auch keine neuen Universi­
täten. Sie förderte hauptsächlich ingenieur­
und technikwissenschaftliche Bereiche, 
indem sie Spezialschulen einführte, die 
sie Schritt für Schritt in Technische Hoch­
schulen verwandelte. Von diesen wurden 
nach der Einigung nicht zufällig einige 
wieder geschlossen oder in Fachhoch­
schulen integriert. 
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5. Dieser Unterschied zwischen Eliten- und 
Massenuniversität wurde noch verstärkt 
durch die extrem voneinander abweichen­
den Betreuungsrelationen. Um wieder den 
Vergleich von Sachsen und Baden-Würt­
temberg zum Zeitpunkt der Einigung zu 
wählen: Für Sachsen lautete die Relation 
1 :1, 73, für Baden-Württemberg 1 :s,agl5_ 
Zulassungspolitik und Betreuungsrelation 
hatten zur Folge, daß DDR-Studenten bei 
erheblich eingeschränkter Lehr- und Lern­
freiheit und starker Verschulung des Studi­
ums (bis hin zu 'Klassenverbänden') 
schnell studierten und ihr Studium in der 
Regel auch nicht abbrachen, während für 
westdeutsche Studenten bei großer Lehr­
und Lernfreiheit und geringer Verschu­
lung des Studiums lange Studienzeiten 
und hohe Abbruchquoten charakteristisch 
sind. Dies ist übrigens der Hintergrund für 
die von ostdeutschen Hochschullehrern 
immer wieder vorgetragene These, die 
Lehre in den Hochschulen der DDR sei 
doch besser als im Westen gewesen. Dies 
ist sicherlich nicht zu bestreiten, nur wer­
den dabei meist die unterschiedlichen struk­
turellen Bedingungen (Kontrolle des Hoch­
schulzugangs, weit günstigere Betreuungs­
relation, 'Klassenverbände' mit Gruppen­
kohäsion) nicht mitgedacht 16. 

6. Und noch ein letzter Unterschied ist 
wichtig: die Zuordnung von Hochschul­
und Beschäftigungssystem. Einern DDR­
Abiturienten, dem es gelang, einen Stu­
dienplatz zu bekommen, war nach erfolg­
reichem Abschluß seines Studiums ein 
Arbeitsplatz sicher. Dies trifft in der Bundes­
republik nur für wenige Studiengänge zu. 
Hier sind Hochschul- und Beschäftigungs­
system weitgehend entkoppelt. JederDDR­
Student hatte schon durch die schiere 
Tatsache, daß er studieren durfte, bessere 
Lebenschancen als seine nichtstudieren­
den AltersgenossenI7, was auch erklärt, 
weshalb Studenten, überhaupt die Hoch­
schulen, in der friedlichen Revolution zu­
nächst kaum eine Rolle spielten. Dies ist 
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wiederum strukturell, nicht individuell ge-
meint. • 

Gerade am Beispiel der Lehre wird deut­
lich, wie schwierig es ist. einzelne Institutio­
nen aus einem lnstitutionengefüge her­
auszubrechen und sie in ein anderes zu 
verpflanzen. Der 'Lehrerfolg' von DDR­
Hochschulen hatte institutionelle Voraus­
setzungen, die in Westdeutschland späte­
stens seit den späten 60er Jahren nicht 
mehr bestehen. Sie lassen sich auch nicht 
beliebig erzeugen. Denn im vereinten 
Deutschland können weder die Zulas­
sungsquote noch die Betreuungsrelation 
auf DDR-Niveau gebracht werden. Das 
eine ist politisch nicht durchsetzbar, das 
andere läßt sich nicht finanzieren. 

Institutionelle Gefüge haben ihre eigene 
Logik. Man kauft sich mit ihnen Vor- und 
Nachteile ein. Manche hofften darauf, daß 
die Erneuerung der Hochschulen im Osten 
auch zur Erneuerung der Hochschulen im 
Westen führe, daß eine Art Synthese aus 
Ost und West möglich werde, die die Vor­
teile beider Systeme kombiniert. Dies hat 
sich nicht zufällig als Illusion erwiesen. Die 
strukturellen Unterschiede, ja Gegensätze 
der beiden Systeme erwiesen sich als zu 
groß. Zu groß war auch der Zeitdruck, 
unter dem die Erneuerung im Osten statt­
finden mußte, zu gering der Spielraum für 
Experimente, den der Zwang zum Perso­
nalabbau ließ18. Die ostdeutschen Hoch­
schulen sind - soviel läßt sich schon jetzt 
über den noch unabgeschlossenen Pro­
zeß sagen - zunächst einmal an das gewiß 
unvollkommene westdeutsche Hoch­
schulsystem angepaßt worden. Vermut­
lich gab es dazu auch keine Alternative. 
Erst wenn dieser Anpassungsprozeß ab­
geschlossen ist, kann man an die Reform 
des Gesamtsystems gehen! 

Die geschilderten Rahmenbedingungen 
haben also die Hochschulerneuerung im 
Osten in erster Linie zu einer Anpassung 
an das Hochschulsystem des Westens 
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werden lassen19_ Wiederum muß man fal­
schen Interpretationen wehren: Dies er• 
gab sich nicht aus einer Verschwörung, 
sondern aus strukturellen Zwängen, de­
nen auch reformorientiertes Handeln un­
terworfen ist20. Damit ist nicht behauptet, 
es habe keinerlei Handlungsspielräume 
gegeben. Sie wurden auch durchaus von 
den neuen Ländern einschließlich Berlins 
zu 'Abweichungen' genutzt. Die vermut­
lich wichtigste: der größere Anteil von Stu­
dienplätzen an Fachhochschulen als im 
Westen. Doch diese und andere 'Abwei­
chungen' bewegen sich innerhalb der 
Empfehlungen des Wissenschaftsrats und 
des westdeutschen 'Reformspektrums'. 
Zwei Ausnahmen sollte man freilich er­
wähnen: als Einzelfall die auf lnterdiszi-

plinarität, erweiterte Sprachkompetenz und 
Kulturkontakt setzende Grenzuniversität 
FrankfurVOder und als Institutionelle Erfin­
dung die Geisteswissenschaftlichen Zen­
tren der Max-Planck-Gesellschaft, die aber 
noch umstritten sind und deshalb auch 
bisher nicht strukturprägend sein konn­
ten21. Insgesamt gesehen scheinen also 
die Spielräume auf der Ebene der Länder 
eher gering gewesen. Es fragt sich, wie es 
damit auf den beiden nachgeordneten 
Ebenen, der Hochschulen und der Fä­
cher, stand. Ich wende mich zunächst die­
sen beiden Ebenen zu und diskutiere den 
Aufbau von Politikwissenschaft und Sozio­
logie aus der 'Erbmasse' der Sektion Wis­
senschaftlicher Kommunismus an der 
Universität Leipzig. Dann komme ich auf 
die Landesebene zurück. 

II. Die Ausgangslage für die Flcher Polltlkwfssenschaft und Soziologie an der 
Universität Leipzig 

Man findet gemeinhin Zustimmung, wenn 
man feststellt, die Hochschulen der DDR 
seien im Vergleich zu denen der Bundes­
republik weit stärker ideologisch 'belastet' 
gewesen. Selten wird freilich diese Aussa­
ge hinreichend präzisiert und differenziert. 
Man muß zwei Arten von 'Belastung' un­
terscheiden und die zweite noch einmal 
untergliedern. Erst dann vermag man auch 
die Ausgangslage von Politikwissenschaft 
und Soziologie richtig zu verstehen. 

Die erste Art von 'Belastung' war fachun­
spezifisch. Sie hatte mit dem ideellen und 
institutionellen Verhältnis von Politik und 
Wissenschaft in der DDR zu tun. Alle Hoch­
schulsysteme, auch die des Westens, er­
füllen bis zu einem gewissen Grade Legi­
timationsfunktionen für die jeweilige politi­
sche Ordnung und sind außengesteuert. 
Aber es ist ein großer Unterschied, ob 
dabei auf ideeller Ebene Parteilichkeit oder 
Werturteilsfreiheit und auf institutioneller 
Ebene geschichtete oder funktionale Dif­
ferenzierung als Prinzipien gelten. Die Frei-
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heil von Forschung, Lehre und Studium, 
als Grundrecht im Grundgesetz der Bun­
desrepublik Deutschland verankert, soll 
deren Instrumentalisierung für externe 
Zwecke verhindern. Diese 'Abwehr' ist im 
westdeutschen Hochschulsystem trotz vie­
ler bedenklicher Entwicklungen (Staatsein­
fluß, lndustrieeinfluß) einigermaßen gelun­
gen, hat seine formale und auch materiale 
Autonomie gegenüber Politik und Wirt­
schaft garantiert. Dies war in der DDR an­
ders. Hier konnten die Hochschulen, wie 
andere Institutionen auch, ihre Abhängig­
keiten nicht in Grenzen frei wählen, blie­
ben sie letztlich auf Staats- und Parteinln­
teressen instrumentalisiert22_ Diese Instru­
mentalisierung wurde durch das Prinzip 
der Parteilichkeit der Wissenschaft und 
durch die geschichtete Differenzierung 
zwischen Politik und Wissenschaft gesi­
chert Auch die Hochschule stand letztlich 
im Dienste von Staat und Partei. Im Konflikt­
fall hatte die wissenschaftliche Überzeu­
gung der Parteiideologie zu weichen. Die 
Zumutung politischer Loyalität an Hoch-
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schullehrer und Studenten war weit stärker 
als in der Bundesrepublik. Dies nicht zu­
letzt auch deshalb, weil auf Grund der 
'Einheit' von Staat und Partei eine Ausdiffe­
renzierung von Staats- und Parteiloyalität 
verhindert wurde. In der Bundesrepublik 
sind beide Arten von Loyalität deutlich von­
einander getrennt. Entgegen der Behaup­
tung insbesondere von DDR-Naturwissen­
schaftlern und DDR-Medizinern nach dem 
Umbruch waren alle Fächer in diesem 
Sinne ideologisch 'belastet'. Von denjeni­
gen, die wegen allzu großer 'Regimenä­
he' aus dem Dienst entfernt werden muß­
ten, kamen etliche aus Naturwissenschaft 
und Medizin, und gerade in diesen Fä­
chergruppen gibt es erstaunlich viele Fälle 
von Rehabilitierung wegen Benachteili· 
gung aus politischen Gründen während 
der Herrschaft der SED und der ihr ange­
gliederten Blockparteien23. 

Von diesen fachunspezifischen 'Belastun­
gen' sind die fachspezifischen zu trennen. 
Diese waren Folge der Beschäftigung mit 
systemspezifischen Gegenständen und 
Inhalten sowie der nicht bloß indirekten 
Vermittlung von Ideologie. Rechtswissen­
schaft etwa hatte dem sozialistischen Recht, 
Wirtschaftswissenschaft der sozialistischen 
Wirtschaft, Erziehungswissenschaft der 
Bildung der sozialistischen Persönlichkeit 
in Abgrenzung von den 'bürgerlichen' 
Gegenentwürfen zu dienen, und dies in 
einer spezifischen Verbindung von Analy­
se und Apologie. Solche Fächer mußten 
sich kraft Auftrag im Spannungsfeld von 
Herrschaftslegitimierung in Gestalt von 
ldeologievennittlung und Herrschaftsratio­
nalisierung in Gestalt von immanenter De­
fizitdiagnose bewegen24. In diesem Span­
nungsfeld tendierten sie entweder zum 
ersten oder zum zweiten Pol. Näherten sie 
sich dem ersten Pol, kam es zu dogmati­
scher Schließung. Näherten sie sich dem 
zweiten Pol, folgte empirische Öffnung, 
d.h. Hinwendung zur 'sozialistischen' Rea­
lität. Obgleich ein und dasselbe Fach zwi-
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sehen beiden Polen auch hin- und herge­
hen konnte, ist der erste Fall tendenziell 
der des Wissenschaftlichen Kommunis­
mus oder Wissenschaftlichen Sozialismus, 
den man auch als die Politikwissenschaft 
des Marxismus-Leninismus bezeichnete, 
der zweite Fall aber tendenziell der der 
marxistisch-leninistischen Soziologie. Im 
ersten Fall ließen sich Ideologie und Wis­
senschaft bei der Evaluation kaum tren­
nen, während im zweiten Fall, zumindest 
bei den empirisch arbeitenden Soziolo­
gen, diese Trennung bis zu einem gewis­
sen Grade möglich war. 

An der Karl-Marx-Universität Leipzig gab 
es seit Beginn des Studienjahres 1968/69 
die Sektion "Marxistisch-leninistische Phi­
losophie/Wissenschaftlicher Sozialismus", 
die, wie auch die Sektion Wirtschaftswis­
senschaft und die Sektion Geschichte, 
Lehrer für Marxismus-Leninismus, soge­
nannte ML-Lehrer, für die gesamte DDR 
auszubilden hatte. In jedem Fach, das an 
einer Fach- oder Hochschule der DDR 
gelehrt wurde, war Unterricht in Marxis­
mus-Leninismus, gegliedert in Philosophie, 
Wissenschaftlichen Kommunismus, Politi­
sche Ökonomie und Geschichte der Ar­
beiterbewegung, vorgesehen25. Die Sek­
tion 'Marxistisch-leninistische Philosophie/ 
Wissenschaftlicher Sozialismus", die sich 
in den 70er Jahren in Sektion "Marxistisch­
leninistische Philosophie/Wissenschaftli­
cher Kommunismus" umbenannt hatte, 
teilte sich 1981 entlang dem Schrägstrich. 
Von nun an waren statt drei vier Sektionen 
für die Ausbildung von ML-Lehrem zu­
ständig: die Sektion Wirtschaftswissen­
schaft für ML-Lehrer in Politischer Ökono­
mie, die Sektion Geschichte für ML-Lehrer 
in Geschichte der Arbeiterbewegung, die 
Sektion Philosophie für ML-Lehrer in Phi­
losophie und die Sektion Wissenschaftli­
cher Kommunismus für ML-Lehrer in Wis• 
senschaftlichem Kommunismus (WK). Die­
se institutionelle Verselbständigung des 
Wissenschaftlichen Kommunismus hatte, 
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wie Insider meinen, keine 'wissenschafts­
intemen', sondern politisch-ideologische 
und personelle Gründe. Politisch-ideolo­
gisch ging es darum, besser als bisher 
"Propagandisten der Partei" zu fördern, 
personell darum, einigen Personen, die 
aus den politischen Führungsgremien der 
Universität kamen, ein 'wissenschaftliches' 
Betätigungsfeld zu eröffnen26. Institutio­
nen- und ideologiegeschichtlich gesehen 
hatte die neu entstandene Sektion ihre 
Vorläufer im gesellschaftswissenschaftli­
chen Grundstudium der frühen DDR, einer 
Art von sozialistischem studium generale, 
in dem die Grundlagen des Marxismus­
Leninismus und der Politischen Ökono­
mie vermittelt werden sollten, und in der 
Leninschen 'Drei-Quellen-lehre', derzu­
folge sich der Marxismus-Leninismus aus 
Dialektischem und Historischem Materia­
lismus, Politischer Ökonomie und Wissen­
schaftlichem Sozialismus speist. Um die 
Ausbildung in Wissenschaftlichem Kom­
munismus zu optimieren, gliederte sich 
die neue Sektion in sechs Wissenschafts­
bereiche: 1. Methodologie und Lehnne­
thodik des Wissenschaftlichen Kommu­
nismus; 2. Theorie der kommunistischen 
Gesellschaftsfonnation; 3. Soziale Bezie­
hungen im Sozialismus; 4. Politisches Sy­
stem des Sozialismus; 5. Revolutionärer 
Weltprozeß; 6. Geschichte des Wissen­
schaftlichen Kommunismus und Kritik bür­
gerlicher politischer Theorien27 . 

Soziologie wurde erst in den 60er Jahren 
in der DDR 'hoffähig'. Sie verstand sich 
freilich nicht im westlichen Sinne, sondern 
als marxistisch-leninistische Soziologie. In 
Leipzig institutionalisierte man das neue 
Fach 1964 als selbständige Abteilung in­
nerhalb der Philosophischen Fakultät. Im 
Zuge der III. Hochschulrefonn, die eine 
organisatorische Neugliederung der Uni­
versitäten brachte, wurde sie der bereits 
genannten Sektion "Marxistisch-leninisti­
sche Philosophie/Wissenschaftlicher So­
zialismus" einverleibt. Als diese sich 1981 
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teilte, kam Soziologie als eigener Wissen­
schaftsbereich unter das Dach der Sektion 
"Wissenschaftlicher Kommunismus". Im 
Sektionsnamen tauchte sie nicht auf. Sie 
war aber kein integraler Bestandteil des 
Studiengangs "Wissenschaftlicher Kom­
munismus", sondern bot einen eigenen 
Diplomstudiengang an mit eigens dafür 
zugelassenen Studenten. Der Anteil "Mar­
xismus-Leninismus" am Studiengang 
machte etwa ein Viertel aus28. 

Zunächst ist für das Verhältnis der beiden 
eine extreme Asymmetrie zu konstatieren: 
Es glich in allen Hinsichten dem von David 
zu Goliath. 1989 hatte die Soziologie 8 
Hochschullehrer (davon 2, die eigentlich 
nicht dazugehörten), 13 Wissenschaftliche 
Mitarbeiter und 3 Sonstige Mitarbeiter, der 
Wissenschaftliche Kommunismus, der sich 
nach dem Umbruch schnell Politikwissen­
schaft nannte, aber 13 Hochschullehrer, 
43 Mitarbeiter und 14 Sonstige Mitarbeiter. 
Wenn man bedenkt, daß die Lehre an 
DDR-Hochschulen im wesentlichen von 
Wissenschaftlichen Mitarbeitern bestritten 
wurde, kamen auf drei Wissenschaftliche 
Kommunisten ein Soziologe. Auch bei den 
Studentenzahlen bestand diese Diskre­
panz. Für das Fach Soziologie wurden, 
alternierend mit Halle, nur in jedem zwei­
ten Studienjahr gerade 20 Studenten zu­
gelassen, im Wissenschaftliche Kommu­
nismus aber, ohne verbindlich festgelegte 
Obergrenze, ca. 40 Studenten in jedem 
Studienjahr. Gefragt, welche Bedeutung 
sie der Aussage "Mich voll und ganz für 
den Sozialismus einsetzen" beimäßen, ob 
große, mittlere oder geringe, brachten 1988 
immerhin noch 91 % dieser Studenten de­
ren große Bedeutung für sie zum Aus­
druck, während in der DDR allgemein nur 
noch 36% eine solche Wertung abga­
ben29. Wie die Leipziger Soziologiestu­
denten zu dieser Frage standen, ist leider 
nicht bekannt. 

Die WK-Studenten, die übrigens überwie­
gend durch "Umlenkung" aus anderen 
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Fächern rekrutiert wurden, waren also of­
fenbar überzeugte Sozialisten. Und dies 
leitet über zu der vielleicht wichtigsten 
Asymmetrie. Der Wissenschaftliche Kom­
munismus blieb bei aller Eigendynamik -
Insider verwenden das Bild vom brodeln­
den Kessel: nach außen geschlossen, im 
Innern kochend -, ein dogmatisches un­
terfangen, orientiert an Auslegung der Klas­
siker des Marxismus-Leninismus im lichte 
der jüngsten Parteitagsbeschlüsse, geprägt 
von einem."scholastisch anmutenden De­
duktivismus", der den Schritt vom Abstrakt­
Allgemeinen zum Konkret-Allgemeinen, 
wie ihn der Marxismus als Methode ei-
9.entlich fordert, letztlich nicht vollzog30. 
Ahnlich wie in manchen Religionen ging 
es um Exegese der heiligen Quellen, 
wobei die Interpretationsautorität nicht bei 
der 'Theologie' (dem Wissenschaftlichen 
Kommunismus), sondern bei der 'Kirche' 
(der Partei) verblieb. Die Diskrepanz von 
Ideal und Wirklichkeit wurde zwar wahrge­
nommen, aber die Wirklichkeit nicht kri­
tisch gegen das Ideal gewendet. Dazu 
hätte man sich ihr allererst zuwenden müs­
sen, und zwar mit der Absicht, sie in ihrem 
So-und-nicht-anders-Gewordensein und 
in ihren Entwicklungstendenz.an, wie Max 
Weber formuliert hätte, deutend zu verste­
hen und dadurch ursächlich zu erklären. 
Dies war aber keineswegs das Ziel, das 
sich der "Wissenschaftliche Kommunis­
mus" gesetzt hatte. Kritik der bürgerlich­
kapitalistischen Gesellschaften und ihrer 
Theorien, sprich: Ideologien ja, Kritik des 
Staatssozialismus und des Marxismus-Le­
ninismus nein. Im Gegensatz dazu war die 
Soziologie empirisch, auf Wirklichkeitser­
schließung ausgerichtet. Sie hielt dabei 
freilich die ideologischen Rahmenbedin­
gungen ein. Jede Dissertation oder Habi­
litationsschrift (A- oder B-Promotion) be­
gann mit den Parteitagsbeschlüssen und 
den Klassikern des Marxismus-Leninismus. 
Aber spätestens im 3. Kapitel entschied 
sich, ob es im wesentlichen dabei blieb. 
Blieb es nicht dabei, dann folgte, meist 
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nach einer kritischen Auseinandersetzung 
mit der bürgerlichen Soziologie, deren 
Theoreme man auf diese Weise teilweise 
übernehmen konnte, die Präsentation und 
Diskussion der Ergebnisse einer empiri­
schen Untersuchung, an der sich die Dis­
krepanzvon Ideal und Wirklichkeit im Staats- , 
sozialismus spiegelte. Gewiß, die Untersu­
chungen erstreckten sich dabei auf Be­
findlichkeiten, auf den sogenannten sub­
jektiven Faktor. Die objektiven Bedingun­
gen, die institutionellen Gefüge, die solche 
Befindlichkeiten mit erzeugten, blieben 
weitgehend unthematisiert31. Aber der 
Weg hin zur 'sozialistischen' Wirklichkeit 
war beschritten - und damit zur Produktion 
nützlichen und verwertbaren, aber eben 
auch kritischen Wissens, nicht unbedingt 
systemsprengend, aber doch auch nicht 
bloß apologetisch. 

Wir haben zwei Arten von ideologischer 
'Belastung' der Wissenschaft unterschie­
den, diejenige, die aus institutioneller und 
diejenige, die aus inhaltlicher Systembin­
dung entstand. Letztere läßt sich noch ein­
mal intern differenzieren, je nachdem, ob 
dogmatische Schließung oder empirische 
Öffnung den Schwerpunkt 'wissenschaftli­
chen' Handelns bildete. Ich möchte den 
Wissenschaftlichen Kommunismus typo­
logisch der ersten, die (marxistisch-lenini­
stische) Soziologie aber der zweiten Alter­
native zuordnen. Nicht nur aus institutio­
nellen, sondern auch aus ideellen Grün­
den strebte die Soziologie in Leipzig schon 
vor dem Umbruch aus der Umklamme­
rung durch den Wissenschaftlichen Kom­
munismus heraus. Dem trug man nach 
dem Umbruch zunächst institutionell Rech­
nung: die Sektion Wissenschaftlicher Kom­
munismus an der Karl-Marx-Universität 
Leipzig wurde im November 1989 in "Po­
litikwissenschaft und Soziologie" umbe­
nannt, und damit hatte man zwei gleichbe­
rechtigte Fächer etabliert. 

Die Fächer, die eine inhaltliche System­
bindung aufwiesen, waren durch den 
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Umbruch im Kern getroffen. Spätestens 
nach der äußeren Einigung verloren sie 
nicht allein ihre bisherige Funktion, son­
dern auch teilweise den Gegenstand. Die 
Rechtsordnung der Bundesrepublik läßt 
sich nicht mit den Mitteln des sozialisti­
schen Rechts handhaben, die kapitalisti­
sche Marktwirtschaft nicht mit den Mitteln 
der Politischen Ökonomie. Ganze Fächer 
und Fächergruppen mußten inhaltlich er­
neuert werden, insbesondere die Fächer 
der Rechts-, Wirtschafts-, Sozial- und Er­
ziehungswissenschaften. Da Menschen für 
eine inhaltliche Umorientierung Zeit brau­
chen, stand von vom herein fest, daß in­
haltliche mit personeller Erneuerung ver­
bunden werden mußte. Die Frage, die 
sich von Beginn an stellte, war, in welchem 
Umfang dies nötig sei. 

Die Umorientieru!:Jg hatte einen DDR- spe­
zifischen Vor1aufR. Bereits unter der Re­
gierung Modrow33, dann verstärkt unter 
der Regierung de Maizi~re wurden mehr 
oder weniger konsequent die Weichen 
auf Erneuerung gestellt34. Noch gab es 
freilich im ostdeutschen Lehrkörper die 
Illusion, nur einzelne Fächer und Fächer­
gruppen seien davon betroffen. Hier hat­
ten Umbenennungen, von manchen als 
Etikettenschwindel bezeichnet, Konjunk­
tur. Doch würde dies reichen? Kaum war 
die interne Debatte darüber richtig in Gang 
gekommen, verfügte der Freistaat Sach­
sen, und mit ihm die anderen neuen Län­
der, im Dezember 1990 die Abwicklung 
jener Fächer, die man für ideologisch be­
sonders belastet hielt. 

Die Abwicklung bedeutete eine Scheide. 
Von nun an gab es zwei Gruppen von 
Fächern, die ihre 'Erneuerung' unter ganz 
unterschiedlichen Bedingungen betreiben 
konnten und mußten: die abgewickelten 
und die nichtabgewickelten. Die Bedin­
gungen für die abgewickelten schienen 
schlechter. Jedenfalls die Betroffenen, ins­
besondere die Studenten, sahen dies zu­
nächst so. Viele, die nichtabgewickelten 
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Fächern angehörten, lachten sich Ins 
Fäustchen. Dies schien das Bauernopfer, 
das gebracht werden mußte, damit der 
Rest in etwa so bleiben konnte, wie er war. 
Dies hat sich als die zweite große Illusion 
erwiesen. Auch die nichtabgewickelten 
Fächer mußten sich schließlich erhebli­
che Eingriffe gefallen lassen, und nach 
erfolgter Erneuerung standen die meisten 
abgewickelten Fächer besser da als die 
nichtabgewickelten35_ 

Dies ändert nichts daran, daß die Abwick­
lung nicht nur von den Betroffenen als 
rechtlich fragwürdig, ja als unrechtmäßig 
und als politisch destruktiv gewertet wur­
de. Sie vert:>og nämlich in der Sicht der 
Kritiker ein Rechtsinstitut, um einen endo­
genen Emeuerungsprozeß abzuschnei­
den, der in manchen Fächern bereits rela­
tiv weit gediehen schien. Tatsächlich rea­
gierten die betroffenen Studenten mit hef­
tigen Protesten, die freilich nicht, wie man­
che behaupteten, die •roten Socken", 
sondern den eigenen Hochschulabschluß 
schützen sollten, ein Interesse übrigens, 
das Erneuerung gerade verlangte, damit 
der Abschluß auch im Westen anerkannt 
war. Tatsächlich trugen die Proteste der 
Studenten dazu bei, die Erneuerung zu 
stützen und zugleich die zunächst harten 
Auswirkungen des Abwicklungsbeschlus­
ses erheblich zu mildem. Die Studenten 
erreichten, daß sie ihr Studium an den 
abgewickelten Einrichtungen fortsetzen 
konnten, und sie erkämpften sich auch ein 
Mitwirkungsrecht bei der Erneuerung. So 
kam es zur Einrichtung von Gründungs­
kommissionen unter Leitung von Grün­
dungsdekanen bzw. Gründungsdirekto­
ren, denen außer fünf westdeutschen Pro­
fessoren ein ostdeutscher Hochschulleh­
rer sowie drei Wissenschaftliche Mitarbei­
ter und drei Studenten angehörten. Zwar 
sahen die Verfahrensregeln vor, daß in 
allen grundsätzlichen Angelegenheiten 
nicht gegen die Mehrheit der dem Gremi­
um angehörenden westdeutschen Pro 
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fessoren entschieden werden konnte. 
Doch garantierte die Zusammensetzung 
eine faktische Parität, die man nutzen konn­
te und die in vielen Fallen auch genutzt 
wurde. 

Der Abwicklungsbeschluß teilte also den 
Erneuerungsprozeß gleichsam in zwei 
Ströme: Die abgewickelten Fächer muß­
ten sich sofort und von Grund auf erneu­
ern, an den übrigen schien dieser Kelch 
vorbeizugehen. Der Abwicklungsbesch­
luß teilte aber auch den Erneuerungspro­
zeß in den betroffenen Fächern gleichsam 
in Phasen. Michael Th. Greven hat sie, 
dabei das Beispiel des Leipziger Wissen­
schaftlichen Kommunismus vor Augen, 
Rettung, Anpassung, Abwicklung und 
Gründung genannt36. Diese Einteilung ist 
auch deshalb wichtig, weil sie zeigt. daß es 
Anpassung an den Westen 'aus freien 
Stücken' schon vor der Einigung gab. 

Doch verweilen wir für einen Augenblick 
bei jenem einschneidenden Vorgang, der 
sich mit dem historisch belasteten Begriff 
der Abwicklung verbindet. Was genau ist 
unter Abwicklung zu verstehen? Das Bun­
desverfassungsgericht gab im Zusammen­
hang mit seiner Entscheidung über die 
Verfassungsbeschwerde wegen abwick­
lungsbedingter Kündigungen folgende 
Bestimmung: "Die Abwicklung einer Ein­
richtung setzt ihre Auflösung voraus. Das 
entspricht rechtlichem Sprachgebrauch. 
Danach bedeutet Abwicklung soviel wie 
ordnungsgemäße Beendigung. ( ... ) Hin­
reichend bestimmt ist auch, was unter 
Auflösung einer Einrichtung zu verstehen 
ist. Sie führt jedenfalls nicht dazu, daß die 
Einrichtung als organisatorische Einheit 
fortbesteht. So kann etwa eine Überleitung 
auf einen anderen Hoheitsträger nicht als 
Auflösung verstanden werden, wenn die 
Einrichtung tatsächlich erhalten bleibt. "37 
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Wann ist eine Einrichtung als organisatori­
sche Einheit aufgelöst? Das war die Gret­
chenfrage. Und man wird sie anders be­
antworten. je nachdem, ob man juristisch 
oder soziologisch denkt. Wo man rechtlich 
eine Diskontinuität konstruierte - und man 
sollte hinzufügen, daß dies in diesem Falle 
keineswegs alle Juristen taten, kann der 
Soziologe zunächst nur Kontinuitäten er­
kennen. Die juristische Konstruktion er­
wies sich in Wirklichkeit als reine Fiktion. 
Denn die Studenten studierten ja an ihren 
alten Einrichtungen weiter, teilweise bei 
demselben Lehrpersonal, das sie schon 
vorher unterrichtet hatte. Die Abwicklung 
war also eine politische Entscheidung, 
rechtlich nur schwer zu legitimieren. Im 
Nachhinein stellt sie sich freilich als eine 
kluge politische Entscheidung heraus. 

Zunächst sprangen allerdings die Unge­
rechtigkeiten ins Auge. Da waren die aus­
gewählten Fächer: Warum gerade diese 
und nicht auch andere, zumal dasselbe 
Fach in dem einen Land abgewickelt wur­
de und in dem anderen nicht? Da waren 
die betroffenen Personen: Nur weil man 
dieser Einrichtung zugeordnet war - und 
die Zuordnungsentscheidungen der 
Hochschulleitungen in DDR-Zeiten folg­
ten keineswegs immer wissenschaftlichen 
Gesichtspunkten - , hatte man in die Warte­
schleife zu gehen. Auch der Grad der 
Erneuerung, den ein Fach bereits erreicht 
hatte, spielte keine Rolle. Abgewickelt 
wurde nach Gesichtspunkten des Grünen 
und nicht des Runden Tisches. Mit der 
Abwicklung jedenfalls kam in den betroffe­
nen Fächern zunächst alles zum Stillstand. 
Obgleich die Studenten ihr Recht auf fort­
dauernde Unterrichtung erstritten hatten, 
wußte an der Jahreswende von 1990/91 
im Grunde niemand, wie weiterzugehen. 

(Teil 2 des Artikels folgt in Heft 9/1993) 
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Anmerkungen 
1 Der Autor war Gründungsdekan für die Fächer Soziologie und Politikwlssenschaft an der 
Universität Leipzig, die aus der 'Erbmasse' der Sektion Wissenschaftlicher Kommunismus neu 
aufgebautwerdenmußten,MitgliedderHochschulstrukturkommissiondeslandesSachsen-Anhalt, 
die dem Land einen Plan zur Neugliederung der Hochschulen unterbreitete, Mitglied der außeror­
dentlichen Berufungskommission Geisteswissenschaften an der Universität Halle-Wittenberg, de· 
ren Aufgabe es war, Vorschläge für die Besetzung von 21 Eckprofessuren zu erarbeiten, und Mitgied 
der Berufungskommission Sozialwissenschaften an der neu gegründeten Universität Frankfurt/ 
Oder. die insbesondere durch ihre Kulturwissenschaftliche Fakultät. der die Sozialwissenschaften 
zugeordnet sind, neue Wege bei derGestaltungvon FOf'SChung, Lehre und Studium beschreiten will. 
Er war also am Um-und Neubau in drei verschiedenen Ländern und auf verschiedenen Ebenen 
beteiligt und hatte es sowohl mit abgewickelten, nichtabgewickelten wie mit neugegründeten 
Bereichen zu tun. Der Erfahrungsbericht bezieht sich aber in erster Linie auf seine Leipziger Tätig­
keit. Erfahrungsbericht soll heißen, daß die Teilnehmerperspektive vorherrscht. Es wird aber 
versucht, diese mittels soziologischer Analyse zu objektivieren. 

2 Ich verwende den Mentalitätsbegrlff im Sinne Theodor Geigers. Danach Ist Mentalität eine 
(kollektive) geistig-seelische Disposition, die durch eine soziale Lebenswelt und durch die damit 
verbundenen Lebenserfahrungen geprägt und durch Lebens-und Weltdeutungen gestützt ist. 
SowohldieDDR-speziflSchenlebenswettenwiedieDDR-speziflschenDeutungsmusterscheinen 
rapide zu zerfallen. Das heißt nicht, daß auch die Mentalitäten sofort verschwänden. Geiger sagt 
plastisch, sie seien nicht Gewand, sondern Haut. Sie haben also auch dort, wo sozialstrukturelle 
Verankerungen undideeNe Stützen wegfaAen, eine gewisse Persistenz. Es ist sogar wahrscheinlich, 
daß sie zunächst noch weiter an Bedeutung gewinnen werden: im Abwehrkampf gegen Überwälti­
gung. Vgl. Theodor Geiger, Die soziale Schichtung des deutschen Volkes, Darmstadt 1967, S. n 
ff. 

3 Über die grundsätzliche Bedeutung solcher Öffnung für einen demokratischen Rechtsstaat 
insbesondere Jürgen Habermas, Faktizität und Geltung. Beiträge zur Diskurstheorie des Rechts und 
desdemokratischen Rechtsstaats, Frankfurt 1992, bes. Kap. III und VIII. 

4 Durch den jüngst mittels Kompromiß beendeten Streik in der Stahl• und Metallindustrie Ost­
deutschlands wurde der ökonomisch problematische Stufentarifvertrag, den viele Beobachter auf 
eine Art Kartell der Angst zwischen westdeutschen Arbeitnehmern und westdeutschen Gewerk• 
schatten zurückführen, zwarnicht beseitigt, aber doch in interessanter Weise modifiziert. Dies trug 
sicherlich erheblich zur Verankerung des Instituts der Tarifautonomie in Ostdeutschland bei. Die 
durch schneAe Lohnangleichungver1orenen Standortvorteile Ostdeutschlands lassen sich sowieso 
nicht mehr zurückholen. Sie sind in die Anrainerstaaten 'ausgewandert'. Auch hier bleibt jetzt nur 
noch der konsequente Sprung nach vom. 

5 Ohne die personelle undfinanzieße Unterstützung durch den Westen gäbe es auch heute noch 
keineeinigermaßenfunktionsfähigeVerwaltungundJustizimOsten.ZumBeispiefstammenvonden 
etwa600RichtemundStaatsanwälteninThüringenetwa175ausdemWesten.DieVerwaltungshilfe 
für die Justiz in Ostdeutschland belief sich 1993 auf ca. 230 Mill., zur Hälfte vom Bund und zur Hälfte 
von den Ländern aufgebracht. Würde diese Hilfe aufgekündigt und würden alle Leihbeamten 
zurückbeordert, so wäre nach Aussage von Kennern der Zusammenbruch des Rechtsganges 
vorprogrammiert. 

Svgl. dazu etwa die Untersuchungen von Ger1inde und Hans-Werner Sinn, die die Entwicklung in 
Ostdeutschland mit der während der Weltwirtschaftskrise vergleichen und dabei zu dem Schluß 
kommen, "daß es in der Geschichte der Industrienationen kein Beispiel für eine schärfere 
Depression als die jetzige in Ostdeutschland gibt". Vgl. Gerlinde Sinn und Hans-Werner Sinn, 

hochschulc ost aug. 1993 41 



Kaltstart. VolkswirtschafUiche Aspekte der deutschen Vereinigung, Tübingen 1991, hier S. VII. 

7 Zur Bewältigung des Alltags gehört auch die Fähigkeit, seine Rahmenbedingungen zu ironisieren. 
Dies muß in der DDR weit verbreitet gewesen sein. Ein Beispiel dafür sind die 7 Grundwidersprüche 
des DDR-Sozialismus, die mir ein ostdeutscher Kollege wie folgt zusammenstellte: 1. Es gibt Im 
Sozialismus keine Arbeitslosigkeit •dennoch arbeitet kaum jemand. 2. Obwohl kaum jemand arbeitet 
• wurden die Pläne immer erfüllt und übererfüllt. 3. Obwohl die Pläne immer erfüllt und übererfüllt 
wurden -gab es in den Läden nichts zu kaufen. 4. Obwohl es in den Läden nichts zu kaufen gab 
-hatte jeder alles, was er brauchte. 5. Obwohl er alles halle was er brauchte - meckerte er, was er 
konnte. 6. Obwohl jeder meckerte -waren eigentlich alle ganz zufrieden. 7. Und warum waren alle 
ganz zufrieden? Weil es im Sozialismus keine Arbeitslosigkeit gibt. .. 

8 Übercievielfältigen Ursachen dieser SelbstzerstörunginfOITTlieren Beiträge in dem von Hans Joas 
und Martin Kohli herausgegebenen Band Der Zusammenbruch der DDR. Soziologische Analysen, 
Frankfurt 1993. 

9 Hans Joachim Meyer, Das Abitur ist kein Rechtstitel, in: Die Zeit Nr. 20, 14. Mai 1993,S. 30. 

1 O V<J. dazu die Modellrechnung der Landeszentralbank in Berlin und Brandenburg, nach der das 
Haushaltsdefizit Berlins für Ende 1995 auf 50 Milliarden prognostiziert wird, was einer Verdoppelung 
innerhalb von drei Jahren gleichkäme. Vgt Der Tagesspiegel vom 29. Mai 1993, 49. Jg., 1993, S. 
19. Hier wirkt natürlich das sehr hohe Ausgabenniveau des Haushaltes West-Bertins vor der 
Wiedervereinigung nach, das durch erhebliche westdeutsche Subventionen ermöglicht wurde. 

11 Man unterscheidet drei Hochschulreformen: Die 1. ab 1945, die II. ab 1951 und die III. ab 1967. 
Die wichtigsten 'Neuerungen' der III. Hochschulrefoon: "Verstärkte Betonung der ideologischen 
Erziehungsaufgabe der Hochschullehrer, engere Verbindung zwischen Forschung und Praxis, 
Gliederung aller aller Studiengänge in Grundstudium, F adlstudium und Spezial-und Foo.chungs­
studium sowie Ersetzung der Fakultäten-und Institutsgliederung durch Sektionen." So Andreas 
Fischer, Das Bildungssystem der DDR. Entwicklung, Umbruch und Neugestaltung seit 1989, 
Darmstadt 1992 (hinfort: Bildungssytem der DDR), S. 71 

12 Die erste Ebene bildeten der Rektor und die Prorektoren, die als Direktoren von Verwaltungsein­
heiten fungierten, die zweite die ernannten Sektionsdirektoren, denen ein Stellvertreter für For­
schung und einerfür Erziehung-, Ausbildung-und Weiterbildung beigegeben waren. Auf der Seite 
der Partei entsprach der ersten Ebene die Kreisleitung, der zweiten die Grundorganisation (GO), die 
ihrerseits.je nach Größe, wieder in Abteilungsparteiorganisationen (APO) unterteilt waren. Ganz 
unten standen die Parteigruppen. Die Parteigliederung folgte dabei einer Kombination von Territo­
rial-und Produktionsprinzip. (Es gab zum Beispiel auch eine Wohnparteiorganisation (WPO)). 
Hochschule und Partei blieben nicht nurverfahrensmäßig, sondern auch durch Doppelmitglied­
schaften vermittelt. Es gab praktisch keinen 'Leiter' auf der ersten und zweiten Hochschulebene, der 
nicht Mitglied der SED oder wenigstens einer der anderen Parteien der Nationalen Front gewesen 
wäre. Dies heißt übrigens nicht, daß es keinerlei Spannung zwischen der Hochschul-und der 
Parteiseite gegeben hätte. Selbst manchem Genossen mit Leitungsfunktion in der Hochschule ging 
die 'Außensteuerung' durch die Parteifunktionäre zu weit. Audl im Innenverhältnis hatten sie einen 
gewissen Handlungsspielraum. Erwu.rde nichtimmernur 'linientreu' genutzt. DerOrganisationsauf­
bau ist der Karl-Marx-Universität der 80er Jahre abgelesen. Die Beschreibung erfaßt nur die 
Grobstruktur. 

13 Zunächstgehörteeszuden bildungspolitischen Zielen der Sowjetischen Besatzungszone, dann 
der DDR, die Zahl der Studenten zu erhöhen und die Zusammensetzung der Studentenschaft zu 
verändern. So wurden etwa im "HochschulprogrammderFW-aus dem Jahre 1947 unter anderem 
folgende Forderungen gestellt: die soziale Zusammensetzung der Studentenschaft ist der des 
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V~kes anzugleichen, das Stuöumwirtschaftlich zu sichern und die Gleichberechtigung der Frauen 
~• de~ Zul~ssung zum StudiumSOWie beider Besetzung von Lehrstühlen durchzusetzen Tatsäch­
hch s_tieg die Zahl der Studenten In den 50er und 60er Jahren kontinuiertich. Auch der Anteil der 
Arbeiter-und BauemkinderSOWie der Frauen an der Studentenschaft wuchs Wurden 1951 noch 
S151~Sludenten~triet1.so1972,aufdemHOhepunktderEntwicklung, 160967.Damithattesich 
zugleich der Antetl der Zulassu"!;J8n pro Jahr auf ca. 18% eines Jahrganges erhöht. Dieser Anteil 
wurdeda~,n~chdemVll!.Pa~eilag~rSEOimJunl197t,gezielt'heruntergeregett',biserbeica. 
12"1' lag. Mit dieser Za_hl ging_d,e DDR in den Einigungsprozeß. Auf dem XI. Parteitag der SED im 
Apnl l 986 hatte man Wledere,~en AnteH von 22-23% gefordert, wobei aber Hoch-und Fachschulen 
zusammeng~faßt ware~. Dieser Beschluß wirkte sich vermutlich nicht mehr aus. zu diesen 
Zusammenhängen vgl. Fischer, Bildungssystem der DDR, S. 70 f. und s. 97. 
14 

Die DDR ·~chloß' also i~re Hochschulen zu einem Zeitpunkt, als sie in der Bundesrepublik 
Deutschland im Zuge der Bildungsexpansion 'geöffnet' wurden! 
1 ~ Vgl. Empfehlungen der Hochschulstrukturkommission zur Hochschul-und Wissenschaftsent­
wicklung des Landes Sachsen-Anhalt, Ministerium für Wissenschaft und Forschung des Landes 
Sachsen-Anhalt 1992,S. 10(Tabefte2: Ländervergleich). 
16 

Hinzu kommt der Unterschied in der ökonomischen Versorgung der Studenten. Ein DDR-Student 
war mcht gezwungen während des Studiums zu arbeiten, um dieses zu finanzieren was für viele 
westdeutsche Studenten gilt. • 

_
17

DieSonderstenungderlntelligenzimsozialistischenSystemderUngtelchheilindiedieStudenten 
~ strebten, wurdev?" ~oren de~DDR keineswegs geleugnet. Im Gegenteil: Sie konstatierten sogar 
eine gewisse Erblichkeit des B1ldun~sstatus, also eine Reproduktion der Intelligenz als einer 
besonde_ren Stalu!9ruppe durch das Bi~t~m. Die Größe dieser Statusgruppe oder Schicht 
wurde mit etwa 15 ¾, angegebe~. Daz~ Ru<:fi Weid1g (Hrsg.), SozialstrukturderDDR, Berlin 1988. 
Gru~d~ätzhch leugnete_man m~t die ~x1ste~z von Ungleichheit und sozialer Schichtung im 
Soz1ahs_m_us, aber man interpretierte die Beziehung zwischen den Schichten als nicht mehr 
antagonistisch! 

18 
Diese Beobachtung schließt nicht die BehaUJ?_tungein, daß es zu keinertei übernahmen aus dem 

DDR-H?ch5Chulsystemhättek~können. Ubemahmenfandenauchdurchausstatt, insbeson­
dere bei der Gestaltu~ der Studi~gänge. Das Studium in der DDR hatte generell einen engeren 
Bezug z~r Beruf~pr~x1s als das in der Bundesrepublik. Elemente dieser Art ließen sich ohne 
Schw1engke1ten in die westdeutschen Mustereinbauen, weil sie gleichsam noch unterhalb der 
strukturgebendenwestdeutschenRegelungenangesiedeltsind. 
19 

Dieser Prozeßlä~tsich unter verschiedenen Aspekten betrachten: als Verwestlichung der 
Struktur, als Verwesthchungdes Lehrkörpers und als VerwesUichungdes 'Geistes' wie Max w be 
gesagl hätte. In der Folge stehen die beiden ersten Aspekte im Mittelpunkt v~ Analyse ~n~ 
Bewertu,g. 

20 
Die N~igung, soldle komplexe Prozesse intentionalislisch zu verkürzen, liegt schon deshalb 

~ahe, weil da~n die Verantwortungs-und Schuldzuschreibung leichter fällt. Irgendjemand muß 
irgendetwas mcht gewollt haben, und deshalb ist er verantwortlich und deshalb trifft ihn Schuld! 
21 

Vg. dazu Jürgen Kocka, Geisteswissenschaftliche Zentren: Die umstrittene Innovation Wissen-
schaftskolleg zu Berlin 1993, Manuskript. ' 
22 

Die wohl ei~zige ~usnahme bi!deten die Kirchen, die nicht wie die übrigen Institutionen in den 
Staalsaufbau 1ntegnert_waren. ~1e habe_n den dadurch gewährten bzw. gewonnenen Freiraum 
verschieden genutzt. Während die kathohSche Kirche, die in Ostdeutschland schon immer in einer 
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Minderheitenposition stand, sich vor allem absonderte, um das innerkirchliche Zusarrvnenleben der 
Gläubigen zu intensivieren, verstanden sich äe evangelischen Kirchen,nachJahrenderF remd-und 
Selbstausgrenzung, seit den späten 60erund frühen 70er Jahren als "Kirchen im Sozialismus", 
brachten sich also in ein spannungsreiches Verhältnis von Anpassung an und Distanz zum staats­
sozialistischen Ordnungsgefüge. Gerade deshalb aber wurden sie zu einem Forum, in das politische 
Oppositionsgruppen einströmten, weil sie hier institutionellen Schutz fanden. Sie nutzten dieses 
Forum, das für religiöse Zwecke konstituiert war, teilweise durchaus parasitär. Diese Politisierung 
der Kirche von außen, die sich freilich über weite Strecken mit einer Politisierung von innen verband, 
begünstigte zwar die Ausbildung einer politischen Systemopposition, kam aber der Erfüllung des 
religiösen Auftrags nur zum Teil zugute. Die Entkirchlichung der ostdeutschen Bevölkerung 
jedenfalls verlief dramatisch und setzte sich nach dem Umbruchweiterfort. Hatte 1950der Anteil der 
Protestanten auf dem Gebiet der DDR noch ca. 80%, der der Katholiken ca. 11 % betragen, so lag 
er 1989 bei den Protestanten deutlich unter30%, der bei den Katholiken bei ca. 6%. Zur Rolle der 
evangelischen Kirche zwischen Opportunismus und Opposition Detlef Pollack, "Religion und ge­
sellschaftlicher Wandel. Zur Rolle der evangelischen Kirche im Prozeß des gesellschaftlichen Um­
bruchs in der DDR", in: Hans Joas und Martin Kohli (Hrsg.), Der Zusammenbruch der DDR. 
Soziologische Analysen, Frankfurt 1993, S. 246ff. 

23 Dazu Matthias Middell, "Ostdeutsche Hochschulen zwischen Abwicklung und Integration in die 
gesamtdeutsche Wissenschaftslandschaft-Einige Erfahrungen und Vermutungen eines Leipziger 
Historikers", in: Bernhard Muszynski (Hrsg.), Wissenschaftstransfer in Deutschland. Erfahrungen 
und Perspektiven, Opladen 1993(hinfort: Wissenschaftstransfer), S. 11 ff., hierS. 23, Fn 4. 

24 Vgl. dazu die kluge Analyse von HolgerWartmann, "Warder'Wissenschaftliche Sozialismus' 
eine Politikwissenschaft?, in: Michael Th. Greven und Dieter Koop (Hrsg.), War der wissenschaftliche 
Kommunismus eine Wissenschaft? Vom Wissenschaftlichen Kommunismus zur Politikwissen­
schaft, Opladen 1993 (hinfort: Wissenschaftlicher Kommunismus), S. 20. 

25 Von diesen Sektionen, die ML-Lehrer ausbildeten und die in der Regel daneben noch andere 
Ausbildungsfunktionen wahrnahmen, ist die Sektion Marxismus-Leninismus zu unterscheiden. 
Diese 'versorgte' die Fächer der Universität mit Unterricht in Marxismus-Leninismus. 

26 Vg. Dirk Schmeling und Harald Jenisch, "Der Studiengang Wissenschaftlicher Kommunismus", 
in: WissenschaftlicherKomrnmismus, S.51. 

27 Dazu HolgerWartmann, "Warder'WissenschaftlicheSozialismus' eine Politikwissenschaft?", 
in: Wissenschaftlicher Kommunismus, S. 20, ferner die Beiträge von Dieter Koop, Dirk Schmeling 
und Harald Jenisch in diesem Band. Dort auch die Ausbildungsübersicht für das Studium des 
Wissenschaftlichen Kommunismus, S. 83-92. 

28 Zur Soziologie in Leipzig Steffen H. Wilsdorf und Kurt Mühler, "Die Ab-undAufwicklung des 
Bereichs Soziologie an der Universität Leipzig", in: Wissenschaftstransfer, S. 291 ff. 

29 Dirk Schmeling und Harald Jenisch, "Der Studiengang Wissenschaftlicher Kommunismus", in: 
Wissenschaftlicher Kommunismus, S. 62. 

30 Dazu die Analyse von Michael Th. Greven, "Bericht über das Ende des Wissenschaftlichen 
Kommunismus und die Anfänge der Politikwissenschaft an der Universität Leipzig 1989 bis 1991 ", 
in: Wissenschaftlicher Kommunismus, S. 155 ff., hier S. 156. 

31 Dazu auch M. Rainer Lepsius, "Zur Entwicklung der Soziologie in den neuen Bundesländern", 
in: Kölner Z8itschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, 43(1991 ), S. 138 ff. 

32 Dieser Vorlauf schlug sich nicht nur in der 'Reform' einzelner Fächer, sondern vor allem in der 
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ReformderHCJC!1schulorganisation nieder, deren monokratisch-bOrokratische Struktur man mit Hilfe 
basisde~krat1scher Ideen überwinden wollte. Diese hatten sich ja in der friedlichen Revolution 
bewährt. Sie wuroo,n von Teilen der Studentenschaft, des Mittelbaus aber auch von den vom alten 
System benachteiligten_ und reformwilligen Hochschullehrern aufgegriffen, um zugleich die alten 
Kader zu entmacht~. D10se I~ haben bis in die Hochschulemeuerungsgesetze fortgewirkt. Sie 
schla!)Bn_s,ch dort insbesondere In der rechtlichen Ausgestaltung der Studentenschaft und des 
Konzils meder. Auch der für die meisten Emeuerungsgesetzecharakterislische Vorrang des 
Gruppen-vordem Fachprinzip hat damit zu tun. 
33 

Schon unter Modrow, der am ~ 3. Novem~~ 1989 z.um Vorsitzenden des Ministerrats gewählt 
wurde, schaffte man das ~hgatorische marxIstIsch-leninislische Grundlagenstudium ab. Die SED, 
die 61~ z~r PDS, zur Parte, des Demokratischen Sozialismus, zu wandeln suchte, verzichtete nun 
ausdruckhch auf das zuvor beanspruchte Macht-und Wahrheitsmonopol! 
34 ~ier ist die V~rl~uflge Hochschulordnung vom 18. September 1990 wichtig, die unter der 
Regierung de Ma1z1ere erlassen wurde und die auch nach Bildung der Länder bis zurVerabschie­
~ungder Hochschulemel!E:rungsgesetzedun:;t, die jeweiligen Landtage in Geltung blieb. Sie regelte 
m 1_ 31 Paragraphen die wIcht1gsten Fragen von Studium, Lehre, Forschung und Organisation 
wertgehe~d nach westlichem Muster und war bis 30.6.1991 befristet. Sie bildete den rechtlichen 
~ahmenfurdle e':'te Phase der Eme';'8rung. ~Die Zeit derModrow-Regierung ist eher das Vorspiel 
furdas folgende Hochschuldrama. obgleich es gerade hier zu spektakulären Aktionen der 
Reformer kam). Unter rechtlichem Gesichtspunkt hatte die Erneuerung vier Phasen: die Zeit der 
Modrow-Reg,erung,die~eitderVolfäufigenHochschulOl'dnung,cieZ8itderHochschulemeurungs­
~tze derländerundd10de~chstanbrechendeZeitder Landeshochschulgesetze. Bertin stellt 
1nsofememenSonderfalldar,alsh1erdasbereitsexistierendeBertinerHochschulgesetznurergänzt 
wurde, um es auf Gesamtbertin ausdehnen zu können. 
35 Diese_s Urt~il, das ich unten noch genauer begründe, ist freilich relativ insofern, als der 
Unterschied mit den verschiedenen Dynamiken zu tun haben könnte, die in den beiden Bereichen 
he~rschte u~d noc_h herrscht. Auf mittlere Sicht könnte sich herausstellen, daß die Ergebnisse in 
beiden Bereichen In etwa dieselben sind. 
36 ~ichael Th. ~reven, "Bericht über das Ende des Wissenschaftlichen Kommunismus und die 
AnfangederPohhkwissenschaftan der Universität Leipzig 1989 bis 1991", in: Wissenschaftlicher 
Kommumsmus,S. 159ff. 

• 37 Ziliert_nach PeerPastemack, "Gründerzeit in Leipzig. Miszellen", in: Wissenschaftstransfer, s. 
273ff.,hierS.280, FnS. 
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Pirmin Stekeler-Weithofer (Leipzig): 

Philosophie in Leipzig: Neubeginn oder Kontinuität? 

Die Frage ist ebenso virulent wie schwie­
rig, besonders wenn sie an unmittelbar 
Beteiligte und nicht etwa an Dritte als beob· 
achtende Kritiker gerichtet ist: W'te versteht 
das neu gegründete Institut für Philosoph'te 
heute die 'Stunde Null' der 'Abwicklung'? 
Und wie begreift es sich selbst vor dem 
Hintergrund dieser Vorgeschichte? Kon· 
kreter lautet die Frage: Gibt es inhaltliche 
Perspektiven und Schwerpunkte in For­
schung und Lehre, die es erlauben wür· 
den, wirklich von einem neuen Aufbruch 
oder einem neuen Paradigma der Philoso• 
phie an der Universität Leipzig zu spre­
chen? Oder handelt es sich bloß um d'te 
Ersetzung von Personen, und dies viel­
leicht aus bloß politischen Gründen? 

Es gehört zu den wichtigsten Einsichten 
und Methoden kritischen Denkens, daß 
man zunächst auf die Unterstellungen ei­
ner Frage hinweist und manche davon 
zurückweist, bevor man eine Antwort ver­
sucht. In unserem Fall ist die vorausgesetz­
te Annahme durchaus problematisch, es 
gäbe (schon) ein gemeinsames Selbstver­
ständnis derjenigen, die jetzt am Institut für 
Philosophie forschen und lehren. Würde 
ich daher die Frage umstandslos beant­
worten, so würde ich mich anheischig 
machen, über dieses Gemeinsame etwas 
zu wissen. Gerade ein solcher Anspruch, 
die Urteile und Bewertungen der anderen 
zu kennen, kann problematisch, ja über· 
hablich sein. Daher ist es z.B. auch so 
skandalös, wenn etwa erklärt wird, keinem 
Bürger dieses Teils Deutschlands ginge 
es schlechter als früher. Ähnlich skandalös 
ist es, wenn sich manche Philosophen als 
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besondere (in irgendeiner Weise begna­
dete) Sachwalter der Sache des Denkens 
oder der Wahrheit verstehen. Derartige 
'Meisterphilosophen' gibt es nicht, es sei 
denn, wir würden sie ernennen oder ihre 
(Selbst-)Ernennung akzeptieren. 

Stattdessen gilt für alle Urteile, insbesonde­
re für weltanschauliche und gesellschafts­
politische Urteile, daß diese auch dann 
ernst zu nehmen und nicht einfach als un­
vernünftig abzutun sind, wenn wir glau­
ben, bessere Argumente oder Begrün­
dungen zu haben. Wir können am Ende 
immer nur versuchen, für das, was wir für 
vernünftig halten, zu werben. Dies können 
wir etwa, indem wir aufzeigen, daß gewis­
se übliche oder traditionelle Urteile inso­
fern 'gedankenlos' sind, als sie wichtige, 
d.h. auch von den Urteilenden anerkann­
te, Gesichtpunkte vergessen (haben). 

Gerade auf der Grundlage dieser Einsicht 
unterscheidet schon Platon den Philoso­
phen ganz zurecht von einem allzu selbst· 
sicheren Vertreter einer angeblichen Wahr· 
heil, auch von einem allzu selbstsicheren 
Wissenschaftler: Der erste erkennt die 
Grenzen seines Wissens und seiner im­
mer nur begrenzten Urteilskraft. Er ver­
sucht, diese nach Möglichkeit nicht zu über­
schreiten. Er anerkennt, daß andere in 
vielen Dingen anders als er urteilen wer­
den und tritt gerade daher ein für eine 
offene Auseinandersetzung um grundle­
gende Bewertungen und Urteilskriterien. 
Eben in diesem Streit um gemeinsame 
Urteilskriterien besteht das Wesen philoso­
phischer Dialektik. Sie anerkennt, daß es 
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derartige Kriterien nicht einfach als eine 
schon fertige, lehr- und lernbare Logik oder 
Methode schon gibt, sondern daß diese 
Kriterien immer allererst zu entwickeln sind. 
Für Sokrates und Platon bestand daher die 
wesentliche Aufgabe der Philosophie nicht, 
wie bei den älteren 'Philosophen', in ei­
nem dogmatischen Entwurf eines angeb­
lich wahren Weltbildes, einer wissenschaft­
lichen Theorie oder eines Modells einer 
guten Gesellschaft - obwohl man dies im­
mer noch glaubt. Die wesentliche Aufgabe 
ist die offene Artikulation von aller1ei im 
üblichen Betrieb wissenschaftlicher, mora­
lisch-rechtlicher, politischer oder auch lite­
rarischer Rede impliziten Urteilsformen und 
Unterstellungen. Erst eine solche Offenle­
gung ermöglicht eine nicht rhetorisch schon 
manipulierte Beurteilung, ein freies Begrei­
fen der je behandelten Sache. Daher be­
tont Platon, wie wichtig es ist, daß in einem 
vernünftig geführten Gespräch jeder das 
sagt, was er prima facie für richtig hält, nicht 
etwa, um daran festzuhalten, sondem als 
Schritt einer Entwicklung gemeinsamen 
Nachdenkens. 

Insofern es mir und uns darum geht, dieses 
Selbstverständnis der Philosophie wieder 
zur Geltung zu bringen, gibt es kein neues, 
besonderes, Paradigma der Philosophie. 
Wohl aber gibt es immer neue Formen der 
Artikulation dieser Gedanken, z.B. solche, 
welche die Analytische Philosophie ent­
wickelt hat. Und es bleibt immer die Mög­
lichkeit des Verfalls dieses Selbstverständ­
nisses der Philosophie im Auge zu behal­
ten, weil aus der Kritik an einem 'falschen' 
Denken allzu schnell dogmatische Apolo­
getik für eine positive Lehre wird. Aus Phi• 
losophen werden damit eine Art selbster­
nannte Prediger, die schon Platon (oder 
Sokrates) als Sophisten. d.h. als Besser­
wisser kritisiert hat. Es gibt also sozusagen 
genuin philosophische Gründe, die Titel­
frage nicht allgemein und neutral sondern 
persönlich aufzufassen, als Frage nämlich, 
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wie Ich als Neuberufener an dieses Institut 
meine Arbeit und die jetzige Lage hier 
sehe, oder· um mir gleich auch das Recht 
auf Entwicklung und Erfahrungszuwachs 
herauszunehmen - zu begreifen suche. 

Ich beginne mit dem Geständnis, daß mir, 
bevor ich vor jetzt fast einem Jahr vom 
Center for Philosophy of Science, Pitts­
burgh (USA) nach Leipzig überwechselte, 
kaum klar war. worauf ich mich hier einge­
lassen habe. Zwar war bekannt. daß viele 
Kollegen, die früher an der Sektion für 
marxistisch-leninistische Philosophie der 
Karl-Marx-Universität gearbeitet hatten, in 
der Zwischenzeit ihre Stelle verloren hat­
ten. Doch dies erschien zunächst als eine 
unvermeidliche Folge dessen, daß sich 
die alte und die neue Bundesrepublik pro­
zentual gesehen nicht so viele Akademi­
ker leistet wie die DDR. Außerdem ist Phi• 
losophie nicht mehr als Einzelfach studier­
bar. Philosophie versteht sich, wie eben 
schon ausgeführt, als methodische Be­
griffsanalyse und als Ideologie- bzw. Rhe­
torikkritik. Ihr Studium ist daher eher eine 
Art 'höhere' Einübung in kritisches Hören 
und Lesen (Hermeneutik) und in die Praxis 
eines differenzierenden, nicht bloß sche­
matisch-üblichen Redens und Schreibens, 
d.h. in autonomes Denken. Autonomie 
bedeutet hier gerade, daß man Dinge, die 
üblicherweise auf eine ganz bestimmte 
Weise erscheinen, auf allerlei neue, nicht 
rein konventionelle Weisen darstellen (se­
hen) und beurteilen lernt. Man kann daher 
schon von ihrem Begriff her Philosophie 
nicht als 'wahre' Weltanschauung und man 
kann die Geschichte der Philosophie nicht 
als Vorgeschichte einer modernen Wahr­
heit lehren. Gemäß diesem Selbstverständ­
nis gibt es auch kein einfach !ehrbares be­
sonderes Wissen und auch keine beson­
dere Berufstätigkeit für Philosophen außer­
halb des Bildungsbereiches. Wohl aber 
gibt es den Anspruch, daß jeder, der sich 
für gebildet hält, eine wenigstens rudimen-
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täre philosophische Ausbildung und nicht 
etwa nur Kenntnisse über die Geschichte 
der Philosophie und der Philosophen nö­
tig hätte. 

Ich hatte nun angenommen. daß es dieses 
Grundverständnis der Philosophie hier 
kaum in ausgeprägter Form gegeben hat. 
Ich weiß nicht, ob ich darin recht hatte. Das 
müssen diejenigen beurteilen, welche die 
früheren Verhältnisse an dieser Universität 
kennen. Aus diesem Grund war und bin 
ich noch der Meinung, daß es sich hier im 
ganzen gesehen tatsächlich um eine Wie­
dergründung eines Instituts für Philoso­
phie handelt, nachdem in den späten 40er 
und 50er Jahren radikaler und systemati­
scher als schon im Nationalsozialismus 
Philosophie durch eine Weltanschauung 
ersetzt worden war, die neben sich nur 
noch eine Geschichte der ('bürgerlichen') 
Philosophie duldete. 

Vor diesem Hintergrund erscheint die 
Fachüberprüfung derjenigen, die früher 
an dieser Universität am Institut für marxi­
stisch-leninistische Philosophie gelehrt 
haben, und damit auch die schwierige 
Arbeit der Gründungskommission als not­
wendig. Über den Ausgang der Beurtei­
lungen mag man dann immer noch strei­
ten. Daß keine derartige Kommission von 
den Betroffenen Dank zu erwarten hat, ist 
freilich im allgemeinen prognostizierbar. 
Diejenigen, welche (neu) berufen werden, 
werden glauben, daß sie es verdienen. 
Diejenigen, welche die schmerzlichen 
persönlichen Folgen zu tragen haben, 
werden glauben, daß sie es nicht verdie­
nen - und werden die anderen als Karrie­
risten und die Kommission der Ungleich­
behandlung verdächtigen. Hier ist, wie so 
oft, die persönliche von der allgemeinen 
Perspektive zu unterscheiden. Es ist eben 
manchmal schmerzlich, von anderen be­
urteilt zu werden. Und doch ist die Notwen­
digkeit derartiger Urteile immer wieder not-
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wendig - was jeder Student oder Dokto­
rand oder Privatdozent wohl auch aner­
kennt. 

Schwieriger als die Fachbeurteilungen sind 
allerdings die Entscheidungen der Perso­
nalkommissionen. Denn diese sind mora­
lische Beurteilungen. Wer aber, so lautet 
nicht nur die tatsächlich, sondern auch 
prinzipiell brennende Frage an diese Gre­
mien, maßt sich das Recht an, solche Urtei-
le zu fällen? Hier werden ja nicht, wie im 
Strafrecht, einzelne Verfehlungen, und 
nicht, wie in der Fachbeurteilung, die Kom­
petenz eines Wissenschaftlers _und Leh­
rers, sondern es werden Charaktere beur­
teilt. Es geht dabei wesentlich auch um die 
Prognose künftigen Verhaltens, oder sollte 
doch eher darum gehen als um Verurtei­
lung. Der Widerspruch zwischen der ver­
meintlichen oder wirklichen Notwendig­
keit des Urteilens und der Unvollkommen­
heit des Verfahrens, der vielen Strafpro­
zessen schon schmerzlich genug spürbar 
ist, wird in moralisch-politischen Beurtei­
lungen mit derart weitreichenden persön­
lichen Folgen oft beinahe unerträglich. 
Sollten wir deswegen auf die Beurteilun­
gen der persönlichen Integrität etwa bei 
Lehrern und Hochschullehrern überhaupt 
verzichten? Nun, wir sollten zumindest er­
kennen, daß die Gefahr ungerechter Urtei­
le und des politischen Mißbrauchs hier im 
Ganzen gesehen größer ist als die Wahr­
scheinlichkeit, daß wirklich Gerechtigkeit 
geübt wird. Dies gilt auch dann, wenn die 
persönliche Integrität der Urteilenden nicht 
in Frage steht. Spätestens jetzt sollten da­
herdie Personalkommissionen abgeschafft 
werden, zusammen mit der Illusion, durch 
sie moralische Gerechtigkeit erreichen zu 
können. Hier war die Tradition der Religion 
wohl weiser: In Sachen der Moral, über 
den Charakter, kann kein einzelner Mensch 
und kein besonderes Gremium richten, 
sondern nur ein nicht näher faßbarer, all­
gemeiner 'Gott'. 
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Dabei wird die Einsicht In die Unvollkom­
menheiten unseres (politischen, redltli­
chen, moralischen) Urteilens und Handelns 
wichtiger denn je. Denn es Ist gerade In 
Dingen, welche Urteilskraft und den Mut 
einer nicht populären Entscheidung erfor­
dern, immer einfacher, nichts zu tun. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn die Im weite­
ren Sinne politisch Handelnden sich nicht 
in der Anonymität einer Gruppe oder eines 
undurehsichtigen Apparates verbergen 
können, sondern offene Ziele allgemeiner 
Kritik sind. Nichthandeln entbindet uns aber 
keineswegs von Verantwortlichkeit für die 
Folgen, z.B. auch dafür, daß man das Han­
deln anderen oder Entwicklungen dem 
Zufall überläßt Freilich läßt sich eine mittel­
bare Verantwortlichkeit leichter von sich 
abwälzen, und zwar weil sie als solche 
nicht von jedem bemerkt wird. Man denke 
als Beispiel an den scheinbar einfachen 
Weg, sich den vollen, auch militärischen, 
Verpflichtungen in den Vereinten Natio­
nen durch Hinweis auf die besondere (Ver­
fassungs-)Geschichte ( etwa Deutschlands 
oder Japans) zu entziehen. Hier wie über­
all tut Differenzierung not, bedürfen wir der 
Betrachtung der Gesamtumstände. Alles 
andere bleibt rhetorische Manipulation, ist 
sophistische Apologetik einer (zumeist 
populistischen) Meinung. 

Denken heißt Differenzieren und dies be­
deutet Kritik an allzu schematischen Urtei­
len, die mit Schlagworten operieren, als 
seien diese gedeckte Wechsel. Beispiele 
für Schlagworte dieser Art sind das Gerede 
von einem verlorenen kalten Krieg oder 
das von einer angeblichen Annektion der 
neuen Bundesländer durch die alte Bun­
desrepublik, das Gerede von einer angeb­
lichen Zerstörung einer eigenen Kultur der 
DDR oder von einer Chancenungleich­
heit. Schlagworte dieser Art schüren Res­
sentiments, leiten die Kritik um auf andere, 
lenken von wirklichen Ursachen der Miß­
stände ab, indem sie gewissermaßen neue 
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Verantwortliche erfinden. Der Verzicht auf 
Selbstverantwortung bedeutet dann aber 
gerade auch Verzicht auf eine (angeblich 
so erwünschte) Autonomie. Die Erwartung 
des Heils von anderen bedeutet immer 
auch Unterschätzung der eigenen Verant­
wortlichkeiten und Fähigkeiten. Leider un­
terschätzt man des weiteren oft die Rolle 
derartiger 'psychologischer' Momente für 
die Entwicklung ökonomischer Verhältnis­
se. 

Daß es nicht leicht, ja in vielen Einzelfällen 
äußerst schmerzlich sein kann, auf die Si­
cherheit einer Daueranstellung in einem 
Angestelltenstaat zu verzichten und sich in 
einer Wettbewerbsgesellschaft der Beur­
teilung anderer zu stellen, ist unbezweifel­
bar. Die Umstellung braucht aber noch 
lange nicht in die (kollektive) Depression 
zu führen, auch dann nicht, wenn eine 
allzu rosig erhoffte Zukunft auf sich warten 
läßt. Freilich gibt es auch keinerlei Grund, 
die Umstellung schwerer zu machen, als 
durch die Umstände notwendig ist. 

Gerade hier, in einem politisch sensiblen 
Bereich, gibt es vieles, worüber ich mich 
wundere. Zum Beispiel über die miserable 
Behandlung persönlich integrer und fach­
lich anerkannter Hochschullehrer, die nach 
der Wende mehr oder weniger freiwillig in 
den Vorruhestand gegangen sind. Oder 
über die drastische Verjüngungskur, die 
den nichtwissenschaftlichen Mitarbeitern 
in abgewickelten Bereichen verordnet 
wurde, deren Vorarbeitszeiten wegen Sy­
stemnähe (vermutlich ihrer Schreibmaschi­
ne) nicht anerkannt werden. Der politische 
und damit am Ende auch wirtschaftliche 
Schaden dieser Vorgehensweisen über­
wiegt mit Sicherheit bei weitem die Erspar­
nisse des Finanzministeriums. Ich wunde­
re mich auch, wie lange man in Deutsch­
land überhaupt und in diesem Land insbe­
sondere braucht. um zu bemerken, daß 
eine allzu große Bevormundung einer In­
stitution wie die der Universität durch eine 
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Staatsregierung kontraproduktiv ist. Man 
kann einfach nicht ohne inneren Wider­
spruch von Institutionen und Menschen 
Autonomie, Tatkraft und Selbstbewußtsein 
wünschen oder fordern und gleichzeitig 
durch die Tat Mißtrauen zeigen. Im Übri­
gen neigen die Deutschen nach wie vor zu 
einem allzu großen Vertrauen in die Weis­
heit der Obrigkeit oder der höheren Rän­
ge. Wie anders ist es zu erklären, daß (laut 
Hochschulrahmengesetz) in der Universi­
tätsverwaltung, im Fakultätsrat und akade­
mischen Senat Studentenschaft und Mit­
telbau im Grunde nur beratende Stimme 
haben, eine Tatsache, die eher bloß ver­
brämt wird, wenn man sagt, die Professo­
renschaft (hier genauer: die Gruppe der 
Professoren neuen Rechts) habe nur ein 
'Vetorecht' oder es handle sich eben um 
ein 'Zweikammemsystem'. Ich jedenfalls 
meine, daß zumindest die Verschleierung 
der realen Kompetenzen in einer wieder­
hergestellten Ordinarienuniversität einer 
akademischen Gemeinschaft unwürdig ist. 

Was die Beziehungen zwischen dem Ost­
und dem Westteil der Bundesrepublik an­
geht, so gilt hier, was auch sonst gilt: Es gibt 
immer und überall Besserwisser. Ja, jeder 
sieht wohl alle Dinge in einer neuen Umge­
bung zunächst im lichte alter Erfahrun­
gen. Es ist daher kein Wunder, daß es 
immer wieder zu allerlei Kommunikations­
schwierigkeiten und Mißverständnissen 
zwischen Neubürgern dieser Stadt oder 
dieser Universität und Eingessenen kommt. 
Wer je in einem anderen Land gelebt hat, 
wird entsprechende Erfahrungen schon 
gemacht haben. Und er wird sich erinnern, 
wie sich sein Urteil in der Zeit geändert hat. 
Er wird sehen, daß es immer und überall 
manches gibt, das besser war oder ist als 
anderswann und anderswo. Er wird auch 
anerkennen, daß es immer Gruppen von 
Menschen geben wird, die aufgrund ihrer 
zufälligen Herkunft, und nicht etwa aus 
Verdienst, manches besser können oder 
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wissen als andere. In der Tat war und is1 
provinzielles (auch national-völkisches) 
Ressentiment gegen alles Ungewohnte, 
Andere und Ungleiche und eine bornierte 
(gerade auch 'sozialistische') Forderung 
nach universeller Gleichheit und Anpas­
sung keine geringe Ursache für den An­
tisemitismus und die Ausländerfeindlich­
keit in Deutschland. Es klingt paradox, aber 
die schreckliche Übemeblichkeit des deut­
schen Faschismus war wesentlich auch 
Folge eines allgemeinen Minderwertigkeits­
komplexes. Und es mag schockieren zu 
hören, daß die Ideologie des Faschismus 
(auch in der Version von Sympathisanten 
wie z.B. bei Knut Hamsun) auf erschrek­
kend ähnliche Weise die angebliche De­
kadenz der westlichen 'kapitalistischen' 
Demokratien und des Amerikanismus an­
geprangert hatte, wie dies zur Zeit von 
manchen der jetzt scheinbar verkannten 
Autoren der DDR geschieht. Dabei wird 
nicht beachtet, daß das Gerede von der 
Gleichheit aller (Volks-)Genossen ohne­
hin unlauter ist. Der Schlaf der (differenziert 
urteilenden) Vernunft erzeugt (gerade mit 
Schlagwörtern wie "Gleichheit'' oder auch 
"Freiheit") Ungeheuer. 

Freilich bleibt es richtig, wenn sich jeder 
gegen eine wirklich oder vermeintlich un­
gerechte oder ungleiche Behandlung zur 
Wehr setzt. Wie problematisch dabei die 
Mittel sein können, zeigt sich etwa in dem 
folgenden Zitat über die Arbeit der Grün­
dungskommission für Philosophie an die­
ser Universität: "Liquidiert wird nicht, weil 
es in der Vergangenheit an kritischen Stim­
men fehlte. Liquidiert wird, weil die Mitar­
beiter der Sektion Philosophie, statt dem 
freiheitlich-demokratischen, einem ande­
ren Staat gedient haben; also nicht Ande­
res getan zu haben, sondern für andere 
das Gleiche" (Jahrbuch für systematische 
Philosophie '91, S. 160). Es gäbe hier eini­
ge Anmerkungen zum Begriff der Liquida­
tion, auf die ich lieber verzichte. Die Ansicht 
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aber, daß Philosophie als Philosophie über­
haupt einem Staat dienen könne, verrät 
sich hier selbst: Offenbar verstehen die 
Autoren Philosophie noch immer als Die­
nerin eines Staates. In diesem Sinne hatte 
man früher die 'bürgerliche' Philosophie 
als Handlanger für eine ökonomisch-politi­
sche Formation abgetan, um ihr eine zu­
gleich 'wissenschaftliche' und für die 'wah­
ren' Belange der Menschen auf die rechte 
Weise interessierte Weltanschauung ent­
gegenzusetzen. Wenn es nur so einfach 
wäre, das wahre Interesse der Menschen 
zu kennen oder zu befördern! Hier ist kriti­
sche Skepsis nicht weniger, sondern mehr 
als jeder dogmatische Anspruch. 

Vor dem Hintergrund einer derartigen (viel­
leicht für die Kürze zu allgemeinen) Über­
legung lassen sich die Zielvorstellung un­
seres Versuchs eines Aufbruchs im Fach 
Philosophie in einigen Stichpunkten zu­
sammenfassen: Es geht der Philosophie 
darum, sprachliche Mittel und andere Me­
thoden der expliziten Analyse Impliziter 
Urteilsformen vorzuführen und zu entwik­
keln. Es geht auch darum, durch neu kon­
struierte Alternativen prima facie übliche 
Reden, Urteile und Handlungsweisen zu 
relativieren, auf ihre Geltung und ihren Wert 
anzuklopfen und damit autonom zu be­
denken. Es ist dies die 'Arbeit des Begriffs', 
die als solche sowohl in den Fachwissen­
schaften als auch im nonnalen Reden auf­
grund der Fokussierung auf das jeweilige 
begrenzte Thema vernachlässigt wird. Die­
se Bemerkung ist eher ein Hinweis auf 
eine (akademische) Arbeitsteilung als ein 
Punkt der Kritik. Zu kritisieren wäre nur die 
Unterschätzung der Bedeutung begriffli­
cher Differenzierungen und der Konstruk­
tionen von Beurteilungskriterien, wenn die-
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se als Vorschläge verstanden werden, die 
eine bewußte Entscheidung zwischen 
möglichen Alternativen allererst möglich 
machen. 

Diese Arbeit des Begriffs besteht Im Be­
reich der Wissenschaftsphilosophie in der 
Analyse der Methode der Forschung und 
der sprachlichen oder modellartigen Dar­
stellungen der Forschungsergebnisse. 
Hiemer gehört auch die kritische Analyse 
der je üblichen Urteile über das, was (an­
geblich) in den Wissenschaften geschieht, 
was ihr Thema ist, und was als zureichen­
de Begründung zählt. Einen besonderen 
Wissensbereich bilden dabei die Wissen­
schaften vom Menschen wie Psychologie 
und Anthropologie. In der Ethik und in der 
politischen Philosophie geht es ebenfalls 
um die begriffliche Reflexion auf die übli­
cherweise akzeptierten Ideale und Begrün­
dungen, um die Vergegenwärtigung des­
sen, was legales, moralisches, und tech­
nisch-rationales Urteilen ist oder (unserem 
gemeinsamen Willen nach) sein sollte. 
Einen besonderen Bereich bildet hier die 
Frage nach der (ethischen und politischen) 
Beurteilung von Technik und ihrer Ent­
wicklung. Logik und die Methodenlehren 
begriffsanalytischer Philosophie sind da­
bei zentrale theoretische Hilfsmittel, aber 
auch die Kenntnis einer Vielfalt von Dar­
stellungsformen und Gesichtspunkten, die 
die Philosophie in ihrer Tradition entwickelt 
hat. und wie sie die Geschichte der Philo­
sophie, wenn man diese nicht bloß narrativ 
betreibt, lehren kann. 

Pinnin Stekeler-Weithofer, Prof. Dr. phil., 
lehrt Theoretische Philosophie am Institut 

für Philosophie in Gründung der 
Universität Leipzig 
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BERICHTE 

Frauen in Naturwissenschaft und Technik 

Vom 20. bis 23. Mai 1993fandzum 19. Mal 
der bundesweite Kongreß "Frauen in Na­
turwissenschaft und Technik'' statt. Dies­
mal gab es zwei Veranstaltungsorte: die 
Humboldt-Universität Berlin und die Tech­
nische Universität Berlin. Die Präsidentin 
der Humboldt-Universität, Frau Prof. Mar1is 
Dürkop, eröffnete die Veranstaltung. 

* Schon die große Teilnehmerinnenzahl hebt 
die Wirkung der Vereinzelung von Frauen 
in diesen Berufen auf. Daraus ergibt sich 
das wichtigste Ergebnis dieses Kongres• 
ses: Frauen kommen mit Frauen ihres 
Wissensgebietes in Kontakt! Besonders für 
Studentinnen höherer Studienjahre ist die 
Diskussion mit Frauen aus Betrieben, von 
anderen Hochschuleinrichtungen, Behör­
den und Berufsverbänden fast soviel wert 
wie die selten stattfindenden Absolventen­
treffen ihres Fachbereiches. 

Zwei große Podiumsdiskussionen wurden 
geführt. Die erste • Thema: Ingenieurin­
nen • kein Beruf (mehr) für Frauen - betraf 
den Arbeitsmarkt für Frauen in den neuen 
Bundesländern, betraf die Situation der 
Frauen an den Hochschulen der neuen 
Länder bei der und nach der Umstrukturie­
rung, betraf Ost-West-Probleme in den neu 
entstandenen Instituten usw. Auf der zwei­
ten Podiumsdiskussion stellten Naturwis­
senschaftlerinnen sich, ihre Arbeit, ihre An­
sichten und Lebensweisen vor. 

Daneben zeigte die Veranstaltungsüber­
sicht eine große Zahl interessanter Vorträ­
ge. Ich werde mich bemühen, die beste 
und interessantesten davon im Winterse­
mester in Dresden als Einzelveranstaltun· 
gen anzubieten. Hier sei eine Auswahl 
genannt: 
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- Selbständigkeit - eine Alternative für 
Ingenieurinnen 
- Die Überwindung von Rücknahmeme­
chanismen von Frauen bei öffentlichen 
Auftritten 
- Ich will nicht gefördert, ich will nur nicht 
behindert werden 
• Feministische Naturwissenschaftskritik 
und alternative Ansätze 
• Berühmte Frauen in Naturwissenschaft 
und Technik 
• Mädchen im naturwissenschaftlichen 
Unterricht 
- Die Heinzelfrau in Naturwissenschaft und 
Technik: Mitarbeiterin in Medizin, Technik 
und Verwaltung 

Betroffen reagieren Ost-Naturwissenschaft­
lerinnen und -Ingenieurinnen auf die Ent• 
täuschung der West-Frauen, die durch uns 
eine Verbesserung ihrer Lage erhofft ha­
ben. Für alle, die in der alten BRD die ge­
ringe Anzahl von Frauen in Naturwissen­
schaft und Technik beklagten, erschienen 
die Zahlen in der DDR anstrebenswert. So 
lag die DDR mit einem Frauenanteil von 26 
% im Ingenieurstudium weit über dem Er­
reichten in der BRD (7 %). Der Unterschied 
in einzelnen Ingenieurwissenschaften, z.B. 
Maschinenbau oder Elektrotechnik, ist noch 
krasser. 

Die BRD-Frauen glaubten, daß die Fähig­
keiten der Frauen in der DDR anerkannt 
waren, daß es diese tiefverwurzelten Vor­
urteile gegen Frauen in Naturwissenschaft 
und Technik nicht gäbe. Irrtum! Eine im 
Auftrag des Bundesministeriums für Bil­
dung und Wissenschaft durch die Hoch­
schul-Informations-System (HIS) GmbH 
erstellte Studie mit dem Titel "Berufliche 
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Integration und Weiterbildung von Inge­
nieurinnen aus den neuen Ländern" wur­
de auf dem 19. Kongreß vorgestellt. 

Die 1993 fertiggestellte Studie zeigt u.a., 
daß während der Befragungszeit nur 53 % 
der Ingenieurinnen, aber 90 % ihrer männ­
lichen Kollegen eine Vollzeit-Tätigkeit hat­
ten. In Bezug auf Fachrichtung und Ausbil­
dungsniveau mußten 35 % der Ingenieu­
rinnen und 26 % der Ingenieure Abstriche 
machen; allerdings 45 o/o der Frauen und 
nur 28 % der Männer unter den nicht fach­
gerecht eingesetzten Beschäftigten waren 
mit einer Tätigkeit befaßt, die keinen Hoch­
schulabschluß erfordert. Die Studie stellt 
fest: "Die generelle berufliche Benachteili­
gung von Absolventinnen im Vergleich zu 
Absolventen ist bei Ingenieurberufen mit 
am größten: In dieser Fachrichtungsgrup­
pe hat eine besonders eklatanteAuseinan­
derentwicklung der Berufschancen von 
weiblichen und männlichen Absolventen 
stattgefunden." Ingenieurinnen, so zeigt 
die HIS-Studie weiter, wurden doppelt so 
häufig Umschulung und Weiterbildung 
angeraten wie Ingenieuren, aber nur 9 % 
der den Ingenieurinnen angebotenen 
Umschulungen sind von qualifikations- und 
fachadäquaten Inhalt. (Die Studie kann im 
Referat Gleichstellung an der TUD einge­
sehen werden.) Das ist eine ungeheure 

Verschwendung an wissenschaftlicher und 
technischer Potenz. 

Die Bevorzugung und Förderung von 
Männern im Arbeitsleben ist politisch nicht 
gewollt! Deshalb ist es nötig, Frauen gezielt 
bei der Vergabe von Stellen zu berück­
sichtigen und Gremien und Kommissio­
nen in der Hochschule, zur Hochschulpo­
litik und Forschungsförderung bewußt auch 
mit Frauen zu besetzen. Nach Empfeh­
lung der 3/5 der Enquete-Kommission "zu­
künftige Bildungspolitik - Bildung 2000" sind 
•... geeignete Maßnahmen zu ergreifen, 
die dazu beitragen, die bei weiblichen Stu­
dierenden zu beobachtende Neigung zu 
eingeschränkter Fächerwahl abzubauen 
(durch gezielte Studien(wahl)beratung, 
Orientierungskurse an Schulen und Hoch­
schulen, Betriebspraktika, gegebenenfalls 
fachspezifische Modifizierung des Koedu­
kationsprinzips). Anzustreben ist eine deut­
liche Erhöhung der Zahl der Studentinnen 
im naturwissenschaftlich-technischen Be­
reich." Es ist verrückt, jetzt den Anteil von 
Frauen im naturwissenschaftlichen und 
technischen Berufen zu verringern und 
dann wieder mit verstärkter Anstrengung 
bei den Studierenden zu erhöhen! 

Karin Reiche 
(Die Autorin ist Gleichsteflungs­

beauftragte der TU Dresden) 

"Welche Uni Ist die beste?" 
Das Spiel mit Zahlen und Fakten im SPIEGEL-Extra 

In Hamburg, in der Brandswiete 19, steht 
ein wichtiges, großes Haus. "DER SPIE­
GEL" steht oben auf dem Haus, in schöner 
roter Schrift und unten, neben der Tür, 
steht noch: "DAS DEUTSCHE NACH­
RICHTENMAGAZIN". 

Hier werden Informationen gemacht und 
wöchentlich einmal verkauft. Wenn es die-
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ses Haus nicht gebe und die ca. 700 Men­
schen, die darin und drumherum arbeiten, 
wüßten wir zu hause vieles nicht. 

Zum Beispiel, wo die beste Universität steht 
und welches der beste Studiengang 
Deutschlands ist. 1989 war das die Uni in 
Siegen, und die in Bielefeld, und die in 
Paderborn. Die Braunschweiger mußten 
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1989 ihre Technische Universität ganz hin­
ten wiederfinden und die Bremer waren 
durchgängig schlecht. Das sind sie 1993 
immer noch, aber die aus Düsseldorf, die 
1990 noch auf Platz 30 standen, sind nun 
oberste Spitze, was den Oberbürgermei­
ster so gefreut hat, daß er gleich meinte, er 
hätte es ja schon immer gewußt. Herr Diep­
gen in Berlin weiß immer noch nicht, war­
um diese, seine TU so schlecht sein soll 
und wieso ausgerechnet dieses Massen­
monstrum FU auf dem 1 1. Platz steht. Das 
versteht auch sein Wissenschaftssenator 
Erhardt nicht und schon gar nicht, warum 
die halben Akademiker aus Duisburg, wo 
sich die Universität noch minderwertig 
Gesamthochschule nennt, von der 31 auf 
die 2 vorgerückt sind. Und ganz komisch 
ist, warum dieses Städtchen Ilmenau im 
Osten, von dem kaum einer weiß, wo es 
liegt, plötzlich die beste Hochschule zwi­
schen Oder und Neiße sein soll, wo die in 
Berlin bei dem Humboldt doch viel schnel­
ler mit dem Erneuern waren. Ganz ver­
schwunden ist die Uni in Hohenheim und 
die TU Clausthal, 1990 noch gutes Mittel­
feld, und diesmal? ... , rausgeschmissen?, 
... vermisst?, - ... aufgelöst? 

Eine Antwort auf diese Fragen, und alles 
ganz genau, wissen die Herren Dr. Doerry 
und von Blumencron vom SPIEGEL, die 
entgegen ihren Kollegen vom Stem gleich 
einen ganzen SPIEGEL-SPEZIAL zum 
Thema "Ranking" der Hochschulen in 
Deutschland herausgeben. 

Inwiefern das nun eine wissenschaftliche 
Untersuchung der Situation der Hochschu­
len in Deutschland sein soll mit pseudosta­
tistischem Kleid oder eine mehr oder weni­
ger versteckte Produktanalyse der Ware 
Hochschule, versehen mit dem Prädikat 
"sehr gut", "gut" oder "mangelhaft", bleibt 
offen. Peinlich zumindest der Verweis be­
reits im Vorwort, die Rangliste des Jahres 
1989 habe der Uni Paderborn steigende 
Bewerberzahlen beschert und das Schluß-
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licht Braunschweig habe so heftig an einer 
Perfektion seiner Qualität gearbeitet, daß 
es nun im Mittelfeld liege - die SPIEGEL­
Rangliste als Stiftung Warentest der Bran­
che Wissenschaft. 

Getrennt in Ost- und Westprodukte des 
deutschen Bildungssystems (im Osten stan­
den die Reformen an den Unis im Vorder­
grund), hat auch die "Produktanalyse" des 
SPIEGEL einen großen Nachteil: sie geht 
haarscharf an der Realität vorbei, wie das 
Beispiel Humboldt-Universität beweist. 

Auf der gesonderten "Ost-Ranking-Liste" 
nimmt sie Platz vier ein, nach Ilmenau, 
Freiberg und Dresden. Im Osten, so die 
SPIEGEL-Hochschulanalytiker, sind insge­
samt 1200 Studenten nach Qualität von 
Lehre und Studium befragt worden, das 
wären, gleichmäßig auf die zwölf unter­
suchten Universitäten verteilt, je 100 Stu­
denten. Ginge man von einem repräsenta­
tiven Mittelwert der Leute an jeder Universi­
tät aus, hätte man Unter den Linden minde­
stens 200-250 Studenten befragen müs­
sen: aufgeteilt auf 30 Fachbereiche mit 
insgesamt ca. 180 möglichen Studiengän­
gen eine geringe Zahl . 

In der Plazierung der Studiensituation für 
Geistes-, Wirtschafts- und Rechtswissen­
schaften liegt die HU auf dem 1. Platz, frag­
lich, warum dann gerade in diesen Fä­
chern die Diskussion um eine noch ertrag­
bare Studiensituation an der Humboldt­
Universität am heftigsten ist: Einern Angli­
stik-Studenten, der sich um den Platz im 
Hörsaal schlagen muß und einem Rewi­
Studenten, der seine Bücher. die er für 
Hausarbeiten braucht, schon wochenlang 
vorher bestellen muß, zu bescheinigen, 
seine Studiensituation sei hervorragend, 
fällt schwer. 

In der Plazierung über Berufs- und Praxis­
bezug hat es die HU auf den zweiten Platz 
gebracht, hinter der TU Ilmenau. Was soll 
der Vergleich zu einer Technischen Uni-

hochschule osl aug. 1993 

versität. wo allein schon das Studienange­
bot die Praxisnähe bestimmt, mit einer Uni­
versität mehr geisteswissenschaftlicher Prä­
gung, wo die Erklärung der Berufs- und 
Praxisnähe beispielsweise eines Philoso­
phiestudiums schwer fällt; die hier offenen 
Möglichkeiten sind einfach zu groß. 

In der Überschaubarkeit der Studienanfor­
derungen nimmt die HU einen achtbaren 
5. Platz ein, nach Frei~rg, Jena, Leipzig 
und Dresden. Habt ihr eigentlich auch die 
Studenten der FB Kulturwissenschaften, 
Rehabilitationswissenschaften und Fremd­
sprachliche Philologien gefragt, liebe SPIE­
GEL-Rechercheure? Die hätten Euch näm­
lich sofort auf Platz zwölf verwiesen, und 
das sind immerhin fast 3000 Studenten. 

Den persönlichen Kontakt mit den Dozen­
ten bewertet der SPIEGEL für die Hum­
boldt-Uni mit einer miesen zehn, und damit 
hat er recht. Wenn zum Beispiel der Herr 
Prof. Hardtwig des Institutes für Geschichts­
wissenschaften während seiner wöchent­
lich einmal stattfindenden Sprechstunde 
nicht einmal mehr Zeit für Studenten hat, 
fragt man sich schon, warum der Herr Pro­
fessor geworden ist, meint dieser Beruf 
doch immer auch den Kontakt zum Stu­
denten außerhalb der Lehrveranstaltun­
gen. 

Ähnlich schlecht steht die HU auch in der 
Rubrik Zusammenarbeit mit anderen Stu­
dierenden da - ein neunter Platz wird ihr 
zugebilligt. W"te man allerdings so etwas für 
eine ganze Uni ausrechnet, ist ein Rätsel -
viele Studenten, beispielsweise in den 
Naturwissenschaften, sind schlicht ge­
zwungen, zusammenzuarbeiten. Daß sich 
an der Humboldt-Universität allerdings 
wenige Studenten für etwas, v"tele aber für 
gar nichts interessieren, und schon gar 
nicht was ihre Kommilitonen angeht, mag 
zweifelsfrei richtig sein. 

Weiter geht es mit der Ausstattung der 
Bibliotheken mit Fachliteratur. die Büche-
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raten der HU schaffen es auf Platz vier, 
obwohl die Skala an der Universität be­
stimmt auch hier von 1 (Rewi?) bis 12 
(Politikwissenschaften?) reicht. 

Das fachliche Niveau ist an der Humboldt­
Uni gut (2. Platz) und das didaktische Ge­
schick der Dozenten sogar sehr gut, meint 
der SPIEGEL. und das soll wohl eine Verar­
schung der hier Studierenden sein. Einen 
Professor, dessen wichtigste Aufgabe dar­
in besteht, die Anwesenheit in Vorlesun­
gen und Seminaren zu überprüfen, als 
didaktisch geschickt zu bezeichnen, ist 
schlichtweg falsch - leider gibt es von 
diesen Menschen sehr viele an dieser Uni. 

Professoren, denen man innerhalb einer 
Viertelstunde hingeschriebene Vorträge 
halten kann, und die finden die toll, weil 
kritisieren kostet so viel Kraft, als didaktisch 
geschickt zu bezeichnen, ist schlichtweg 
falsch - leider gibt es von diesen Men­
schen sehr viele an dieser Uni. 

Professoren, die nicht einmal in der Lage 
sind, eine Seminardiskussion zu leiten, daß 
nicht nur die eigene Meinung gedreht, 
gewendet und wieder zurückgeschoben 
wird, als didaktisch geschickt zu bezeich­
nen, ist schlichtweg falsch - leider gibt es 
von diesen Menschen sehr viele an dieser 
Uni. 

Professoren, denen man problemlos er­
zählen kann, im Ersten Weltkrieg hätte es 
große Panzerschlachten gegeben und die 
finden das auch so, als Professoren mit 
fachlich hohem Niveau zu bezeichnen, ist 
schlichtweg falsch. 

Professoren, die Seminare halten und noch 
nicht einmal die Grundbegriffe erklären 
können, auf denen das Seminar ruht, als 
Professoren mit fachlich hohem Niveau zu 
bezeichnen, ist schlichtweg falsch. 

Gewiß kommen über Neuberufungen Kom­
petenzen an diese Universität, aber man 
sollte die Namen doch nicht dem tatsäch-

55 



liehen Zustand vorausschicken, momen­
tan ist eben leider sehr oft traurig und gar 
nicht gut oder sehr gut, was die Professo­
ren dieser Universität so bieten. Da haben 
die Ranking-Experten vollkommen dane­
ben gelegen, und ausgerechnet die Stu­
denten zu befragen, die schon bei den 
neuen Kompetenzen studieren, wie der 
einleitende Text zur Rangliste vermuten 
läßt, schließt auch nicht gerade auf hohes 
fachliches Niveau bei den Herren von der 
Brandswiete. 

Nachgetragen sei noch, daß die Hum­
boldt's bei der Breite des Lehrangebots 
ebenfalls an erster Stelle liegen, was si­
cherlich richtig sein mag, aber die Errech­
nung der Möglichkeiten der Spezialisierung 
für die HU auf den vierten Platz ist schon 
wieder rätselhaft, was heißt das "Möglich­
keiten der Spezialisierung"? 

Der Uni Greifswald geht es beim Ranking 
ostdeutscher Hochschulen schlecht, 
durchgehend Platz 12 hat sie belegt. Aber 
Dank der Erfahrungen der Hamburger Wa­
renprüfer wird nun in Greifswald ein umfas-

sender Diskussionsprozeß beginnen, der 
die Markenware Universität Greifswald zwar 
nicht besser, aber doch marktkonformer 
machen wird. 

Nach Jürgen Mittelstraß, bis 1990 Mitglied 
des Wissenschaftsrates in Köln, sind die 
Unis sowieso reformunfähig und vielleicht 
sollte man es mit den interessanten statisti­
schen Ergebnissen der Hochschulexper­
ten von der Brandswiete 19 halten wie 
jener New Yorker Chefarzt mit seiner Klinik: 
"Bei mir sind alle Patienten gesund, alle 
haben eine Durchschnittstemperatur von 
37,1°C. Ein paar liegen mit -15°C in der 
Pathologie und einer liegt mit 42°C Fieber 
im Koma.• 

Nächstes Jahr kommt die nächste Durch­
schnittstemperatur aus Hamburg und die 
deutschen Hochschulwerbefachleute dür­
fen gespannt sein. 

T.U.E.T. 

(aus UnAufgefordert, Berliner Studenten­
zeitung [HUB] Nr. 48/49 [Juli/August 

19931) 

Innovationskollegs an ostdeutschen Hochschulen 

Das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie und die Deutsche For­
schungsgemeinschaft haben gemeinsam 
die Ausschreibung zur Errichtung von "In­
novationskollegs" in den Hochschulen der 
neuen Bundesländer gestartet. Die neue 
Maßnahme wird vom Bundesministerium 
für Forschung und Technologie (BMFT) 
finanziell getragen; die Deutsche For­
schungsgemeinschaft (DFG) übernimmt 
die gesamte Ausführung von der Aus­
schreibung über die Begutachtung und 
die Betreuung bis zur abschließenden 
Bewertung. 

Der Aufbau der Innovationskollegs kann 
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mit durchschnittlich rd. 1,5 Mio. DM pro 
Jahr auf jeweils 5 Jahre gefördert werden. 
Insgesamt hat das BMFT im Zeitraum von 
1994 bis 1997 derzeit rd. 50 Mio. DM dafür 
bereitgestellt. 1 O bis 15 solcher Innovati­
onskollegs können damit eingerichtet wer­
den. 

Mit der Förderung zum Aufbau von Inno­
vationskollegs werden für die Forschung 
in den Hochschulen der neuen Bundes­
länder auch strukturelle Innovationen un­
terstützt. Sie sind gerade jetzt nötig, weil 

- der Neuaufbau in den Hochschulen durch 
Personalüberhänge und finanzielle Restrik­
tionen belastet ist, 
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- gerade die Um- und Aufbauphase be­
sondere Chancen für neues bietet, die es 
in der Forschung zu nlllzen gilt und 
• die Etablierung und flexible Ausstattung 
zusätzlicher wissenschaftlich starker und 
innovativer Gruppen beispielhafte Signale 
setzen kann. 

Die Förderung der "Innovationskollegs" 
soll es den Hochschulen ermöglichen, 
• neue Gruppen als Kristallisationskerne 
besonderer innovativer Leistung einzurich­
ten, 
- auf neuen Feldern, die interdisziplinär 
bislang nicht bearbeitet wurden, 
- mit wissenschaftlich ausgewiesenen Ver­
tretern verschiedener Fachrichtungen, 
auch Gastwissenschaftlern, zu besetzen 
und 
- somit neue innovationsorientierte For­
schungsansätze auf vielversprechenden 
Arbeitsgebieten zu erschließen und hier­
für eine flexible Organisationsform zu er­
möglichen. 

Neben dem Beitrag zur Strukturemeue­
rung sind daher lnterdisziplinarität, Steige­
rung der Wettbewerbsfähigkeit und Inter­
nationalität die Zielsetzung dieser Maß­
nahme. Die Stärkung der Zusammenarbeit 
zwischen Hochschulen und anderen For-

schungsträgem • auch der Wirtschaft -
sowie die Einbindung in die internationale 
Forschergemeinschaft stehen im Vorder­
grund. Ausbaustand und Qualität der For­
schung sind Gradmesser für den weiteren 
erfolgreichen Umbau von Wirtschaft und 
Technik in den neuen Ländern. Da es für 
den Fortschritt von Forschung und Tech­
nologie auf die Entwicklung hochaktueller 
Innovationen ankommt, wird den Hoch­
schulen der neuen Länder mit den geplan­
ten Innovationskollegs ein Förderinstru­
ment angeboten, das disziplinübergreifend 
mit einem realistischen Umsetzungsbezug 
arbeiten soll. 

Bei der Auswahl der Themen sind die 
Hochschulen und die Wissenschaftler frei. 
Denkbar sind z.B. Innovationskollegs, die 
sich mit Fragen der Materialforschung, 
höchstintegrierter Schaltungen, der mole­
kularen Medizin u.a. befassen. Auswahl 
und wissenschaftliche Qualität der Teams 
sichert die Betreuung durch die DFG. 

Anfragen sind zu richten an: Deutsche 
Forschungsgemeinschaft, Kennedyallee 
40, 53175 Bonn. 

(Gemeinsame BMFT-1 
DFG-PI) 

MPG gründet Institut für Wissenschaftsgeschichte 

Der Senat der Max-Planck-Gesellschaft hat 
auf seiner Frühjahrssitrung in Frankfurt/ 
Main beschlossen, in den neuen Bundes­
ländern ein "Max-Planck-Institut für Wis­
senschaftsgeschichte" zu gründen. Vor­
aussetzung für eine Realisierung dieses 
Beschlusses ist die Sicherstellung der Fi­
nanzierung. Als Direktoren werden die 
Mathematikhistorikerin Frau Prof. Dr. Lor­
raine Daston, University of Chicago/USA, 
der Physiker und Philosoph Prof. Dr. Lo­
renz Krüger, Universität Göttingen und gei-
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steswissenschaftlicher Forschungsschwer­
punkt "Wissenschaftsgeschichte und Wis­
senschaftstheorie" in Berlin, sowie der 
Mathematiker und Wissenschaftshistoriker 
Prof. Dr. Jürgen Renn, Boston University/ 
USA und Arbeitsstelle Albert Einstein am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 
Bertin, in Betracht gezogen. 

Das neue Institut soll mit 25 Stellen für 
Wissenschaftler ausgestattet werden, von 
denen ein Teil aus dem - vom Wissen-
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schaftsrat empfohlenen und von der MPG­
T occhter "Förderungsgesellschaft wissen­
schaftliche Neuvorhaben mbH'' treuhän­
derisch verwalteten - geisteswissenschaft­
lichen Forschungsschwerpunkt "Wissen­
schaftsgeschichte und Wissenschaftstheo­
rie" übernommen werden könnte (an die­
sem Schwerpunkt sind u.a. 15 wissen­
schaftliche Mitarbeiter aus Instituten der 
ehemaligen Akademie der Wissenschaf­
ten der DDR beschäftigt). Außerdem sollen 
zwei zeitlich befristete Nachwuchsgruppen 
am Institut eingerichtet werden, die dessen 
zunächst stark mathematisch-physikalische 
Ausrichtung um den Bereich Biologie er­
weitern könnten. Eine enge Zusammenar­
beit des Instituts mit Universitäten, Archi­
ven, Bibliotheken und Museen wird eben­
so angestrebt wie die Einbindung auslän­
discher Gastwissenschaftler. Eine Stand­
ortentscheidung für das neue Institut wur­
de noch nicht getroffen, voraussichtlich 
wird es jedoch im Ostteil Berlins entstehen. 

Thematisch soll sich das neue Institut auf 
eine an systematischen Fragestellungen 
orientierte und theoretisch angeleitete Wis­
senschaftsgeschichte konzentrieren, die 
Wissenschaft als ein Teilsystem von Kultur 
begreift. Sowohl die biographische For­
schung als auch die Untersuchung der 
historischen Entwicklung von einzelnen 
Disziplinen.Institutionen und Ideen in der 
Wissenschaft wird in Deutschland an vie­
len Universitäten betrieben. Dagegen man­
gelt es an wissenschafshistorischer For­
schung, die individuelle und kollektive Pro-

zesse der Erkenntnisgewinnung, deren 
kulturell bedingte Prägung und den Ein­
fluß tradierter Begriffe und Denkformen 
sowie die Rückwirkung wissenschaftlicher 
Begriffe und Denkformen auf die Kultur der 
jeweiligen Epoche zum Gegenstand hat. 

Auf diesem Gebiet soll das neue Max­
Planck-Institut tätig werden: Es soll sich mit 
der Geschichte fundamentaler wissen­
schaflicher Denkkategorien wie z.B. "Ex­
periment", "Beweis", "Evidenz", "Kausa­
lität'', "Rationalität'' und "Objektivität" oder 
Denkformen wie "Substanz'' und "Funkti­
on", "Determinismus" und "Probabilis­
mus" beschäftigen. Auf diese Weise sol­
len umfassende wissenschaftsgeschichtli­
che und historische Probleme untersucht 
werden wie etwa Fragen der Ausdifferen­
zierung von Einzelwissenschaften, ihrer 
Annäherung und Distanz zueinander, ih­
rer Autarkie und Komplementarität sowie 
die Frage nach dem Entstehen epochen­
spezifischer Denk- und Argumentations­
muster. Außerdem sollen im wechselseiti­
gen Austausch z.B. mit den Methoden und 
Ergebnissen der Kognitionswissenschaft, 
der psychologischen Strukturforschung 
und philosophischer Theorien der Begriff­
sentwicklung neue Einblicke in das Ver­
hältnis zwischen dem Denken und seinen 
Repräsentationen gewonnen werden -
ein Verhältnis, das für das Verständnis wis­
senschaftlichen Denkens von entscheiden­
der Bedeutung ist. 

Michael Globig (München) 

Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme 
nimmt Arbeit in Dresden auf 

Das neu gegründete Max-Planck-Institut 
für Physik komplexer Systeme hat jetzt in 
Dresden seine Arbeit aufgenommen. Die 
Gründung dieses Instituts ist vom Senat der 
Max-Planck-Gesellschaft Ende November 
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1992 beschlossen worden. Prof. Dr. Peter 
Fulde, bisher Direktor am Max-Planck-In­
stitut für Festkörperforschung in Stuttgart, 
hat den Ruf zum ersten Direktor am Dres­
dener Institut angenommen. 
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Nach den 1992 errichteten Max-Planck­
Instituten für Mikrostrukturphysik sowie für 
Kolloid- und Grenzflächenforschung ist das 
Institut für Physik komplexer Systeme das 
dritte Max-Planck- Institut, das in einem der 
neuen Länder seine Arbeit aufnimmt. 

Das Dresdener Institut wird mit einem rela­
tiv kleinen Stab ständiger wissenschaftli­
cher Mitarbeiter und einem großen Gäste­
programm ausgestattet sein, das es erlau­
ben wird, die Forschungsarbeit flexibel zu 
gestalten. Großer Wert wird auf die Förde­
rung des wissenschaftlichen Nachwuch-

ses gelegt: mit Hilfe von Seminaren, die 
zwischen drei und sechs Monaten dauern, 
sollen neu enstehende Forschungsein­
richtungen dem Nachwuchs an Hochschu­
len und Forschungsinstituten früh sichbar 
gemacht werden. Auf diese Weise würde 
Neuentwicklungen schneller als bisher die 
Tür geöffnet. Auch ist daran gedacht, das 
Potential des Instituts durch sogenannte 
~Nachwuchsgruppen" um jüngere Wis­
senschaftler zu ergänzen. 

(MPG-P/) 

Gatersleben: Klassisches Zentrum für Pflanzenzüchtung neu belebt 

Das Institut für Pflanzengenetik und Kultur­
pflanzenforschung (IPK) in Gatersleben 
wurde durch den Parlamentarischen Staats­
sekretär im Bundesforschungsministerium, 
Bernd Neumann, und den Minister für Wis­
senschaft und Forschung des Landes 
Sachsen- Anhalt, Prof. Dr. Rolf Frick, offizi­
ell eingeweiht. 

Das IPK wurde auf Empfehlung des Wis­
senschaftsrates im Rahmen der Neuord­
nung der Forschungslandschaft in den 
neuen Bundesländern zum 1 . Januar 1992 
als Nachfolgeeinrichtung des Zentralinsti­
tuts für Genetik und Kulturpflanzenfor­
schung der ehemaligen Akademie der Wis• 
senschaften der DDR gegründet, das sei­
nerseits aus dem 1943 gegründeten Institut 
für Kulturpflanzenforschung der Kaiser­
Wilhelm-Gesellschaft hervorging. Es ge­
hört zu den Instituten der sogenannten 
Blauen Liste, und wird vom Bundesmini­
sterium für Forschung und Technologie 
(BMFT) und vom Land Sachsen-Anhalt je 
zur Hälfte finanziert (Jahresetat 1993: 40 
Mio. DM). Derzeit arbeiten 420 Mitarbeiter 
am IPK zu Themen der Grundlagen- und 
anwendungsorientierten Forschung auf 
dem Gebiet der Pflanzengenetik und Kul-
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turpflanzenforschung im Vorfeld der prakti­
schen Pflanzenzüchtung. Das IPK knüpft 
mit hochmodernen molekularbiologischen 
und gentechnischen Methoden an die Tra­
dition der Forschungsarbeiten seiner Vor­
läufereinrichtungen an. Die wissenschaftli­
chen Schwerpunkte liegen dabei insbe­
sondere in den modernen zell- und mole­
kularbiologischen, biochemischen und 
physiologischen Pflanzenwissenschaften 
und der Erforschung pflanzengenetischer 
Ressourcen von Kulturpflanzen. 

Der Parlamentarische Staatssekretär im 
BMFT, Bernd Neumann, wies bei der Grün­
dungsfeier darauf hin, daß hier im klima­
tisch begünstigten Harzvorland ein klassi­
sches Zentrum der Pflanzenzüchtung neu 
belebt wird. Dazu trügen die in unmittelba­
rer Nachbarschaft gelegene Bundesan­
stalt für Züchtungsforschung in Quedlin­
burg, das Institut für Pflanzenbiochemie in 
Halle und die Martin-Luther-Universität Halle 
bei. Der Übergang aus der Akademie der 
Wissenschaften der ehemaligen DDR in 
die Struktur eines kollegial geleiteten For­
schungsinstitutes der Blauen Liste sei dem 
IPK in beispielhafter Weise gelungen, wozu 
besonders die hohe Qualifikation der Mit-
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arbeiter beigtragen habe, die nahezu voll­
ständig in das IPK übernommen werden 
konnten. 

Die Arbeiten am IPK haben starke anwen­
dungsnahe Bezüge für die Pflanzenzüch­
tung und derr Pflanzenschutz. Beispiels­
weise werden hier transgene Kartoffel- und 
Tabakpflanzen erzeugt, die u.a. durch Ver­
änderungen des Gehalts verschiedener 
Inhaltsstoffe einen Beitrag zur züchterischen 
Verbesserung dieser Kulturpflanzen lie­
fern. Auch die gentechnischen Arbeiten 
zur Anreicherung hochwertiger fremder 
Eiweiße in Pflanzensamen sind der 
anwendungsorientierten Grundlagenfor· 
schung zuzurechnen. 

Das IPK ist in die vier Forschungs-Abteilun­
gen Taxonomie und Genbank, Chromo­
somenanalyse und Cytogenetik, Moleku­
lare Genetik und Molekulare Zellbiologie 
gegliedert. Ein wesentliches Anliegen ist 
die interdisziplinäre Zusammenarbeit der 
verschiedenen im Institut vertretenen bio­
logischen Fachrichtungen. 

Wichtiger Bestandteil des IPK und von in­
ternationaler Bedeutung ist die Genbank 
des IPK. Sie enthält derzeit mit allen 
Außenstellen 100.000 Muster von Pflan­
zensamen. Dieses Material steht in­
ternational für wissenschaftliche Untersu­
chungen und als Ausgangsmaterial für die 
Züchtung zur Verfügung. Darüber hinaus 

unterstützt die Genbank die Maßnahmen 
zum Artenschutz, da durch die Einlage­
rung von Samen gefährdeter Pflanzenar­
ten deren Aussterben verhindert werden 
kann. 

Staatssekretär Neumann betonte, daß die 
hervorragende Ausstattung des IPK und 
seine zukunftsorientierte Konzeption auch 
eine große Herausforderung für die hier 
tätigen Forscher bedeute. Es gälte einer­
seits, in der Grundlagenforschung Fort­
schritte zu erzielen, die den wirtschaftli­
chen Erfolg Deutschlands in zehn und 
mehr Jahren vorbereiten sollen. Anderer­
seits erwarte die Öffentlichkeit von der hoch­
qualifizierten Forschung Ergebnisse in der 
Zukunft, deren Nutzen bereits heute er­
kennbar sei. Es sei deshalb zu begrüßen, 
daß im wissenschaftlichen Konzept des 
IPK auch eine Betonung auf der Zusam­
menarbeit mit der Wirtschaft, insbesonde­
re den Pflanzenzüchtern, liegen soll. Dem 
Wissens- und Technologietransfer zwi­
schen Forschungsstätten und Anwendern 
in der Wirtschaft komme volkswirtschaftlich 
eine enorm große Bedeutung zu. Es wer­
de daher darauf ankommen, daß Ergeb­
nisse der Forschungsarbeiten des IPK z.B. 
von den privaten Pflanzenzüchtern ohne 
Verzögerung marktfähig umgesetzt wer­
den. 

(BMFT-PI) 

Biologisch-Medizinisches Forschungszentrum in Erfurt nimmt Konturen an 

Der Wissenschaftliche Beirat für das zu 
gründende Forschungszentrum übergab 
dem Minister für Wissenschaft und Kunst 
einen Zwischenbericht. In ihm schlägt er 
vor, ab 1994 in Erfurt ein Institut für Vasku­
läre Biologie und Medizin zu errichten. Der 
Beirat sieht darin eine einmalige Chance, 
ein Gebiet in der bundesdeutschen For­
schungslandschaft herauszustellen, wel• 
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ches es in dieser Form noch nicht gibt und 
das den Entwicklungen der Medizin auch 
auf internationaler Ebene Rechnung tra­
gen kann. Bei seinem Vorschlag konnte 
der Beirat auf hervorragende Leistungen 
einer Reihe von Wissenschaftlern der bis­
herigen Medizinischen Hochschule Erfurt 
(MHE) aufbauen. 
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Die Forschung hat in den letzten Jahren 
aufgezeigt, daß den menschlichen Blutge­
fäßen mit ihrem Gewebe die Schlüssel­
funktion beim Stoffwechsel der einzelnen 
Organe zukommt. Probleme der Arterio­
sklerose und ihrer verschiedenen Verlaufs­
formen sind in dem Forschungsansatz des 
Beirates genauso einbezogen wie neue 
Erkenntnisse über die Rolle von Signal­
stoffen und von entzündeten und krankhaf­
ten Veränderungen an den Organen. In 
einem Arsenal von neuen biochemischen, 
immunologischen, molekularbiologischen 
und genetischen Erkenntnissen wird es 
möglich sein, sowohl zu an der Grundla­
genforschung orientierten als auch klinisch 
weiterführenden Ergebnissen zu gelan­
gen. 

Die erfolgreiche Bearbeitung des empfoh­
lenen Forschungsthemas erfordert - so 
der Beirat - einen intensiven Austausch 
zwischen Theoretikern und Klinikern direkt 

vor Ort in Erfurt. Die Einbindung eines sol­
chen Zentrums an das zukünftige Kran­
kenhaus der Maximalversorgung sei da­
her eine Grundvoraussetzung. 

Der Beirat bittet um die Errichtung von 
entsprechenden Lehrstühlen in Erfurt und 
empfiehlt zugleich eine Einbindung des 
Instituts für Vaskuläre Biologie und Medizin 
in die Universität Jena. Er wird eine Kon­
zeption für die strukturellen, personellen 
und finanziellen Voraussetzungen erarbei­
ten. Diese Konzeption wird anschließend 
im Ministerium für Wissenschaft und Kunst 
geprüft. Der Beirat Ist sich bewußt, daß die 
Zukunft eines solchen Forschungszen­
trums entscheidend von den Persönlich­
keiten, ihrem lnnovationsvennögen und 
ihrer Einbindung in die wissenschaftliche 
Welt abhängig sein wird. 

(PI des Thüringer Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst) 

70Jahre Staatsarchiv Meiningen 

"Das Staatsarchiv Meiningen hat sich als 
eine der ältesten Behörden und For­
schungseinrichtungen in der Stadt zu ei­
nem unverzichtbaren Bestandteil der Mei­
ninger Kulturlandschaft entwickelr, erklärte 
der Minister Dr. Fickei zum Auftakt der 
Festveranstaltung zum 70jährigen Jubilä­
um des Staatsarchives Meiningen. 

1923 wurde mit der Zentralisierung der 
archivischen Überlieferung aller bedeu­
tenden Archivalien des aufgelösten Her­
zogtums Sachsen Meiningen das heutige 
Staatsarchiv Meiningen begründet. Seit­
her haben sich vielfältige neue Anforde­
rungen an das Staatsarchiv ergeben. Der 
Minister verwies darauf, daß nach 1923 
und 1945 nun auch seit 1989 nach dem 
Zusammenbruch des jeweiligen Herr­
schaftssytems eine wahre Flut an Akten 
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aus aufgelösten Verwaltungen in kürzester 
Zeit übernommen werden mußte. 

Angesichts dieser Aufgaben ist die aus 
Anlaß der Festveranstaltung vorgestellte 
erste selbständige Veröffentlichung des 
Staatsarchives um so bemerkenswerter. 
Dr. Fickei begrüßte die Publikation als " ... 
würdigen Beitrag für die vom Thüringer 
Archivgesetz tonnulierte Aufgabe der 
Staatsarchive als Stätten landesgeschicht­
licher Forschung bei der Vennittlung von 
Landes- und Regionalgeschichte wirksam 
zu werden.'' 

Neben der Einweihung eines neuen Ma­
gazinraumes in Meiningen erfolgte auch 
die symbolische Übergabe der drei ehe­
maligen Bezirksarchive der SED an die 
thüringischen Staatsarchive. Insgesamt 3 
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km Akten, die für die Aufarbeitung der 
DDR-Geschichte bedeutende Dokumente 
von 1945 bis 1989 enthalten, stellen die 
Archivare vor neue Aufgaben. 

Die Übergabe der Akten durch die PDS 
war in der vergangenen Woche durch 
einen Einbringungsvertrag zwischen dem 
Land Thüringen und dem PDS-Landes­
vorstand besiegelt worden. Inhaltliche 
Schwerpunkte des Vertrages sind vor al­
lem die Modalitäten der Verlagerung des 
Archivgutes von den bisherigen Standor­
ten in die Thüringer Staatsarchive, die Zu-

gangs- und Nutzungsrechte unter Wah­
rung der Ansprüche der jeweiligen Eigen­
tümer dieses Archivgutes, die Beschrei­
bung des genauen Umfangs und Inhaltes 
dieser Archive sowie Fragen -der Archivie­
rung und Bewertung. Die Verlegung der 
Archive und die Erstellung der Übergabe­
protokolle wird jedoch noch eine mehrmo­
natige Benutzungssperre zur Folge ha­
ben. 

{PI Thüringer Ministerium für Wissen­
schaft und Kunst) 

Friedrich-Schiller-Universität Jena: Geeignet oder nicht? 
Aus der Praxis der Personalkommission 

Der Beauftragte für Sicherheit und 
Geheimnisschutz 

An der Universität gab es einen "Beauf­
tragten für Sicherheit und Geheimnis­
schutt' (BSG). Nur wenige Universitätsan­
gehörige werden direkt mit ihm zu tun 
gehabt haben, und von diesen leugnen 
viele, ihn gekannt zu haben. Obwohl dem 
Rektor unterstellt, war er praktisch die Au­
ßenstelle des MfS an der Universität. Über 
seinen Tisch gingen alle Vorgänge, die mit 
Sicherheit zu tun hatten, insbesondere alle 
Meldungen über besondere Vorkommnis­
se, Vorbereitung von Tagungen, Auslands­
reisen usw. Er schrieb in regelmäßigen 
Abständen, mehrmals im Jahr, Berichte an 
die entsprechende Stelle im Ministerium 
für Hoch- und Fachschulwesen, in denen 
man dann lesen kann: "Der Student A. 
wurde exmatrikuliert"; "Im gesellschaftli­
chen Bereich gibt es zwei politisch negati­
ve Hochschullehrer, nämlich die Professo­
ren X. und Y." (und dann folgen seitenlan­
ge Einschätzungen mit Lebenslauf, politi­
schen Meinungen, Ergebnissen der Kon­
trolle der Dienstpost usw.); "Sicherheitspo­
litisch interessannt ist auch die Lage im 
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Wissenschaftsbereich Z." (mit Personen­
einschätzungen, die für die Betroffenen 
wohl das Ende der Karriere bedeuteten • 
wenn sie nicht gerade IM und damit ander­
weitig geschützt waren); "Dr. X. und die 
Kollegin Y. sind religiös gebunden; ein 
intimes Verhältnis scheint aber nicht vorzu­
liegen." Der Sicherheitsbeauftragte fertigte 
u.a. Mitte der 7Qer Jahre eine umfangrei­
che Studie über den Einfluß der Kirche 
und der Studentengemeinde an den ein­
zelnen Sektionen an. Es finden sich Perso­
nendossiers, zusammengestellt aus den 
Kaderakten und Spitzelberichten, beson­
ders Ober Wissenschaftler, die mit Militär­
forschung (Laser) zu tun hatten, und Sätze 
wie "Professor X. kaM berufen werden, 
die Zustimmung der Territorialorgane 
(Kreisdienststelle der Staatssicherheit) liegt 
vor." Der BSG hatte sich offensichtlich ei­
nen Kreis von Informanten aufgebaut (die 
nicht unbedingt auch IM der Staatssicher­
heit waren!), zu denen z.B. viele Parteise­
kretäre gehörten. 

Besondere Vorkommnisse 

Jeder Universitätsanghörige war verpflich­
tet, besondere Vorkommnisse als da wa-
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ren : Havarien, Republikflucht, Selbstmord, 
politische Äußerungen, Unfälle. Exmatri­
kulationen, illegale Wandzeitungen sofort 
zu melden. Der übliche Weg lief über den 
Parteisekretär oder den wissenschaftlichen 
Sekretär, auf jeden Fall dann weiter zum 
ersten Prorektor, zum ersten Sekretär der 
UPL und zum BSG. Der entscheidende 
Schritt war immer die erste Meldung, dann 
war die Lawine kaum noch aufzuhalten. Es 
war aber möglich, gewisse Dinge zu über­
hören oder zu übersehen! 

Was waren wohl die Gründe für Professor 
X., an den Prorektor für Medizin schriftlich 
zu melden, er habe aus einer Unterhaltung 
zwischen Sekretärinnen entnommen, daß 
sein Kollege Y. an Alkoholexzessen betei­
ligt sei? Warum fordert der Arzt Z. in einem 
Brief an den Parteisekretär, den Dingen 
nachzugehen, die ihm sein Patient im Zu­
sammenhang mit einem Ausreiseantrag 
unter vier Augen anvertraut hatte? Nach 
einer Bewährungszeit wollte der aus poli­
tischen Gründen exmatrikulierte Student 
X. sich wieder bewerben. Er besuchte 
abends den Dozenten Y., dem er vertraute, 
in dessen Wohnung. War es nur Angst, die 
Herm Y. bewog, diesen Vorgang seinem 
Parteisekretär zu melden, so daß der Be­
richt darüber am nächsten Tag dem BSG 
und damit der Staatssicherheit auf dem 
Tisch lag? 

Der Staat konnte sich nur deshalb so lange 
halten, weil ihm viele untertänig dienten, 
aber oft war auch die Furcht vor Repressali­
en, vor dem dann doch Bekanntwerden 
eines nichtgemeldeten Vorkommnisses, 
das Motiv für die Meldung. 

Was Ist Schuld? Die Entscheidungs­
findung der Personalkommlsslon 

Die Voten der Personalkommission anstan­
den in geheimer Abstimmung. Jedes Mit­
glied stand dabei vor einer doppelten Auf­
gabe: Zum einen war möglichst objektiv 
die Grenze zwischen opportunistischem 
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Mitlaufen und zu sühnender Schuld zu 
finden, zum anderen sollte das Urteil der 
Persönlichkeit des Angehörten und seiner 
zukünftigen Eignung gerecht werden -
manche der Unrechtstaten lagen 20 Jahre 
zurück! 

Wir waren uns von Anfang an darin einig, 
daß die bloße Mitgliedschaft in der Partei 
oder allein die Tatsache, Parteisekretär ei­
ner Sektion oder Klinik gewesen zu sein, 
noch kein Grund für das Votum "nicht ge­
eignet" sein konnte. Wir hatten alle die 
DDR an uns erfahren, wohl jeder von uns 
hatte Kompromisse eingehen müssen, um 
an der Universität bleiben zu können. 
Schuld begann nach unserer Ansicht erst 
dann, wenn man über das Mitschwimmen 
im Strom hinausging, aktiv und bewußt 
(und nachweisbar!) anderen Schaden zu­
fügte und durch mehrfaches Tun kundtat, 
daß man es nicht bereute. 

Schwerer wurden uns Entscheidungen. 
wenn es um höhere Parteifunktionäre, z.B. 
UPL-Mitglieder, ging: Offensichtlich waren 
diese Menschen an Unterdrückungshand­
lungen (Förderung von Parteimitgliedern 
aus nichtfachlichen Gründen, Ablehnung 
von Kandidaten für das Forschungsstudi­
um aus politischen Gründen ... ) durch ihr 
bewußtes, aktives öffentliches Auftreten für 
die Parteilinie auch dann beteiligt, wenn 
keine Unterschriften unter entsprechende 
Dokumente es belegten. Wir sind dann 
prinzipiell nicht von einer solchen "allge­
meinen" Schuld ausgegangen. obwohl 
es sicher dem einen oder anderen manch­
mal schwerfiel (und wenn es auch man­
che der Angehörten und negativ Evaluier­
ten, die nicht gerne von z.B. ihrer wieder­
holten Beteiligung an Urteilen der Diszi­
plinarkommission sprachen, es in der Öf­
fentlichkeit so darstellten!). Das Lesen in 
den Akten und die mündlichen Anhörun­
gen waren oft recht bedrückend. Wir hat­
ten uns geeinigt, bei den Abstimmungen 
eine Stimmenthaltung nicht zuzulassen: 
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keiner der Stimmberechtigten konnte so 
der persönlichen Entscheidung auswei­
chen ( ... ) Die Entscheidungen sind uns 
nicht leicht gefallen, ein negatives Votum 
bedeutete ja häufig das Ende einer wis­
senschaftlichen Karriere. Am Abend und 
am Wochenende nach den meist freitags 
stattfindenden Anhörungen sind mir die 
Schicksale noch lange durch den Kopf ge­
gangen • oft aber auch die Wut über das, 
was Menschen angetan worden war. 

Menschen vor der Personal­
kommission 

Anhörungen fanden in der Regel nur bei 
den Universitätsangehörigen statt, gegen 
die belastendes Material vorlag. Bei der 
Anhörung wurden sie zu diesen Doku­
menten befragt, wußten aber vorher nicht, 
wonach wir im einzelnen fragen würden. 
Der Normalfall war eigentlich der, daß Fak­
ten geleugnet wurden (oder an sie keine 
Erinnerung mehr bestand) und persönli­
che Schuld nicht eingestanden wurde. 

Nur wenige der Angehörten sprachen 
davon, sich nach Entscheidungen Vor­
würfe gemacht zu haben, aber fast nie­
mand hatte daraus die Konsequenz gezo­
gen, derartige Funktionen dann abzuleh· 
nen. Ein ständiges Mitglied der Disziplinar­
kommission für Studenten, dem die Betei­
·Iigung an acht schlimmen politischen Ver­
fahren vorgehalten wurde, blieb mehrere 
Wahlperioden im Amt und fand selbst hau-

te noch: "Das alles sei • für die Betroffenen 
• zwar traurig, aber nicht zu ändern gewe­
sen•. 

Die Ergebnisse der Anhörungen und 
deren Umsetzung 

Ein Jahr nach der Konstituierung der Per­
sonalkommission war die Überprüfung des 
wissenschaftlichen Personals im wesentli­
chen abgeschlossen. Bis Ende 1992 wur­
den 113 mündliche Anhörungen durch­
geführt, d.h. in 113 Fällen lag belastendes 
Material vor, zu dem die Betroffenen be­
fragt wurden: Dabei votierte die Kommissi­
on 46 Mal eindeutig negativ. 

Die Ergebnisse wurden dem Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst mitgeteilt, in 
dessen Händen die endgültige Entschei­
dung lag. Es war uns untersagt, die Betrof­
fenen oder die Universitätsleitung zu infor­
mieren • unsere Voten waren ja auch nur 
eine Empfehlung, der der Minister folgen 
konnte oder auch nicht. Die Entschei­
dungsfindung im Ministerium verlief sehr 
schleppend. Erst ein Jahr, nachdem die 
ersten Voten in Erfurt vorlagen, wurden 
von dort die ersten Kündigungen eingelei· 
tel 

Hans Stephan/ (Jena) 

(Der Autor, Professor amTheoretisch-Phy­
sikalisches Institut der FSU Jena, ist Mit· 
g/ied der dortigen Personalkommission) 

(aus Alma mater jenensis 19193) 

Bilanz zum Ende des ersten Akademischen Jahres der Europa-Universität 
Viadrina Frankfurt/Oder 

Ein positives Resümee zum Ende des er­
sten Akademischen Jahres der neuge­
gründeten Europa-Universität Viadrina 
Frankfurt (Oder) zog Gründungsrektor Prof. 
Dr. Knut lpsen. Als besonders erfreulich 
wertete er die Tatsache, daß sich von den 
468 immatrikulierten Studenten lediglich 
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zwei im ersten Studienjahr nicht zurück­
meldeten. An anderen Hochschulen sei­
en es erfahrungsgemäß zehn Prozent und 
mehr. Es sei ein Zeichen, daß sich die 
Studenten trotz mancher Provisorien be­
züglich Raum- und Bibliotheksnutzung in 
Frankfurt wohlfühlten. Begonnen hatte die 
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U~iversität mit den Studiengängen Rechts­
WISS:9"~aften, Volkswirtschaftslehre und 
Betriebswirtschaftslehre. Ein Drittel der Stu­
denten ~ommt aus dem benachbarten 
P_~I~- Dieser Anteil soll auch bei allen 
kunft1gen Immatrikulationen beibehalten 
werden. !m ~uni liefen die Aufnahmeprü­
fungen fur die polnischen Studenten aus 
Poznan und Wroclaw. 

Zum kommenden Wintersemester startet 
an d~r Europa-Universität die Fakultät Kul­
t~rwiss~schaften. die eine Klammerfunk­
tI'?" ~•sehen den Fakultäten ausüben soll. 
Sie w~_rd einen eigenständigen zum Di­
plom fuhrenden Studiengang anbieten und 
zudem Vorlesungen und Seminare für die 
st udenten der Rechts- und Wirtschaftswis­
senschaften anbieten. Derzeit laufen die 
Berufun~sverhandlungen für die Profes­
soren dieser Fakultät sowie der bereits 
bestehenden. Prof. lpsen unterstrich die 
•~xquisite Bewerberlage". Kritik übte er in 
diesem Zusammenhang an der Praxis des 
Landes Brandenburg, ausländische Wis­
~nschaftler nicht in ein Beamtenverhält­
nis, sondern lediglich in ein Angestellten­
verhältnis übernehmen zu wollen, was zwei 
Klassen von Professoren an dieser auf 
Internationalität ausgerichteten Universität 
sc~affe. Er habe sich deswegen mit einem 
Brief an Innenminister Alwin Ziel gewandt 
und hoffe auf eine positive Resonanz. Be­
troffen seien derzeit österreichische polni­
~e und finnische Wissenschaftler, 'die für 
einen Lehrstuhl an der Viadrina berufen 
wurden. 

Insgesamt wurden bis zum Ende des er­
sten Studienjahres elf Professoren für die 
Europa-Universität durch das Brandenbur-
ger Ministerium für Wissenschaft, For­
schu~g _und Kultur emannt. Damit wurde 

ten Senat und einem noch zu wählenden 
Rektor übergeben", erklärte lpsen. 

Zum Wintersemster 1993194, das am 15. 
Oktober beginnt, erwartet die Viadrina Ober 
600 neue Studierende. Für den Endaus­
bau dieser Universität sind rund 41 oo Studi­
enplätze geplant. 

E~gänzt __ wi~ das Studienangebot der Via­
d~na kunttig durch ein Collegium Polo­
nicum am polnischen Oderufer im benach­
barten ~lubice. Als einmalig bezeichnete 
lpsen die Tatsache, daß dieses von polni­
scher Seite finanzierte lehr- und For­
schungsinstitut mit Konzentration auf ost­
europäische Geschichte, Literatur, Kultur, 
Sprache und Politik eine gemeinsam vom 
Senat der Frankfurter Europa-Universität 
und dem Senat der Universität Poznan 
beschlossene Akademische Rechtsord­
nung haben werde. Für eine solche Kon­
struktion gebe es keine Paralellen. Die 
deutsch-polnische Kooperation bildet den 
Kern der Europa-Universität. Es bestehen 
Kooperationsvereinbarungen mit den 
Hochschulen in Poznan, Szczeczin und 
Wroclaw sowie eine Absichtserklärung zur 
Zusamm~narbeit mit der ältesten polni­
~hen Universität • der Jagellonen-Univer­
sität. Krakow. Weitere Kontakte wurden 
bereits aufgenommen zur russischen 
Staatsuniversität • der Moskauer Lomo­
nossow-Universität ·, zur belorussischen 
Staatsuniversität in Minsk, zur Ecole de 
~~merce Reims in Frankreich sowie zu 
bnt1schen Hochschulen. Nächste Abspra­
chen sollen mit finnischen und schwedi­
schen _Einrichtungen erfolgen. Die Akzep­
tanz_ ~10~r. neugegründeten Europa- Uni­
versität sei tm Ausland größer als im Inland 
unterstrich Prof. lpsen. Trotz aller Schwia-'. 
~keifen eines Neuanfangs sei es bereits 

es moghch, mit den Wahlen zu den Selbst­
verwaltungsorganen der Universität zu 
beginnen. "Zum Herbst will der Grün­
dungssenat seine zweijährige Arbeit be­
enden und die Geschäfte einem gewähl-

im ersten Jahr gelungen, der Rolle als 
Brückenuniversität direkt an der Grenze 
zwischen Ost- und Westeuropa gerecht zu 
werden. Demnächst werden sich die Kul­
turwissenschaftliche und Wirtschaftswis-
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senschaftliche Fakultät der Europa-Univer­
sität in einem Gemeinschaftsprojekt mit der 
Ruhr-Universität Bochum und einer nie­
derländischen Universität der Erforschung 
der Euroregion am Oderfluß widmen. Da­
bei sollen Unterschiede und Paralellen zur 

bereits bestehenden Euroregion an der 
deutsch-niederländischen Grenze heraus­
gearbeitet und Alternativlösungen für ein 
gemeinsames Planungs- und Durchfüh­
rungsgebiet erforscht werden. 

(Viadrina-PI) 

Erfolgreiche Schauspielstudenten 
Ensembles aus Leipzig, Rostock und Hamburg ausgezeichnet 

Die Hochschule für Musik und Theater 
"Felix Mendelssohn Bartholdy" aus Leip­
zig hat am Wochenende beim "4. Theater­
treffen deutschsprachiger Schauspielstu­
denten" in Wien den mit 70.000 Schilling 
(10.00 DM) dotierten Max-Reinhardt-Preis 
errungen. Neben diesem vom österreichi­
schen Bundesministerium für Wissenschaft 
und Forschung erstmals vergebenen Preis 
erhielten weitere neun Ensembles und 
deutschsprachige Nachwuchsschauspie­
ler Preise im Gesamtwert von 50.000 DM, 
die vom Bundesbildungsminister Prof. Dr. 
Rainer Ortleb gestiftet worden sind. Ortleb 
und sein österreichischer Amtskollege 
Busek, der auch Vizekanzler seines Lan­
des ist, hatten am Sonntag (20. Juni 1993) 
gemeinsam das 4. Theatertreffen in Wien 
eröffnet. 

Alle drei Ensemble-Preise gingen an deut­
sche Schauspielergruppen. Das Institut für 
Musik und Theater der Universität Rostock 
wurde mit 10.000 DM für seine Aufführung 
des Stückes "Der Bürgergeneral" von Jo­
hann Wolfgang von Goethe ausgezeich­
net. Ein weiterer Ensemblepreis von 8.000 
DM ging an die Schauspielstudenten der 
Hochschule für Musik und Theater Ham­
burg. Sie waren mit "Ab heute heißt du 
Sara" von Volker Ludwig und Detlef Michel 
bei dem Theatertreffen vertreten. Das Stück 
basiert auf dem autobiographischen Be­
richt "Ich trug den gelben Stern" von lnge 
Deutschkron. zweifacher Preisträger war 
die Hochschule für Musik und Theater 
Leipzig, die ebenfalls einen Ensemblepreis 
von 5.000 DM erhielt. 

(BMBW-PI) 

Neue Bundesländer: Erweiterte Steuerfreiheit von Stipendien 

Der Stifterverband mußte sich nach-Wider­
herstellung der deutschen Einheit mit der 
Frage auseinandersetzen, wie Stipendien 
an Wissenschaftler aus den neuen Bun­
desländern steuerlich zu behandeln sei­
en. Das Einkommenssteuergesetz stellt 
Stipendien unter bestimmten Vorausset­
zungen für den Empfänger steuerfrei; u.a. 
darf bei Stpendien, die der wissenschaftli­
chen Aus- und Fortbildung dienen, im 
Zeitpunkt der erstmaligen Gewährung die-
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ses Stipendiums der Abschluß der Berufs­
ausbildung des Empfängers nicht länger 
als zehn Jahre zurückliegen (Paragraph 3 
Nr. 44 Buchstabe c EStG). 

In den alten Bundesländern wird davon 
ausgegangen, daß die Berufsausbildung 
eines Wissenschaftlers mit der Promotion 
abgeschlossen ist, weil zu diesem Zeit­
punkt nach allgemeiner Auffassung die für 
den Einstieg in die Hochschullehrer1auf-
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bahn wesentlichen Inhaltlichen Grundla­
gen eines Fachgebietes erarbeitet und mit 
der Promotion die Eignung zu wissen­
schaftlicher Arbeit nachgewiesen sind. 
Nach diesem Abschluß sollen Nachwuchs­
wissenschaftler dem Sinn der o.g. Vor­
schrift entsprechend innerhalb der näch­
sten zehn Jahre eine Fortbildung, finan­
ziert durch ein steuerfreies Stpendium, be­
ginnen können. Diese gesetzliche Steuer­
befreiung soll Einrichtungen gezielt in die 
Förderung des wissenschaftlichen Nach­
wuchses lenken, denn die Steuerfreiheit 
erlaubt die Vergabe niedrig dotierter Sti­
pendien und damit einhergehend die För­
derung einer größeren Anzahl von Nach­
wuchswissenschaftlern. 

In der Planwirtschaft der ehemaligen DDR 
waren die Bildungsinhalte insbesondere 
in den Fachbereichen Rechts- und Wirt­
schaftswissenschaften von denen der ser 
zialen Marktwirtschaft völlig verschieden. 
Die Wissenschaftler der neuen Bundes­
länder müssen deshalb unabhängig da­
von, welches Alter und welchen Ausbil­
dungsgrad sie im Bildungssystem der ehe­
maligen DDR erreicht haben, eine weitere 
Ausbildung erhalten, die die Vorausset­
zung für ihren aktiven Einsatz in Forschung 
und Lehre in den westlichen Ländern 
schafft. Deshalb kann der Abschluß der 
Berufsausbildung für die akademische 
Laufbahn in diesen Fällen nicht generell 
mit der Promotin unterstellt werden. Ergän­
zend ist die regelmäßig fehelnde Vergleich­
barkeit der Abschlüsse in den alten und 
neuen Bundesländern zu berücksichtigen. 
Die Promotion A wurde in der ehemaligen 
DDR in der Regel früher abgelegt als die 
Promotion an einer westdeutschen Uni­
versität. Auch die Promotion B konnte we­
gen veränderter Bildungsinhalte insbeson­
dere in den Rechts- und Wirtschaftswis­
senschaften in der Berufspraxis nicht ge­
nerell mit der Habilitation westdeutscher 
Universitäten gleichgestelt werden. 
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Daraus wird erkennbar, welche wlssen­
schafts- und bildungspolitische Bedeutung 
die Aus- und Fortbildung von Wissenschaft­
lern aus den neuen Bundesländern hat. 
Auch der Wissenschaftsrat hat sich in sei­
nen Empfehlungen zum Aufbau der Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften an den 
Universitäten/ Technischen Hochschulen 
in den neuen Bundesländern und im Ost­
teil von Berlin für eine umgehende Nach­
qualifikation dieser Wissenschaftler ausge­
sprochen. Die Hochschuleinrichtungen 
sollen personell in die Lage versetzt wer­
den, einen lehr- und Forschungsbetrieb 
aufzunehmen, der dem Standard der west­
lichen Bundesländer entspricht. Nur so 
kann verhindert werden, daß Studenten 
aus den neuen Bundesländern sich ver­
stärkt an den bereits überfüllten Hochschu­
len der westlichen Bundesländer ausbil­
den lassen. 

Die wissenschaftlich gemeinnützigen För­
dereinrichtungen sind bereit, diese Nach­
qualifikation durch Stipendien zu fördern. 
Dies ist aber effektiv nur möglich, wenn 
Rechtsklarheit über die steuerliche Behand­
lung dieser Stipendien besteht. Die Steu­
erfreiheit von Stipendien an Wissenschaft­
ler aus den neuen Bundesländern schei­
terte aber in vielen Fällen an der bereits 
erwähnten Zehnjahresfrist. Der Stifterver­
band hatte aus diesem Grunde eine Anfra­
ge an das Finanzministerium NW (FM NW) 
gerichtet mit dem Ziel, die Zehnjahresfrist 
für Stipendiaten aus den neuen Bundes­
ländern auszusetzen. Im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen so­
wie den obersten Finanzbehörden der 
anderen Bundesländer hat das FM NW 
entschieden, die Zehnjahresbegrenzung 
in Paragraph 3 Nr.44 Buchstabe c EStG im 
Rahmen einer Billigkeitsregelung bis Ende 
1994 auszusetzen. Die Stipendien zur 
Nachqualifikation von Wissenschaftlern aus 
den neuen Bundesländern unterliegen 
damit nicht der Zehnjahresfrist, wenn die-
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se Stipendien bis spätestens Ende 1994 
erstmalig gewährt werden. Mit dieser Ent­
scheidung hat die Finanzverwaltung im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten einen klei­
nen, aber dennoch wichtigen Beitrag zur 
Verbesserung von Struktur und Organisa­
tion der Wissenschaft und Forschung so-

TAGUNG 

wie zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses in den neuen Bundeslän­
dern geleistet. 

(aus Wirtschaft & Wissenschaft, hrsg. 
vom Stifterverband für die Deutsche 

Wissenschaft.2193) 

Evangelischen Akademikerschaft in Deutschland (ea) / Technische Universität 
Dresden / Evangelische Studentinnengemeinde in Deutschland 

Zwischen Resignation und Aufbruch 
Die Wissenschaften Im Systemwandel 

Symposium vom 30.9. - 3.10.1993 in der TU Dresden (offen für alle Interessierten) 

ÖffenUiche VOf1räge (Audi Max Hettnerstraße ): 
30.9., 20.00Uhr: Prof. Dr. Dr. GünterAltner, Koblenz: Wissenschaft und Wissenschaftskritik vordem 
Anspruch einer'zweiten' Aufklärung 
1.10., 20.00 Uhr: Prof. Dr. Bassam Tibi, Göttingen: Wissenschaft, Islam und Weslliches Denken 
1.10., 9 .oo Uhr: Dr. Hans-PeterGensichen, Wittenberg: Du sollst die Erde nicht mißbrauchen -
biblische Reflexionen 
2.10., 9.00 Uhr: Prof. Dr. Wolf Krötke, Humboldt-Universität Ber1in: Theologie an der Universität -
zur Auseinandersetzung mit den atheistischen Vorgaben 
Diskussionsforen: 
• Die Verantwortung der Wissenschaftler/innen für die Gesellschaft 
• Geisteswissenschaften in einer Technischen Welt 
Arbeitsgruppen u.a. zu: 
• Rolle der Intellektuellen nach der Wende • Wissenschaftlichkeit als geheime Leitvorstellung • 
Freiheit in einer verwalteten Welt • Naturwissenschaften und Philosophie • Studierende aus der 
'Drillen Welt' und die Wende • Sinn und Unsinn westlicherTechnikin den Gebieten der Armut • 
Kulturelle Selbstbesinnung in der 'Drillen Welt" • Ethikunterricht und Philosophie • Glaube, 
Aufklärung und Wissenschaft • Biblische Wurzeln von Wissenschaft und ihrer Kritik • Wirtschaft, 
Ethik, Wissenschaft 

weitere Veranstalter: Deutsche Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Erwachsenenbildung (DEAE), 
Karlsruhe; Evangelische Akademie Amotdshain; Evangelische Akademie Meißen; Evangelisches 
Studienwerk Villigst; Evangelische Studentengemeinde Dresden; Landesverband Sachsen der 
Evangelischen Akademikerschaft 

Information und Anmeldung: 
Geschäftsstelle der ea, Kniebisstr. 29, 70 188 Stuttgart, Tel. (0711) 28 20 15, Fax (0711) 26 
28115; 
Landesverband Sachsen der EAiD, Hauptstr. 23, 01 097 Dresden, Tel. (0351) 562 41 01, 
Fax (0351) 562 41 21. 
Tagungsbüro während des Symposiums im Foyer des Audi Max Hettnerstr., Eingang 
Fritz-Förster-Platz. 
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GELESEN 

Rosemarfe Stein: Die Chartt,. 1945-1992. Ein Mythos von Innen. Mit einem 
Vorwort von Ellis Huber. Argon Verlag, Berlin 1992, 271 S., 28,- DM 

Wlrklichein Mythos? 

Ein Lehrstuhl an der Charite - das war In 
Deutschland bis 1933 das oberste Ziel aller 
Mediziner. Die Charite war das Mekka der 
ärztlichen Elite. Hier waren - um nur einige 
der bekanntesten Namen zu nennen -
Rudolf Virchow, Robert Koch, Ferdinand 
Sauerbruch, Christoph Wilhelm Hufefand, 
Carl Ferdinand von Graefe, Karl Bonhoef­
fer tätig. Das gemeinsame Band hieß Cha­
rite • Barmherzigkeit. Seinen Namen be­
kam das weltbekannte Krankenhaus im 
Jahr 1727. 

Auch wenn die Charite schon fängst ihren 
Ruf als Schmiede der Nobelpreisträger 
verloren hat, Barmherzigkeit konnte sich 
hier dennoch konservieren. Wie auch im­
mer: voraussichtlich gab es Angehörige 
des medizinischen Personals, die nicht als 
ein Arm der Krake Stasi fungierten und 
unabläßlich funktionstüchtige Nieren, Le­
ber, Herzen, Nasen, Penisse und Zungen 
für die verkommenen SED-Politbürokraten 
aus gesunden Körpern herausschnitten, 
obwohl die Charite das Vorzeigekranken­
haus der SED war. Den 800 Millionen 
Westmark teuren Neubau weihte Erich 
Honecker 1982 ein - als "Symbol unserer 
Gesundheitsfürsorge, von der Werktätige 
im Kapitalismus nur träumen können" (1 ). 

Auch wenn die Forschung zu kurz kam, 
bei der Versorgung der Patienten leistete 
die Charite, leistete ihre (privilegierte) Ärz­
teschaft mehr als jedes andere Kranken­
haus. Wohlgemerkt: es konnte mehr gelei­
stet werden. Zur Charite gehörten aber 
auch die sogenannten "Valutazimmer". 
Hier residierten nicht die SED-Bonzen, die 
hatten ihre eigenen Privatstätten zur Pflege 
und Erholung. Die Betreuung für Dollar 
oder Deutschmark wurde • so ist verschie-
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dentfich zu vernehmen - vor affem von 
Ölmultis aus der Wüste in Anspruch ge­
nommen. 

Nach den Herbstereignissen von 1989 kam 
die Charite vor allem wegen dreier Proble­
me wiederholt und nachhaltig auf die Titel­
seiten so ziemlich aller Gazetten, die in 
Deutschland irgendwie die öffentliche 
Meinung prägen. Es ging um Stasiverstrik­
kungen von Mitarbeitern und Angestellten 
der Charite, es ging um den staatlich betrie­
ben Organklau, und es ging um Pläne, die 
die Vereinigung der geschichtsträchtigen 
Charite mit dem dagegen historisch pro­
vinziell anmutenden Klinikum im westber­
liner Ortsteil Steglitz vorsahen. Diese An­
schfußpläne sind mittlerweile aus der Welt. 
Ebenso scheint der Organklau für die Hirn­
kranken nicht die unvorstellbaren Ausma­
ße gehabt zu haben, wie "GUTEN MOR­
GEN DEUTSCHLAND!" recherchiert ha­
ben woffte. Bleibt als gegenwärtiges Pro­
blem die gesamte Vergangenheit der Cha­
rite. 

"Basis und Gerüst des Stalinismus an der 
Charite waren sowohl der hauptamtliche 
Apparat der SED als auch die als 'Nomen­
ktaturkader' eingestuften SED-Mitglieder 
sowie Funktionäre von Massenorganisa­
tionen. Sie alle funktionierten als Stützen 
des hierarchisch organisierten Regimes. 
Auf allen Ebenen gab es stalinistische Ver­
haltensweisen mit freiwilliger Ein- und Un­
terordnung sowie eine verbreitete Unterta­
nenmentalität. 

Wie überall im lande war der Apparat des 
MfS auch an der Charite allgegenwärtig 
und diente diesen Strukturen." (2) Die Cha­
rite • das war die DDR im kleinen. Wie der 
Präsident der Ärztekammer Berlin, Ellis 
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Huber, im Vorwort zu dem Buch über die 
Charite schreibt, erwies sich dieses Kran­
kenhaus "als exemplarisch für das Leben 
im totalitären Staat" (S. 8). 

Die Journalistin Rosemarie Stein versuch­
te vor allem im Wintersemester 1991/92 mit 
Charite-Mitarbeitem und Medizinstudenten 
ins Gespräch zu kommen. Von diesen 
narrativen Interviews hat sie 23 ausgewählt, 
drastisch gekürzt, gerafft und zu zusam­
menhängenden Erzählungen verarbeitet. 
In einem Anhang veröffentlicht sie Ergeb­
nisse von Nachforschungen über den Ein­
fluß des Ministeriums für Staatssicherheit 
auf die Charite. 

Unter den Befragten dominieren die Hoch­
schullehrer, die zumeist in unterschiedli­
chen Stellungen über viele Jahre an der 
Charite verantwortlich tätig waren und zum 
überwiegenden Teil noch tätig sind. Au­
ßerdem wurden Interviews mit zwei Sekre­
tärinnen, mit der Leiterin der Personalak­
tenführung sowie mit zwei Studenten (ei­
ner aus dem Westen, einer aus dem Osten) 
abgedruckt. 

Die Auswahl unter den nach der Wende 
noch rund 5000 Mitarbeitern des Kranken­
hauses sei - wie die Autorin sagt - "partei­
lich" gewesen: "Denn es sollten bevor­
zugt jene zu Wort kommen. die sich für die 
Erneuerung der Charite einsetzen, wenn 
auch keineswegs ausschließlich sie. Die 
'alten Kader' der Partei verweigerten je­
doch das Gespräch." (S. 18) 

Die abgedruckten Gespräche, die von den 
Befragten nicht lesend korrigiert werden 
konnten, die ihnen aber für eventuelle 
Abänderungen vorgelesen wurden, um 
den Charakter der "oral history" zu bewah­
ren, spiegeln den Aufbruch, den Umbruch 
und die Unsicherheiten wider, die an der 
Charite herrschen. 

Der Band gibt aber nicht nur einen Einblick 
in die Charite, sondern vermittelt ebenso 
Aufschluß über die Situation an der Hum­
boldt-Universität zu Berlin, deren Bestand­
teil die Charite ist. So erzählt zum Beispiel 
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ein Mediziner aus dem Mittelbau, der auch 
Vorsitzender der universitätsweiten Ehren­
kommission ist: "Der Akademische Senat 
der Humboldt-Universität ist im Mai 1990 
das erstemal gewählt worden, und da wur­
de ich auch als Mitglied gewählt. Das war 
gespenstisch zu Anfang, es waren die al­
ten Dekane alle drin, auch von den Gesell­
schaftswissenschaften. Es wurde zwar ein 
neuer Rektor gewählt [3], Herr Fink, aber 
der war ja auch im vorherigen Senat als 
Dekan vertreten, das heißt, er wechselte 
nur den Sitz im Senat. Ein Teil der Senato­
ren war neu, aber die waren natürlich von 
der alten Garde gewählt worden." (S. 179) 

In allen Beiträgen wird das Ringen mit der 
eigenen Vergangenheit deutlich. Schon 
aus den von R. Stein gewählten Über­
schriften wird ersichtlich, daß die Charite 
tatächlich einen Mikrokosmos der DDR 
verkörperte. Ein Wissenschaftler bekennt, 
sich aus der Politik ganz herausgehalten 
zu haben, andere sahen sich zu Konzes­
sionen gezwungen. Der befragte Oststu­
dent meint: "Passiv und angepaßt waren 
wir alle mehr oder weniger nach außen 
hin." (S. 189) 

Ein Mediziner kommt zu Wort, der vom MIS 
als Inoffizieller Mitarbeiter (IM) geführt wur­
de: "Eine Verpflichtungserklärung habe 
ich nicht abgegeben, das habe ich immer 
abgelehnt, so etwas zu machen. Gegen 
das Ministerium als solches hatte ich nichts; 
ich habe nichts dagegen, daß jeder Staat 
seinen Nachrichtendienst hat und sich 
nach außen hin schützt. Aber gegen diese 
Kontrolle und Überwachung und Bespit­
zelung der Mitbürger habe ich immer et­
was gehabt, das geht auch aus den Unter­
lagen hervor.M (S. 153) Selbst von der 
Staatssicherheit kurzzeitig in Gewahrsam 
genommen, sieht sich dieser Mann heute 
Anschuldigungen ausgesetzt, die er kaum 
entkräften vermag: "Ich kann das nicht ver­
stehen. Und es ist die Schwierigkeit für alle 
Betroffenen, nun den Gegenbeweis anzu­
treten; das ist unmöglich. Da steht Aussage 
gegen Aussage, und wenn der betreffen-
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de Führungsoffizier nicht zu greifen Ist oder 
nicht zu einem Gespräch oder einer eides­
stattlichen Aussage bereit ist, dann bleiben 
die Berichte der ehemaligen Staatssicher­
heit, und ich kann nichts beweisen." (S. 
155) 

Die Problematik des MfS spielt In vielen 
Beiträgen eine Rolle. In der Humboldt­
Universität ist diese erst sehr spät erkannt 
und öffentlich diskutiert worden. Allerdings 
ging es dabei im wesentlichen nur um die 
Person des damaligen Rektors, Heinrich 
Fink, als bekannt wurde, daß auch er IM 
gewesen war. Der schon oben zitierte 
Vorsitzende der Ehrenkommission der 
Universität meint dann auch: "Die Universi­
tätsleitung hat sich hingegen erst darum 
(um die MfS-Problematik) gekümmert, als 
es um den Fall Fink ging." (S. 185) 

Aus einem Interview mit der jetzigen Leite­
rin der Personalaktenführung wird deut­
lich, daß das MfS jederzeit Zugriff auf die 
Akten dieser und wohl auch jeder anderen 
Einrichtung hatte: "Ich saß in meinem Büro, 
und eines Tages kam ein Mann ins Zim­
mer, steuerte auf meinen Schlüsselschrank 
zu und nahm meinen Schlüssel. Ich sagte: 
Entschuldigen Sie bitte, was machen Sie 
denn hier, wohin wollen Sie denn? Und da 
sagt er. Das hat seine Richtigkeit, und ich 
komme regelmäßig. In dem Moment kommt 
der stellvertretende Direktor aus seinem 
Zimmer, der hört, wie ich diesen Mann 
anspreche und sagt: Frau B., das hat seine 
Richtigkeit, der Mann hat die Kompetenz, 
der gehört zur Kaderabteilung der Hum­
boldt-Universität, und der hat mit uns Zu­
sammenarbeit .... Eine Woche später flü­
stern mir aber meine Kolleginnen, daß es 
sich um einen Mann von der Stasi handelt, 
der immer Akten holt und bringt. ... Das 
waren die Studentenakten, die wurden 
eben von der Stasi ganz regelmäßig geholt 
und gebracht. Mit Patientenakten ist das in 
den ganzen Jahren nie so offen passiert, 
dazu sind wahrscheinlich Mittelsmänner 
genommen worden." (S. 1081.) 
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Den Band schließen nützliche Ausführun­
gen zur Tätigkeit des MfS an derCharite ab. 
Ihr Sinn bestand aber nicht darin, eine 
wissenschaftliche Abhandlung über die 
Rolle des MfS im Hochschul- und Wissen­
schaftsbetrieb der DDR zu ersetzen. Viel­
mehr sollte ein knapper Überblick gege­
ben werden, wie und in welchen Größen­
ordnungen sich die Tätigkeit des MfS an 
einer spezifischen Institution vollzog. 

Inwieweit die Charite wieder zu einem 
Magneten der internationalen Medizinwelt 
wird, bleibt abzuwarten. Gegenwärtig be­
findet sie sich noch im Neuaufbau, wozu 
auch die Neuauschreibung von allen Stel­
len gehört. Zur Situation an der Charite im 
Oktober 1992 schreibt Rosemarie Stein: 
"Depression, Unsicherheit und Resignati­
on scheinen das emotionale Klima in den 
Instituten und Kliniken drei Jahre nach der 
Wende stärker zu prägen als Aufbruch­
stimmung. Man spürt mehr Unruhe, die auf 
der Stelle tritt, als wirkliche Bewegung, die 
eine bestimmte Richtung einschlägt." (S. 
269) 

Und ganz am Ende des Buches stellt R. 
Stein eine Frage, die auch sie nicht zu 
beantworten vermag. Diese wird mehr und 
mehr an einigen Bereichen der Humboldt­
Universität zu Ber1in die zentrale Frage 
überhaupt. 

"Wie erneuert man eine Fakultät - und 
eine Universität -, wenn man die alte DDR­
Nomenklatura samt den IMs nicht los wird, 
weil die Arbeitsgerichte fast keine Kündi­
gungen zulassen?" (S. 271) 

llko-Sascha Kowalczuk (Berlin) 

Anmettu,gen 
[1) Vg. den großaufgemachten Bericht im Neu­
en Deutschtandvom 15.Juni 1982, S. 1,3-4. 

(2) Vergangenheit an derCharite - Bewältigt 
oder kritisch aufgearbeitet? Flugblatt vom 4. 
November 1990 (Archiv des Vf. ). 

(3) DerRektorwurde im Mai 1990vom Konzil der 
Universität gewählt. 
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PUBLIKATIONEN zur Leipziger 
Universitätskirche 

Am 23. Mai 1993 jährte sich zum fünfundzwanzigsten Male die Spren­
gung der Leipziger Pauliner-(Universitäts-)Kirche. Mehrere Verlage 
nahmen diesen Tag zum Anlaß, um Publikationen mit Bezug auf die 
seinerzeitigen Ereignisse (denen wenige Tage später auch das Lei1r 
ziger Universitätshauptgebäude, das Augusteum, mit dem legend_ären 
Hörsaal 40 zum Opfer fiel) herauszugeben. Im folgenden eine Uber­
sicht der die Titel: 

FR1TZSCH, GONTER: Gesicht zur Wand. Willkür und Erpressung hlntBr Mielkes Mauern 
(Erlebnisbericht des Leipziger Physikers und Mitinitiators der Transparentaktion "Wir 
fordern Wiederaufbau!" nach der Universitätskirchensprengung über seine Stasihaft 
Anfang der 70er Jahre]. St. Benno Verlag, Leipzig 1993. 159 S. DM 15,80. 

HOTTER, EuSABETH: Die Paullner-Universltätskirchezu Leipzig. Geschichte und Bedeu­
tung (Erstveröffentlichung der 1961 fertiggestellten einzigen kunstwissenschaftlichen 
Darstellung der Geschichte und Bedeutung der Kirche]. Verlag Hermann Böhlaus 
Nachfolger, Weimar 1993. 179 S. DM 68,-. 

LöFFLER, l<AR1N: Die Zerstörung. Dokumente und Erinnerungen zum Fall der Universi­
tätskirche Leipzig. St. Benno Verlag, Leipzig 1993. 234 S. DM 24,80. 

PAUUNERVEREIN/ MIITTLDEUTSCHEA RUNDFUNK/ BILD-ZEITUNG lEIPZIGf VERLAG KuNST UND 
TouR1ST1K LE1PZ1G (Hrsg.): Universitätskirche Leipzig. Ein Streitfall? Inklusive einer CD: 
"Bleibet hier und wachet ... •. Die Universitätskirche zu Leipzig 1240 - 1968. Eine Doku­
mentation. Hrsg. vom Mitteldeutschen Rundfunk MDR. Verlag Kunst und Touristik, 
Leipzig 1992. 168 S. DM 79,80. Über den Buchhandel. 

RosNEA, CLEMENS (Hrsg.): Die Universitätskirche zu Leipzig. Dokumente einer Zerstö­
rung. Forum Verlag, Leipzig 1992. 112 S. DM 19,80. Über den Buchhandel. 

TOPFSTEDT, THOMAs/ ZwAHR, HARTMUT (Hrsg.): Der Leipziger Augustusplatz. Funktions­
und Gestaltwandel eines Großstadtplatzes 1830- 1990. Universitätsverlag Leipzig 

(angekündigt). Ca. 200 S. 
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nen • Literaturinformation • Dokumentation 

hochschule 
ost 

bl■herlge Themen: 
Dieosld~Hochschulgesetze • LagederSozialwissenschaltenln(Ost•)Deutschland • DieEmeuerungundihre 
Kritenen DD~·Wissenschaftsgeschic:hte • Hoohschulslruktur in Sachsen • Heinrich Fink und der Umgang mit unserer 
Vergangenheit Anhörung desBundeslegsausschusse, Bildung und Wissenschaft P81Sp81divenderHochschul-enlwicldung 
: Osld~GeschichtswissensdiaftzwischenGeslemundMorgen • JOrgenTeUerHonorarprofessor• Fortsetzungzum 
Fall Fmk Hochschulrahmenrecht nach der deutschen Newereinigung • Europa·UniversltAt Frank•furt/Oder • 

Ehrenpromotion Hans Mayer in Leipzig • HAG •Genesis Im Westen und Wirkung im Osten • Kirchliche Hochschulen 
zwischen Nische und Fusion· BdWi-Rilhjahrsakadernie: KritischeGeisles-undSozialwissenschaftennachdem Ende des 
Sozialismus • Wissenschaft Ost 1989/90 • EuropAische UnlversitAt Erfurt • Streitsache Latinum • Drei Jahre 
Wissenschaftsumbau in Berlin-Ost • 2. Deu1schlandkongreß habilitierterWissenschaftter • Frauen inderOstwissenschaft 
• SPD•Wissenschaftsforum • SAchsische Hochschulerneuerung aus Oppositionsperspektive • Ostdeutsche 
Studentengemeinden • Geschichta und Funktionswandel• HochschulenundMIS • der Umgang mit einem unbequemen 
Erbe·VorschlägezurHochschulreform•Melhodok>gischeWende?•Hochschu1ealslnstitutionundl..andeshochschulrecht 
"VelbAnde (-Schicksale) im Osten • Ostdeutsche EntwicldungslAndefforschung In der DDR und danach • Positionen zum 
SAchsischen Hochschulgesetz • Aspekte dBf Personalstruktur•Neugestaltung in der ostdeutschen Wissenschaft • Die 
osldeutschenArchive 

Autortnnen: 
WolfgangNitsch.~Oklxl.HorstPoldrack,RosemarieWNl,ManhiasMiddell,Geo!gNolte.LarissaK~nzing,KurtNowak, 
PeerPastemack. Fritz Klein, Wolfgang KOttter, Wolfgang Emst,JOrgen Teller. Frank Geißler, llko-Sascha Kowalczuk. 
Torsten Buhmann. Rudolf von Thadden, HansJoachim MeyBf, Christoph Kahler, Rudolf Mau, MartinOnnasch, Monika 
Gibas, HOfSIKlnkmann, UtaSlal1<e, Marlis DOrkop, Hermam Klenner, Hans.Uwe Erichsen, EdellbertRichter, Comelius 
W01ss,Alfred Förster, PeterPOISCh, H~Emons, Eberhanffiefensee, H~OrgSandkOhler, HartmuTl:lsenhans 
GOnlherWartenberg,SonjaBrentjes,MartinRobbe,GOnterEiselt,MichaelDaxner,UlrichGeyar,HansgünterMeyer u .. a: 

Ko iervorla e 

BittesendenSiemir*hochschuleost': 
1. ein Exemplar zum Kennenlernen 

Bestellung 

2 ............ mal das Journal im Normal-Abonnement 
3 ............ mal im Abo für ostdeutsche Privatbezieherinnen/ 

für55,-DM 

Studentinnenabonnement für 33 - DM 
4 ............ mal im Abonnementlürin der akademischen /studentischenSelbstverwal- ' 

tung in den FNLaktive Studierende (tätig in folgendem Gremium 
······················································> für20 ·DM 

Die Bezahlung erfolgt nach Rechnungslegung mitdemerslen Heft ' 
Habe ich mich fOrVariante2„ 3. oder 4. entschieden, soe!ldAreichmich damiteinveistanden. daß sich mein 
Abonnementjewe~sumeinJahrverfAngert,wemichesnichtbisvierWochen(Poslsterroel)vorAblaufder 
Bestentnst kündige. 

Ncrne 
Adresse······································································································· 

. ..................................................... (Datum) ........................................................... (Unterschrift) 

Es ist mir bekannt daß meine Bestenung erst wirl<samwird. wenn ich sie gegenüber dem Anbieternicht innerhalb von 
sieben Tagen (Postste1"1"4)81) schriftlich widerrufe. 

. .................................................. (2. Unterschrift) 
Bitte senden an: Arbeitskreis Hochschulpolitische ffentlichkeit beim StuRa Uni 
Leipzig,Augustusplatz 9, PSF 920, O - 7010 Leipzig 
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